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Teil I: Ziele, Zwecke, Inhalte und wesentliche Auswirkungen der Planung 

1. Anlass und Ziele der Planung 

Der Änderungsbereich umfasst eine derzeit im Wesentlichen als Grünfläche genutzte Fläche 
südlich der Straße „Timmermanns Hellmer“. Im Zuge der 31. Änderung des Flächennut-
zungsplans wird auf einer Fläche von ca. 2,1 ha eine Wohnbaufläche dargestellt. Parallel zur 
31. Änderung des Flächennutzungsplanes stellt die Stadt Brake den Bebauungsplan  
Nr. 79 „Timmermanns Hellmer“ auf. Im Bebauungsplan Nr. 79 sollen Allgemeine Wohngebie-
te festgesetzt werden. Die Stadt Brake will mit der Bauleitplanung der konstant hohen Nach-
frage nach Wohngrundstücken für Einfamilienhäuser in der Stadt Brake nachkommen. Der 
Änderungsbereich schließt unmittelbar westlich an bereits bebaute Grundstücke an. Östlich 
angrenzend befinden sich auf großzügig geschnittenen Grundstücken eingeschossige, frei-
stehende Einfamilienhäuser und Doppelhäuser.  

Der Änderungsbereich liegt derzeit mit Geländehöhen von ca. 0,00 m NHN sehr tief. Um 
eine Erschließung des Geländes zu ermöglichen, ist die Anhebung des Geländes um min-
destens 1,0 m, etwa auf das vorhandene Geländeniveau der angrenzenden Bebauungen 
erforderlich. Die Erschließung der Wohnbaufläche kann aus nördlicher Richtung über die 
Straße „Timmermanns Hellmer“ erfolgen. Die Straße „Timmermanns Hellmer“ mündet nord-
östlich des Änderungsbereichs in die Stedinger Landstraße (K 213).  

Die immissionsschutzrechtliche Verträglichkeit (Verkehrslärm) der geplanten Wohnbaufläche 
in räumlicher Nähe zur Stedinger Landstraße, zur Bundesstraße 212 und zur Bahnlinie wur-
de gutachterlich untersucht. Die gutachterlichen Aussagen sind in die Planunterlagen einge-
arbeitet. Außerdem wurden ein Geruchsgutachten, ein Entwässerungskonzept und eine ori-
entierende Untersuchung zur Altlastensituation erstellt und  ausgewertet.  

Der Änderungsbereich bietet sich für die Realisierung eines Wohngebietes aus den nachste-
henden Gründen besonders an: 

• Der Änderungsbereich liegt in unmittelbaren Anschluss an die bestehenden Siedlungs-
nutzungen. Die bestehende Struktur kann in westliche Richtung fortgesetzt werden. 

• Nördlich des Änderungsbereiches grenzt die Straße „Timmermanns Hellmer“ an. Die 
Straße „Timmermanns Hellmer“ mündet nordöstlich des Änderungsbereiches in die 
Stedinger Straße (K 213). Der Änderungsbereich verfügt damit über eine sehr gute 
Anbindung an das überörtliche Verkehrswegenetz.  

• Eine Lärmimmissionsprognose und ein Geruchsgutachten wurden erstellt. Es wurde 
gutachterlich der Nachweis erbracht, dass eine Immissionsschutzverträglichkeit herge-
stellt werden kann.  
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1.1 Bedarfseinschätzung 

Die Stadt Brake verzeichnete in den vergangenen Jahren eine positive Nachfrage nach 
Grundstücken für den Einfamilienhausbau. Die Grundstücke in dem zuletzt entwickelten 
Wohngebiet „Wiesenstraße“ (Bebauungsplan Nr. 77) wurden in kurzer Zeit vergeben. Die 
Stadt Brake erwartet auch für die Zukunft eine konstante Nachfrage nach Grundstücken für 
den Einfamilienhausbau.  

Im Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP) des Landkreises Wesermarsch 2003 sind 
für das Mittelzentrum Brake die Schwerpunktaufgaben „Sicherung und Entwicklung von Ar-
beits- und Wohnstätten“ vorgesehen. Auch im RROP 2019 ist die Stadt Brake als Mittelzent-
rum dargestellt. Die Stadt Brake hält es in Hinblick auf eine zukunftsgerichtete Siedlungs-
entwicklung für geboten, ein der örtlich angepasstes Kontingent an Wohnbauflächen auszu-
weisen, um auch künftig den Versorgungsauftrag als Mittelzentrum erfüllen zu können. Mit 
der Schaffung von Bauplätzen möchte die Stadt Brake gezielt einem Rückgang der Bevölke-
rung und einer Überalterung der Bevölkerung entgegenwirken und auch der jüngeren Gene-
ration Perspektiven für ein Verbleiben in der Stadt Brake bieten. 

Die Bevölkerungsentwicklung in der Stadt Brake ist bezogen auf das Jahr 2011 mit + 0,7% 
leicht positiv. Die Bertelsmannstiftung prognostiziert jedoch bis zum Jahr 2030 einen Bevöl-
kerungsrückgang von ca. -6,7 %.1 Auch die Regio GmbH prognostiziert bis zum Jahr 2030 
einen Bevölkerungsrückgang von -5,0 %.2  

Nur eine Einwohnerstruktur, die alle Altersgruppen beinhaltet, ermöglicht jedoch ein lebendi-
ges und zukunftsweisendes Dorfgemeinschafts- und Vereinsleben. Die Stadt Brake möchte 
daher mit der Bereitstellung von Wohngrundstücken auch den negativen Folgen eines Be-
völkerungsverlustes wie einem sterbenden Dorfgemeinschafts- und Vereinsleben, dem Ver-
lust an Kaufkraft und dem Verlust von Steuereinnahmen entgegenwirken. Um die nachwach-
sende Generation halten zu können, ist die Schaffung von Wohngrundstücken ein wichtiger 
Faktor. Durch die Schaffung von Bauplätzen in Brake soll die Eigenentwicklung gesichert 
und ein Abwandern von Bauwilligen verhindert bzw. einer Überalterung der Bevölkerung 
vorgebeugt werden. Zudem wird mit der Realisierung des Plangebietes auch die vorhandene 
Infrastruktur ausgelastet und damit auch perspektivisch gesichert.  

1.2 Bodenschutzklausel/ Umwidmungssperrklausel 

Das BauGB enthält in § 1a abs. 2 BauGB Regelungen zur Reduzierung des Freiflächenver-
brauchs. Dies soll im Wesentlichen über zwei Regelungsmechanismen erfolgen: 

• Nach § 1a Abs. 2 S. 1 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam umgegangen wer-
den (Bodenschutzklausel). 

• § 1a Abs. 2 S. 2 BauGB bestimmt, dass landwirtschaftlich, als Wald und für Wohn-
zwecke genutzte Flächen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden sollen 
(Umwidmungssperrklausel).  

Nach § 1a Abs. 2 S. 3 BauGB sind die Bodenschutzklausel und die Umwidmungssperrklau-
sel in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. Damit handelt es sich bei 

                                                
1  Bertelsmannstiftung: Wegweiser-kommune.de: Demographiebricht – Brake (Unterweser) im Landkreis Wesermarsch 
2  Regio GmbH: Im Auftrag des Landkreises Wesermarsch im Rahmen des BMVI-Modellvorhabens „Langfristige Sicherung 

von Versorgung und Mobilität in ländlichen Räumen; Oldenburg, 29.05.2017 
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beiden Zielsetzungen nicht um Planungsleitsätze, sondern um abwägungsrelevante Regeln. 
Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes kommt ihnen kein Vorrang vor 
anderen Belangen zu, sie sind aber in der Abwägung zu berücksichtigen, wobei ein Zurück-
stellen der in § 1 a Abs. 2 S. 1, 2 BauGB genannten Belange einer besonderen Rechtferti-
gung bedarf. Faktisch ist der Belang der Reduzierung des Freiflächenverbrauchs damit in 
den Rang einer Abwägungsdirektive gehoben worden. § 1 a Abs. 2 S. 1,2 BauGB enthält 
kein Verbot der Bauleitplanung auf Freiflächen. § 1 a Abs. 2 S. 1,2 BauGB verpflichtet die 
Gemeinde, die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlicher Flächen zu begründen. 
Dabei sollen Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden. 

Die Stadt Brake hat daher analysiert, inwieweit alternative Flächen in § 30 (Bebauungsplan-
gebiete) und § 34 BauGB-Gebieten (Innenbereich) Alternativen für die geplante Neudarstel-
lung auf den derzeit landwirtschaftlich genutzten Flächen des Änderungsbereiches darstellen 
können. Die Stadt Brake verfügt nur noch über vereinzelte Grundstücke in rechtskräftigen 
Bebauungsplänen, die deutlich nicht ausreichend sind, den Bedarf bzw. die Nachfrage zu 
decken. Auf die Bebauung von Baulücken und die Wiederbelegung von Leerständen hat die 
Stadt Brake nur wenig Einfluss. Insofern ist es aus Sicht der Stadt Brake gerechtfertigt, den 
Belang der Schaffung von Baugrundstücken auf ehemals landwirtschaftlich genutzten Flä-
chen höher zu gewichten als den Belang zur Reduzierung des Freiflächenverbrauchs, der im 
Ergebnis einen Verzicht auf eine weitere bauliche Entwicklung der Stadt Brake bedeuten 
würde, da alternative Flächen derzeit im Stadtgebiet nicht zur Verfügung stehen. Parallel zu 
dieser Bauleitplanung wirkt die Stadt Brake im Rahmen der ihr zur Verfügung stehenden 
Mittel darauf hin, dass auch durch die Schließung von Baulücken und die Wiederbelegung 
von Leerständen weiterer Wohnraum geschaffen wird. 

2. Planungsrahmenbedingungen 

2.1 Geltungsbereich und Beschreibung des Änderungsbereiches 

Der Änderungsbereich befindet sich im südlichen Bereich der Stadt Brake, westlich der Ste-
dinger Landstraße (Kreisstraße 213) und südlich der Straße „Timmermanns Hellmer“. Der 
Änderungsbereich wird im Norden durch die Straße Timmermanns Hellmer begrenzt. Im Os-
ten grenzen die Gärten der bebauten Grundstücke an der Stedinger Landstraße an. Die süd-
liche und westliche Grenze wird durch angrenzende landwirtschaftliche Flächen gebildet.  

Der Änderungsbereich ist überwiegend von einer intensiven Grünlandnutzung geprägt. Der 
nördliche Teilbereich wird als Pferdeweide genutzt. Als Unterstand für die Pferde dient eine 
Hütte am nordöstlichen Rand des Plangebiets. Südlich der Straße „Timmermanns Hellmer“ 
sowie am westlichen und östlichen Plangebietsrand sind Gräben vorhanden. Zur Erschlie-
ßung der südlichen Grünlandfläche verläuft parallel zum östlichen Graben ein unversiegelter 
Weg. Auch in West-Ost-Richtung wird der Änderungsbereich durch einen Graben gequert. 
Im Bereich des Grabens sind einzelne Gehölze vorhanden.  

Südlich des Plangebietes liegen Gehölze, deren Kronenbereiche in den Änderungsbereich 
hineinragen. Südwestlich sind Gewässer/ Teiche vorhanden. Die westlich, südlich und nörd-
lich angrenzenden Flächen werden als landwirtschaftliches Grünland genutzt. Südlich und 
nördlich des Änderungsbereichs befinden sich zudem einzelne Wohnnutzungen im pla-
nungsrechtlichen Außenbereich.  
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Östlich schließt sich Wohnbebauung mit eingeschossigen, freistehenden Einfamilienhäusern 
und Doppelhäusern auf großzügigen Grundstücken an den Änderungsbereich an. In den 
Gartenbereichen sind zum Teil dichte und hohe Gehölze zum Plangebiet hin vorhanden.  

Die Entfernung des Änderungsbereichs zur östlich gelegenen Weser beträgt ca. 350 m. Die 
Bundesstraße B 212 liegt ca. 400 m, die Bahnlinie ca. 300 m westlich des Plangebietes. 
Weiter westlich in einem Abstand von mehr als 500 Metern befindet sich das Entsorgungs-
zentrum Wesermarsch. Dies besteht aus einer Deponie, einer Vergärungsanlage für Bioab-
fälle mit anschließender Kompostierung, einem Recyclinghof als Annahmestelle für Wertstof-
fe sowie einer Kläranlage zur Reinigung des Sickerwassers der Deponie. 

2.2 Raumordnung  

Landesraumordnungsprogramm  

Im Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen wird die Stadt Brake als Mittelzentrum 
eingeordnet. In den zentralen Orten ist eine Entwicklung anzustreben, die die Leistungsfä-
higkeit der Orte entsprechend ihrer Bedeutung für die Versorgung der Bevölkerung und die 
Wirtschaft sichert und verbessert.  

Regionales Raumordnungsprogramm 

Im Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP) des Landkreises Wesermarsch 2003 sind 
für das Mittelzentrum Brake die Schwerpunktaufgaben „Sicherung und Entwicklung von Ar-
beits- und Wohnstätten“ vorgesehen. In der zeichnerischen Darstellung wird der Änderungs-
bereich als Vorsorgegebiet für die Erholung dargestellt: 

 

Abb.: Ausschnitt aus dem RROP 2003 

Nach 1.5 „Siedlungsentwicklung, Wohnen, Schutz siedlungsbezogener Freiräume“ der Be-
gründung zum RROP 2003  ist die Siedlungsentwicklung der Region Wesermarsch und sei-
ner Teilräume im engen Zusammenhang mit der Nachfrage nach Bauflächen der dort leben-
den und arbeitenden Bevölkerung zu sehen. 

Derzeit wird das Regionale Raumordnungsprogramm (RROP) des Landkreises Weser-
marsch neu aufgestellt. Der Beschluss über die Neuaufstellung wurde vom Kreistag am 
24.06.2013 getroffen. Auch im RROP 2019 ist die Stadt Brake als Mittelzentrum dargestellt. 
Der Änderungsbereich wird im RROP 2019 als Vorbehaltsgebiet für die landschaftsbezoge-
ne Erholung dargestellt.  

Flächennutzungsplan 

Der Änderungsbereich ist im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Brake als Fläche für 
die Landwirtschaft dargestellt. Östlich angrenzend werden Wohnbauflächen dargestellt. 

Änderungsbereich 
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Nördlich werden Grünflächen dargestellt. Die Darstellungen des Flächennutzungsplans kön-
nen der nachstehenden Abbildung entnommen werden. 

 

Abb.:  Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Brake 

Bebauungspläne 

Für den Änderungsbereich liegt kein Planungsrecht/ Bebauungsplan vor. Für die östlich ge-
legenen Baugrundstücke an der Stedinger Landstraße besteht eine Satzung nach § 34 
BauGB. Die rückwärtigen Gartenbereiche werden von der Satzung in einem schmalen Strei-
fen nicht erfasst: 

 

Abb.:  Ausschnitt aus dem Geltungsbereich der Satzung nach § 34 BauGB 

Plangebiet 
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3. Auswirkungen der Planung/ Wesentliche Abwägungsbelange 

3.1 Ergebnisse der Beteiligungsverfahren 

3.1.1 Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange 

• Der Landkreis Wesermarsch hat darauf hingewiesen, dass sich im rechtskräftigen 
RROP 2003 und im Entwurf des RROP (neu) eine symbolhafte Darstellung zur Si-
cherung und Sanierung erheblicher Bodenbelastungen / Altlasten in südlicher Rand-
lage des Plangebietes befinde. Es sei dazulegen, ob die Planung damit vereinbar 
sei. 

Es wurde eine orientierende Untersuchung zur Altlastensituation erstellt: Die Bodenproben 
zeigten keine Anzeichen einer Verunreinigung mit relevanten Schadstoffen. Die Analysen 
von Grundwasserproben und dem Grabenwasser ergaben ebenfalls keine Hinweise auf Ver-
unreinigungen. Die Stadt Brake, geht auf der Grundlage der o.g. gutachterlichen Ergebnisse 
davon aus, dass die Planung mit der symbolhaften Darstellung im RROP zur Sicherung und 
Sanierung erheblicher Bodenbelastungen / Altlasten vereinbar ist. Es wurde gutachterlich der 
Nachweis erbracht, dass keine Auswirkungen durch Altlasten im Plangebiet zu erwarten 
sind.  

• Der Landkreis Wesermarsch hat auf einen denkmalgeschützten ehemaligen histori-
schen Deichzug im nördlichen Plangebiet hingewiesen.  

Die Aussagen zum Denkmalschutz wurden berücksichtigt/ in der Begründung ergänzt.  

• Der Landkreis Wesermarsch hat angemerkt, dass Detailangaben zum Brandschutz 
fehlten. Zudem hat er Hinweise zur erforderlichen Breite der Erschließungsstraßen 
und der Wendeanlage vorgebracht.  

Die Löschwasserversorgung wird im Zuge der Ausführungsplanung sichergestellt. Die Anre-
gungen zur Erschließungsplanung beziehen sich auf das parallel aufgestellte Bebauungs-
planverfahren. Zum Bebauungsplan Nr. 79 erfolgt eine separate Abwägung. 

• Der Landkreis Wesermarsch hält eine Betrachtung der Frage, ob das zukünftige 
Wohngebiet Beeinträchtigungen für Fledermäuse hervorrufen kann, für erforderlich. 
Des Weiteren müsse auf das Störpotential auf die gesichteten Wasservögel, eine 
eventuelle Brut und gegebenenfalls auf Vermeidungsmaßnahmen eingegangen 
werden. 

Der Anregung wurde gefolgt. Eine nähere Betrachtung der Betroffenheit von Fledermäusen 
wird im Umweltbericht ergänzt. Innerhalb des südlichen Plangebietes befinden sich keine 
Gehölze oder Gebäude. Eine direkte Betroffenheit von Sommer- oder Winterquartieren von 
Fledermäusen im Plangebiet kann daher ausgeschlossen werden. Die Gewässer südwest-
lich des Plangebietes können von der Teichfledermaus als Jagdhabitat genutzt werden. Die 
heranrückende Bebauung lässt keine besondere Betroffenheit nahrungssuchender Teichfle-
dermäuse erwarten. Soweit nicht ausgeschlossen werden kann, dass einzelne Fledermäuse 
über dem Grünland jagen, finden sich in der Umgebung ausreichende gleichwertige Grün-
landflächen, die ein Ausweichen ermöglichen.  

Die dokumentierten Wasservogelarten (Reiher- und Stockente, Blässhuhn und Graugans) 
werden zunehmend innerhalb von Parklandschaften und Grünanlagen mit frequentierter 
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menschlicher Präsenz beobachtet. Folglich sind die Störwirkungen auf diese Vogelarten 
durch den Menschen eher als gering zu bewerten. Um dennoch eine bauzeitliche Störung zu 
vermeiden, sollten die Baumaßnahmen außerhalb der Vogelbrutzeiten (Oktober bis Ende 
Februar) stattfinden. Anlagebedingte Störungen werden ebenfalls als gering bewertet. Sofern 
dennoch Verdrängungseffekte auftreten, wird angenommen, dass die Vogelarten die beru-
higteren Bereiche im Südwesten des Teiches aufsuchen oder auf Teiche in der unmittelba-
ren Umgebung ausweichen. Erhebliche Beeinträchtigungen für Wasservögel oder gar eine 
Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population werden durch die Pla-
nung nicht begründet. 

• Der Landkreis hat ein hydrogeologisches Gutachten gefordert. 

Der Anregung wurde nachgekommen. 

• Der OOWV hat Hinweise zur Trinkwasserversorgung und Schmutzwasserentsor-
gung vorgebracht. Es müssten verschiedene Entwässerungsvarianten untersucht 
werden. 

Es liegt ein Oberflächenentwässerungskonzept vor. Dies wurde in den Planunterlagen be-
rücksichtigt. 

• Die Landwirtschaftskammer Niedersachsen hat angemerkt, dass durch den Flä-
chenentzug bei den ggf. betroffenen landwirtschaftlichen Nutzern keine erheblichen 
Betroffenheiten hervorgerufen werden dürften. Um durch die erforderlichen Aus-
gleichsmaßnahmen keinen weiteren Entzug landwirtschaftlicher Nutzflächen her-
vorzurufen, sollten diese zum einen in landwirtschaftlicher Nutzung verbleiben und 
die Maßnahmen zum anderen möglichst so gestaltet werden, dass eine landwirt-
schaftliche Nutzung weiterhin möglich und sinnvoll ist. 

Es besteht eine feste vertragliche Vereinbarkeit, dass nach Rechtskraft des Bebauungspla-
nes die Flächen in den Besitz des Vorhabenträgers übergehen. Die Abgabe der Flächen 
erfolgte auf Freiwilligkeit. Zudem weist der Änderungsbereich nur eine Größe von ca. 2,1 ha 
auf, so dass nur eine relativ kleine Fläche der landwirtschaftlichen Nutzung entzogen wird. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Maßnahmen zur Kompensation sind auf 
nachgeordneter Planungsebene zu konkretisieren. Im parallel aufgestellten Bebauungsplan 
(mit nahezu gleichem Geltungsbereich) ist die Kompensation auf dem Flurstück 558/55, Flur 
8, Gemarkung Hammelwarden sowie auf den Flurstücken 228/2 und 4/3, Flur7, Gemarkung 
Schweiburg vorgesehen. Die Flächen werden aktuell intensiv genutzt und sollen durch Ex-
tensivierungsmaßnahmen aufgewertet werden. Folglich verbleiben die Flächen in einer sinn-
vollen, landwirtschaftlichen Nutzung. 

• Niedersachsen Ports GmbH & Co. KG hat auf ihre Kompensationsverpflichtungen 
auf den Flurstücken 48/4, 579/45, 25/6, 311/61, 314/62 und 25/9, Flur 8 Gemarkung 
Hammelwarden hingeiwesen. 

Die Kompensationsflächen liegen westlich des Plangebietes, westlich der Bahnlinie in deutli-
cher Entfernung zum Plangebiet. Die Kompensationsflächen werden daher durch die Aufstel-
lung des Bebauungsplanes nicht tangiert. 

• Das Landesamt für Bergbau Energie und Geologie hat Hinweise zur Bauwirtschaft 
vorbracht und auf sulfatsaure Böden im Plangebiet verwiesen. 

Die Hinweise zur Bauwirtschaft wurden in der Begründung ergänzt.  
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Entgegen den Grundlagen des NIBIS Servers des LBEG weist der Landschaftsrahmenplan 
des Landkreises Wesermarsch (2016) für das Plangebiet keine potentiell sulfatsauren Böden 
bis in 2 m Tiefe aus. Dennoch wird der Umweltbericht vorsorglich um die nebenstehende 
Problematik ergänzt.  

Gemäß dem Altlastengutachten von Böker und Partner liegen die Grundwasserstände im 
Plangebiet zwischen 0,4 und 1,3 m unterhalb der Geländeoberkante (vor Ort ermittelt, 
04.02.2019). Oberflächennah stehen demnach keine sulfatsauren Böden an. Durch die ge-
plante Geländeaufhöhung (bekannt aus dem parallel aufgestellten B-Plan Nr. 79) auf min-
destens 1,00 m ü. NHN wird ein weiterer Abstand zu den potentiell sulfatsauren Böden an 
diesem Standort gewonnen. Auch auf B-Plan Ebene ist bisher nicht konkret absehbar, ob 
und in welchem Umfang Bodenaushub innerhalb des Grundwasser-gesättigten Bereiches 
erforderlich wird. Eine Betroffenheit der Bausubstanz wird daher zu diesem Zeitpunkt nicht 
abgeleitet. Auf Umsetzungsebene ist das Thema „sulfatsaure Böden“ jedoch wieder aufzu-
greifen, um die nebenstehenden Probleme zu vermeiden. Entsprechend wird folgender Hin-
weis in die Planzeichnung des B-Plans aufgenommen:   

Aufgrund des Gefährdungspotenzials „sulfatsaurer Böden“ sind im Vorfeld von Tiefbaumaß-
nahmen Vorerkundungen zur Abschätzung des Versauerungspotenzials und der Bewertung 
des anfallenden Bodenaushubs gemäß den Informationen aus den Geofakten 24 und 25 des 
LBEG durchzuführen. Es ist für einen fachgerechten Umgang mit dem anfallenden Material 
zu sorgen. 

• Die Deutsche Bahn AG/ DB Immobilien hat auf Emissionen der Bahnanlagen hin-
gewiesen.  

Die vorgebrachten Hinweise wurden in der Begründung ergänzt. Die immissionsschutzrecht-
liche Situation im Plangebiet wurde gutachterlich betrachtet. Dabei wurden auch die Emissi-
onen durch den Schienenverkehr berücksichtigt. Die Gutachter sind bezüglich der Verkehrs-
lärmimmissionen zu dem Ergebnis gekommen, dass die schalltechnischen Orientierungswer-
te für Allgemeine Wohngebiete nachts nicht eingehalten werden. Zur Tagzeit werden die 
schalltechnischen Orientierungswerte für Allgemeine Wohngebiete eingehalten. Für das 
ganze Plangebiet wurde der Lärmpegelbereich II berechnet. Die Stadt Brake hat die gut-
achterlichen Ergebnisse nachvollzogen und für plausibel befunden.  

• Die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr hat Hinweise 
zum Anschluss an die K 213 vorgebracht und auf die Emissionen der K 213 und  
B 212 hingewiesen. 

Die Begründung wurde entsprechend ergänzt. Zum Schallgutachten siehe vorstehend.  

• Der VBN hat Hinweise zum öffentlichen Personennahverkehr vorgebracht. 

Die Hinweise wurden in der Begründung ergänzt.  

• Die EWE Netz GmbH, Vodafone und die Deutsche Telekom Technik GmbH haben 
Hinweise zur Ausführungsebene vorgebracht. Die EWE Netz hat auf ihre Leitungs-
auskunft im Internet hingewiesen. 

Eine Leitungsabfrage über die genannte Internetadresse der EWE wurde durchgeführt. 
Demnach befinden sich innerhalb der Verkehrsparzelle der Straße Timmermanns Hellmer 
und der Stedinger Straße Strom– und Gasleitungen. Ein entsprechender Hinweis wurde in 
die Begründung aufgenommen.   
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3.1.2 Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 

• Bürger haben auf die Artenvielfalt hingewiesen. 

Das Plangebiet weist aufgrund seiner intensiven Grünlandnutzung keine besonderen Bio-
toptypen sowie keine besondere Artenvielfalt auf. Die angrenzenden Teichlandschaften blei-
ben durch die Planung unberührt. Entlang des westlichen Gewässers entwickeln sich natürli-
cherweise Schilfbestände, die als Sichtschutz gegenüber der Teichanlage dienen und wei-
terhin als Nistplatz für Brutvögel zur Verfügung stehen werden. 

• Bürger haben den Bedarf angezweifelt. 

Die Stadt Brake verfügt nur noch über vereinzelte Grundstücke in rechtskräftigen Bebau-
ungsplänen, die deutlich nicht ausreichend sind, den Bedarf bzw. die Nachfrage zu decken. 
Insofern ist es aus Sicht der Stadt Brake gerechtfertigt, den Belang der Schaffung von Bau-
grundstücken auf ehemals landwirtschaftlich genutzten Flächen höher zu gewichten als den 
Belang zur Reduzierung des Freiflächenverbrauchs, der im Ergebnis einen Verzicht auf eine 
weitere bauliche Entwicklung der Stadt Brake bedeuten würde, da alternative Flächen derzeit 
im Stadtgebiet nicht zur Verfügung stehen. Die Schaffung von Wohnbauflächen ist ein öffent-
liches Interesse. Der Planung grundsätzlich entgegenstehende Belange sind nicht bekannt. 
Eine Eignung für die Entwicklung eines Wohngebietes ist gegeben. Das Plangebiet bietet 
sich für die Realisierung eines Wohngebietes besonders an. 

• Bürger kritisieren die geplante Geländeaufhöhung. Die Entwässerung würde jetzt 
schon nicht funktionieren und sich zukünftig verschlechtern.  

Eine Geländeaufhöhung ist erforderlich. Die Stadt Brake liegt in der Wesermarsch, Gelän-
deaufhöhungen sind daher vielerorts erforderlich und stellen kein Alleinstellungsmerkmal des 
Plangebiets dar. 

Es wurde ein Oberflächenentwässerungskonzept erstellt. Das Oberflächenwasser der ge-
planten Gebäude wird über Hausanschlussschächte und das Straßenwasser über Straßen-
abläufe den geplanten Freigefällekanälen in den Verkehrsflächen zugeführt. Der Freigefälle-
kanal der Erschließungsstraße entwässert auf ca. halber Strecke der Erschließungsstraße in 
den westlichen vorhandenen Graben. Der vorhandene westliche Graben wird in Richtung 
des neuen Baugebietes aufgeweitet und als Rückstaugraben mit einer Staueinrichtung her-
gestellt. Das Entwässerungssystem ist dann teileingestaut. Das Wasser wird gedrosselt in 
die vorhandenen Gräben eingeleitet und fließt über das vorhandene Grabensystem in das 
Käseburger Sieltief ab. Der an der Grenze zwischen der bestehenden Bebauung und der 
geplanten Bebauung verlaufende Bestandsgraben (Nord-Süd) wird nicht verändert und nicht 
durch zusätzliches Oberflächenwasser aus dem geplanten Baugebiet belastet. Der in Be-
bauungsplanmitte verlaufende Graben (West-Ost) wird verfüllt und durch einen neuen Gra-
ben am südlichen Rand des Bebauungsplanes ersetzt, so dass der Graben an der Grenze 
zwischen vorhandener und geplanter Bebauung weiterhin an das bestehende Entwässe-
rungssystem angeschlossen ist. Negative Auswirkungen auf die angrenzenden Grundstücke 
sind daher nicht zu befürchten. 

• Bürger weisen auf Altlasten im Plangebiet hin. Auch seien Schutt und teerhaltige 
Abfälle aus Straßenbaumaßnahmen eingebracht worden. 

Es wurde eine orientierende Untersuchung zur Altlastensituation erstellt: Die Bodenproben 
zeigten keine Anzeichen einer Verunreinigung mit relevanten Schadstoffen. Die Analysen 
von Grundwasserproben und dem Grabenwasser ergaben ebenfalls keine Hinweise auf Ver-
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unreinigungen. Einträge – wie von Bürger beschrieben - werden häufig zur besseren Befahr-
barkeit von Flächen angelegt. Deshalb werden derartige Bereiche bei der Baufeldfreima-
chung grundsätzlich gesondert betrachtet und nach einer Deklaration fachgerecht entsorgt 
oder vor Ort verwertet.  

• Bürger befürchten viel neu erzeugten Verkehr und einen Gefahrenpunkt an der 
Einmündung in die Kreisstraße. 

Für die äußere verkehrliche Erschließung des Wohngebietes ist die vorhandene Einmün-
dung an der Kreisstraße 213 im Anschlussbereich auszubauen und umzugestalten. Für die 
Beurteilung der Leistungsfähigkeit der Anbindung ist die Spitzenstunde maßgeblich. Die Er-
schließungsplaner haben bei 21 Grundstücken und 1,5 Fahrzeugen/Haushalt maximal 30 
Linksabbieger in der Spitzenstunde ermittelt. Die umgebaute Einmündung wird hauptsächlich 
zur Erschließung der geplanten Wohnbebauung durch Pkw genutzt. Die Sichtfelder auf be-
vorrechtigte Radfahrer (5 m/30 m) sowie auf bevorrechtigte Kraftfahrer (5 m/70 m) werden 
gewährleistet. Verkehrliche Belange stehen der Planung nicht entgegen. Die Planung wurde 
mit der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Geschäftsbereich 
Oldenburg, abgestimmt. 

• Bürger bemängeln ein fehlendes städtebauliches Konzept. 

Mit der 31. Flächennutzungsplanänderung und der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 79 
sollen dem Markt im relativ geringen Umfang Bauplätze zur Verfügung gestellt werden, um 
den kurzfristigen Bedarf zu decken. Dazu ist die Aufstellung eines übergeordneten städte-
baulichen Konzeptes nicht erforderlich. 

• Bürger fordern aktive Schallschutzmaßnahmen. 

Zur Tagzeit werden die schalltechnischen Orientierungswerte für Allgemeine Wohngebiete 
eingehalten. Daher sind aktive Schallschutzmaßnahmen (Wand oder Wall) zum Schutz der 
Außenwohnbereiche nicht erforderlich. Zur Nachtzeit kann der erforderliche Schallschutz 
über passive Schallschutzmaßnahmen ausreichend sichergestellt werden. Der Anregung zur 
Festsetzung eines Lärmschutzwalles wird daher nicht nachgekommen. 

• Bürger befürchten Beeinträchtigungen der renaturierten Gewässer / Biotope. Bunt-
specht und Grünspecht seien im Plangebiet gesichtet worden. Lichtverschmutzung 
wird befürchtet. .Bürger befürchten den Verlust des Brut- und Jagdgebietes für sel-
tene Tiere. 

Die geplante Wohnbaufläche begründet keine Beeinträchtigung der Flora in der unmittelba-
ren Umgebung des Plangebietes. Auswirkungen auf die Fauna, z. B. auf den südwestlich 
gelegenen Teichen, kann nicht gänzlich ausgeschlossen werden. Durch die intensive Bewirt-
schaftung des Plangebietes und der bereits bestehenden Bebauung östlich des Plangebietes 
besteht bereits eine geringfügige Störwirkung auf die Fauna der Umgebung. Durch die Pla-
nung rückt die Bebauung näher an die Teiche heran, so dass es zu geringfügigen Verdrän-
gungseffekten kommen kann. Es wird jedoch erwartet, dass die Wasservögel im Falle einer 
Störung auf die beruhigteren Bereiche im Südwesten des Teiches, oder auf die Teiche in 
unmittelbarer Umgebung ausweichen können. Eine Gefährdung des Fortbestands der Fauna 
besteht dadurch nicht. 

Im Zuge der Geländebegehung zur Aufnahme von Brutvögeln im Plangebiet wurden die ne-
benstehenden Vogelarten nicht gesichtet. Fortpflanzungs- und Ruhestätten konnten eben-
falls nicht festgestellt werden. Ein Aufsuchen der Flächen, z. B. zur Nahrungssuche, im 
Plangebiet ist zwar nicht auszuschließen, allerdings ist dies mit Bezug auf den Grünspecht 
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eher unwahrscheinlich, da der Grünspecht vor allem Ameisen frisst und die feuchten Bedin-
gungen ein reichhaltiges Ameisenvorkommen nicht hergeben. Es wird daher davon ausge-
gangen, dass der Bunt- und der Grünspecht zwar als Gast im Plangebiet vorkommen, die 
Flächen jedoch keinen essentiellen Lebensraum darstellen. Zudem sind in unmittelbarer 
Umgebung gleichwertige Biotope vorhanden, die ein Ausweichen der Arten ermöglicht. 

Die Installation einer „streulichtarmen Beleuchtung“ wird weder durch den F-Plan noch durch 
den B-Plan geregelt. Sie kann jedoch auf Umsetzungsebene berücksichtigt werden. 

Durch die Planung werden die angrenzenden Gärten als Jagdreviere nicht beeinträchtigt. Die 
Überplanung des Grünlandes im Plangebiet stellt ebenfalls keine erhebliche Beeinträchti-
gung für die nebenstehend aufgeführten Vogelarten dar, da sich in unmittelbarer Umgebung 
weitflächig gleichwertige Biotopstrukturen befinden, die von den Vogelarten zur Nahrungssu-
che genutzt werden können.     

• Bürger fordern eine FFH-Verträglichkeitsprüfung 

Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Erstellung einer FFH-Verträglichkeits-Prüfung ist nicht 
erforderlich. Der in der Stellungnahme angegebene Abstand von 160 m zum FFH-Gebiet 
“Teichfledermaus-Gewässer im Raum Bremerhaven/Bremen” ist nicht korrekt. Das o. g. 
FFH-Gebiet liegt rd. 260 m südlich des Plangebietes und ist durch die südlich bestehenden 
Gehölzbestände und durch die bestehende Bebauung vor potentiellen Lichtimmissionen ab-
geschirmt. Zudem stellen die Grünlandflächen im Plangebiet keine essentiellen Nahrungs-
räume für die Teichfledermaus dar. Eine Beeinträchtigung des potentiellen Jagdhabitats der 
südwestlichen Teiche wird durch die Planung nicht erwartet. Im Rahmen der FFH-
Verträglichkeits-Vorprüfung wurde daher bereits in der I. Stufe festgestellt, dass durch die 
Planung keine erheblichen Beeinträchtigungen auf das FFH-Gebiet der Teichfledermaus 
ausgelöst werden (vgl. Umweltbericht, Pkt. 1.2). 

• Bürger befürchten Keime und Sporen durch die Biogasanlage und radioaktive 
Strahlung durch die Ablagerung radioaktiv belasteter Abfälle aus dem KKU-
Rückbau. 

Eine Gesundheitsgefahr durch den Betrieb der Biogasanlage auf dem Betriebsgelände der 
Zentraldeponie ist nach gutachterlichen Bewertungen ausgeschlossen. Die Maßnahme zum 
Rückbau des Kernkraftwerkes Unterweser stehen in keinem inhaltlichem Zusammenhang 
zur Flächennutzungsplanänderung.  

• Bürger befürchten eine Wertminderung und rechtliche Schlechterstellung der beste-
henden Bebauung. 

Es wird eine Wohnbaufläche dargestellt. Auch die östlich angrenzenden Grundstücke sind 
wohngenutzt. Die Planung fügt sich in die Umgebung ein. Daher wird die Planung objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. Der Petitionsausschuss des Bundes-
tages vom 13.04.2011 hat verdeutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Be-
tracht käme, wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit des 
Grundstückes auszugehen sei. Dies kann hier ausgeschlossen werden. 
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3.1.3 Ergebnisse der parallel zur öffentlichen Auslegung durchgeführten Beteili-

gung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

• Der Landkreis Wesermarsch hat darauf hingewiesen, dass zwei und nicht eine Be-
gehung stattgefunden haben und an beiden Terminen keine Brutvögel festgestellt 
werden konnten. Es müsse eine ökologische Baubegleitung stattfinden. 

Der zweite Kartiertermin und der Hinweis zur ökologischen Baubegleitung wurden im Um-
weltbericht ergänzt. 

• Der Landkreis Wesermarsch hat darauf hingewiesen, dass nach den Karten des 
NIBIS Kartenservers - Sulfatsaure Böden in niedersächsischen Küstengebieten -
(Horizont 0 - 2 m) mit dem Auftreten von potentiell sulfatsaurem Boden zu rechnen 
sei. 

Entgegen den Grundlagen des NIBIS Servers des LBEG weist der Landschaftsrahmenplan 
des Landkreises Wesermarsch (2016) für das Plangebiet keine potentiell sulfatsauren Böden 
bis in 2 m Tiefe aus. Im Umweltbericht sind sowohl die Inhalte des Landschaftsrahmenplans 
als auch die Inhalte des NIBIS Servers dokumentiert. 

Gemäß dem Altlastengutachten von Böker und Partner (12.3.2019) liegen die Grundwasser-
stände im Plangebiet zwischen 0,4 und 1,3 m unterhalb der Geländeoberkante (vor Ort er-
mittelt, 04.02.2019). Oberflächennah stehen demnach keine sulfatsauren Böden an. Durch 
die geplante Geländeaufhöhung auf mindestens 1,00 m ü. NHN wird ein weiterer Abstand zu 
den potentiell sulfatsauren Böden an diesem Standort gewonnen. Auf B-Plan Ebene ist nicht 
konkret absehbar, ob und in welchem Umfang Bodenaushub innerhalb des Grundwasser-
gesättigten Bereiches erforderlich wird. Eine Betroffenheit der Bausubstanz wird daher zu 
diesem Zeitpunkt nicht abgeleitet. Auf Umsetzungsebene ist das Thema „sulfatsaure Böden“ 
jedoch wieder aufzugreifen, um die nebenstehenden Probleme zu vermeiden. Im Umweltbe-
richt ist dieser Hinweis im Schutzgut Boden und in den Vermeidungsmaßnahmen aufgeführt. 
Folgender Hinweis ist bereits in der Planzeichnung aufgenommen:   

Aufgrund des Gefährdungspotenzials „sulfatsaurer Böden“ sind im Vorfeld von Tiefbaumaß-
nahmen Vorerkundungen zur Abschätzung des Versauerungspotenzials und der Bewertung 
des anfallenden Bodenaushubs gemäß den Informationen aus den Geofakten 24 und 25 des 
LBEG durchzuführen. Es ist für einen fachgerechten Umgang mit dem anfallenden Material 
zu sorgen 

• Der OOWV hat auf seine Stellungnahme zur frühzeitigen Beteiligung hingewiesen 
(s.o.). 

• Das Landesamt für Bergbau Energie und Geologie hat die Böden im Plangebiet 
verdichtungsempfindlich seien. Aus bodenschutzfachlicher Sicht werden Hinweise 
zu den Maßnahmen der Vermeidung und Verminderung negativer Bodenbeein-
trächtigungen vorgebracht. 

Der genannten Inhalte waren im Umweltbericht als Vermeidungsmaßnahmen aufgeführt. Die 
Beispiele zu den Maßnahmen wurden im Umweltbericht ergänzt. 

• Die Deutsche Bahn AG/ DB Immobilien hat auf Emissionen der Bahnanlagen hin-
gewiesen. Die Sicherheit und der Betrieb des Eisenbahnverkehres auf der angren-
zenden Bahnstrecke dürfte nicht gefährdet oder gestört werden. 
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Die Eisenbahnstrecke verläuft westlich des Plangebietes  in rd. 300 m Entfernung. Beein-
trächtigungen sind daher nach Auffassung der Stadt Brake nicht zu erwarten. 

Die immissionsschutzrechtliche Situation im Plangebiet wurde gutachterlich betrachtet. Da-
bei wurden auch die Emissionen durch den Schienenverkehr berücksichtigt. Die Gutachter 
sind bezüglich der Verkehrslärmimmissionen zu dem Ergebnis gekommen, dass die schall-
technischen Orientierungswerte für Allgemeine Wohngebiete nachts nicht eingehalten wer-
den. Zur Tagzeit werden die schalltechnischen Orientierungswerte für Allgemeine Wohnge-
biete eingehalten. Für das ganze Plangebiet wurde der Lärmpegelbereich II berechnet. Die 
Stadt Brake hat die gutachterlichen Ergebnisse nachvollzogen und für plausibel befunden.  

• Die Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr hat auf Schallemissionen von 
der K 213 hingewiesen. 

Die immissionsschutzrechtliche Situation im Plangebiet wurde gutachterlich betrachtet. Da-
bei wurden auch die Emissionen durch den Straßenverkehr berücksichtigt. Die Gutachter 
sind bezüglich der Verkehrslärmimmissionen zu dem Ergebnis gekommen, dass die schall-
technischen Orientierungswerte für Allgemeine Wohngebiete nachts nicht eingehalten wer-
den. Zur Tagzeit werden die schalltechnischen Orientierungswerte für Allgemeine Wohnge-
biete eingehalten. Für das ganze Plangebiet wurde der Lärmpegelbereich II berechnet. Die 
Stadt Brake hat die gutachterlichen Ergebnisse nachvollzogen und für plausibel befunden. 
Im parallel aufgestellten Bebauungsplan wird der Lärmpegelbereich II festgesetzt. Die Be-
lange des Schallschutzes werden damit ausreichend berücksichtigt. 

• Die Deutsche Telekom Technik GmbH hat auf ihre Richtfunkstrecke hingewiesen. 

Es wird eine Wohnbaufläche dargestellt. Die Stadt Brake geht aufgrund der getroffenen 
Festsetzung zur Gebäudehöhe im parallel aufgestellten Bebauungsplan  davon aus, dass die 
Richtfunkstrecke der Deutschen Telekom nicht betroffen ist. Aus der dem Schreiben der Te-
lekom beigefügten Anlage ist zudem die Lage des Plangebietes innerhalb der Richtfunkstre-
cke nicht zu entnehmen.  

3.1.4 Ergebnisse der öffentlichen Auslegung 

• Bürger bemängeln, dass die erstellten Gutachten nicht ausreichend seien.  

Es wurden ein Schallgutachten, eine Geruchsimmissionsprognose, eine Orientierende Un-
tersuchung sowie ein Geotechnisches Gutachten durch renommierte Fachbüros erstellt. Die 
Gutachten bieten ausreichendes und vollständiges Abwägungsmaterial. Für die Stadt be-
steht kein Anlass an den Ergebnissen der Sachverständigen zu zweifeln. 

• Bürger führen aus, dass gemäß Nds. Landesraumordnungsprogramm und Regiona-
lem Raumordnungsprogramm erst nach dem sicheren Ausschluss aller möglichen 
Innenbereichsflächen derartige Umnutzungen denkbar seien. Sie seien jedoch 
durch naturschutzrechtliche Belange per se ausgeschlossen. Ein Bedarf bestehe 
nicht. Es bestünden noch Baugrundstücke in Bebauungsplänen und in Planung be-
findlichen Baugebieten und auch Leerstünde und Baulücken. 

Der Einwand ist nicht korrekt. Nach § 1a Abs. 2 S. 3 BauGB sind die Bodenschutzklausel 
und die Umwidmungssperrklausel in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichti-
gen. Damit handelt es sich bei beiden Zielsetzungen nicht um Planungsleitsätze, sondern um 
abwägungsrelevante Regeln. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes 
kommt ihnen kein Vorrang vor anderen Belangen zu, sie sind aber in der Abwägung zu be-
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rücksichtigen, wobei ein Zurückstellen der in § 1 a Abs. 2 S. 1, 2 BauGB genannten Belange 
einer besonderen Rechtfertigung bedarf. Faktisch ist der Belang der Reduzierung des Frei-
flächenverbrauchs damit in den Rang einer Abwägungsdirektive gehoben worden. § 1 a Abs. 
2 S. 1,2 BauGB enthält kein Verbot der Bauleitplanung auf Freiflächen. § 1 a Abs. 2 S. 1,2 
BauGB verpflichtet die Gemeinde, die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlicher 
Flächen zu begründen. Dabei sollen Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt 
werden. Die Stadt Brake hat daher analysiert, inwieweit alternative Flächen in § 30 und § 34 
BauGB-Gebieten Alternativen für die geplante Neuausweisung auf den derzeit landwirt-
schaftlich genutzten Flächen des Bebauungsplanes Nr. 79 darstellen können.  

Die Stadt Brake verfügt nur noch über vereinzelte Grundstücke in rechtskräftigen Bebau-
ungsplänen, die deutlich nicht ausreichend sind, den Bedarf bzw. die Nachfrage zu decken. 
Bei der von den Bürgern eingereichten Aufzählung von Potenzialflächen handelt es sich mit 
Ausnahme der Baugebiete Wiesenstraße und Klippkanne um Baugebiete in Planung. Die 
Erfahrungen mit dem Baugebiet Wiesenstraße haben gerade erst in jüngster Vergangenheit 
gezeigt, dass eine große Nachfrage nach Baugrundstücken für den Einfamilienhausbau vor-
handen ist. Auf die Wiedernutzung von Leerständen und die Bebauung von Baulücken hat 
die Stadt Brake wenig Einfluss. Sie wirkt aber im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Möglichkeiten darauf hin, dass auch diese Potenziale genutzt werden.  

Insofern ist es aus Sicht der Stadt Brake gerechtfertigt, den Belang der Schaffung von Bau-
grundstücken auf ehemals landwirtschaftlich genutzten Flächen höher zu gewichten als den 
Belang zur Reduzierung des Freiflächenverbrauchs, der im Ergebnis einen Verzicht auf eine 
weitere bauliche Entwicklung der Stadt Brake bedeuten würde, da alternative Flächen derzeit 
im Stadtgebiet nicht zur Verfügung stehen. 

Ein Bedarfsnachweis wurde geführt. Die Stadt Brake verfügt nur noch über vereinzelte 
Grundstücke in rechtskräftigen Bebauungsplänen, die deutlich nicht ausreichend sind, den 
Bedarf bzw. die Nachfrage zu decken. Die Schaffung von Wohnbauflächen ist ein öffentli-
ches Interesse.   

Im Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP) des Landkreises Wesermarsch 2003 sind 
für das Mittelzentrum Brake die Schwerpunktaufgaben „Sicherung und Entwicklung von Ar-
beits- und Wohnstätten“ vorgesehen. Nach 1.5 „Siedlungsentwicklung, Wohnen, Schutz 
siedlungsbezogener Freiräume“ der Begründung zum RROP 2003 ist die Siedlungsentwick-
lung der Region Wesermarsch und seiner Teilräume im engen Zusammenhang mit der 
Nachfrage nach Bauflächen der dort lebenden und arbeitenden Bevölkerung zu sehen. Auch 
im RROP 2019 ist die Stadt Brake als Mittelzentrum ausgewiesen. 

• Bürger führen aus, dass im Entwurf der neuen und z. T. der bestehenden regionalen 
Raumordnung 2003 rechtsverbindliche Grundsätze definiert seien, die gröblich 
missachtet würden. 

Die Auffassung wird nicht geteilt. Der Stadt Brake sind keine Ziele Grundsätze der Raum-
ordnung bekannt, die der Planung grundsätzlich entgegenstehen würden. Im Gegenteil, die 
Stadt Brake ist Mittelzentrum mit den Schwerpunktaufgaben „Sicherung und Entwicklung von 
Arbeits- und Wohnstätten“ im Landkreis Wesermarsch.  Die Bereitstellung von Flächen für 
die Wohnbauflächenentwicklung ist Teil der Daseinsvorsorge. Auch der Landkreis als Träger 
der regionalen Raumordnung hat keine grundsätzlichen Bedenken gegen die Planung im 
Zuge der Beteiligungsverfahren vorgebracht. 

Im RROP 2019 ist unter 1.5 01 3 aufgeführt, dass zum Schutz des Klimas die Innenentwick-
lung unter Berücksichtigung ansteigender Temperaturen vor Inanspruchnahme von weiteren 
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Flächen für die Siedlungsentwicklung im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung gefördert 
wird. Dies stellt kein Verbot der Bauleitplanung auf landwirtschaftlich genutzten Flächen dar. 
Die Stadt Brake sieht die 31. Flächennutzungsplanänderung vielmehr als Ergänzung zu dem 
Ziel, Flächen der Innenentwicklung für die Entwicklung von Wohnraum bereit zu stellen.  

Im RROP 2019 wird das Plangebiet als Vorbehaltsgebiet für die landschaftsbezogene Erho-
lung dargestellt. Vorbehaltsgebiete sind Grundsätze der Raumordnung und unterliegen der 
kommunalen Abwägung. Im Plangebiet selber und in seiner Umgebung sind keine bedeu-
tenden Einrichtungen für die Erholungsnutzung vorhanden. Das Plangebiet liegt am äußers-
ten Rand des Vorbehaltsgebietes. Für die Erholungsnutzung stehen Flächen südlich und 
westlich des Plangebietes zur Verfügung. Insofern ist es aus Sicht der Stadt Brake gerecht-
fertigt, die Belange der Entwicklung der Wohnbaufläche höher zu gewichten als die Belange 
der Erholungsnutzung. 

• Bürger befürchten Beeinträchtigungen durch die Altlasten in der Umgebung des 
Plangebietes. Gemäß Bodengutachten hätten keine Grundwasserproben entnom-
men werden können und es seien nur einige Schöpfstellen beprobt worden. 

Es wurde eine orientierende Untersuchung zur Altlastensituation erstellt: In der orientieren-
den Untersuchung wurden stichprobenartig der Boden und das Grundwasser im Bereich des 
geplanten Baugebietes Timmermanns Hellmer untersucht und hinsichtlich der geltenden 
Normen bewertet. Es wurden 6 Kleinrammbohrungen durchgeführt. Zudem wurden entlang 
des westlichen Grabens drei Grundwassermessstellen erstellt und eine Woche lang beprobt. 
Die Bodenproben zeigten keine Anzeichen einer Verunreinigung mit relevanten Schadstof-
fen. Die Analysen von Grundwasserproben und dem Grabenwasser ergaben ebenfalls keine 
Hinweise auf Verunreinigungen. Die Gutachter sind zu dem Ergebnis gekommen, dass nicht 
von altlastenrelevanten Verunreinigungen der Schutzgüter „Boden“ und „Grundwasser“ 
durch eine nicht erfasste Altablagerung auszugehen ist und eine Gefährdung hinsichtlich 
gesundem Wohnen und Arbeiten auszuschließen ist. 

Der Landkreis Wesermarsch als Untere Bodenschutzbehörde hat in seiner Stellungnahme 
zu diesem Bebauungsplanverfahren am 05.02.2019 ein hydrogeologisches Gutachten gefor-
dert, in dem der Nachweis geführt wird, dass weder das Oberflächenwasser noch das 
Grundwasser durch den Einfluss der westlich gelegenen Altablagerung belastet ist und so 
ein negativer Einfluss auf gesunde Wohn- und Lebensverhältnisse ausgeschlossen werden 
kann. Der Anregung wurde nachgekommen. Im Rahmen der Beteiligung nach § 4 (2) BauGB 
hat der Landkreis lediglich auf möglichen sulfatsauren Boden hingewiesen. 

• Bürger haben auf unsortierte Abfälle aus Straßen- und Hausbaumaßnahmen im 
Plangebiet hingewiesen. Auch sulfatsaure Böden hätten ein hohes Gefährdungspo-
tenzial für Betongründungen etc. 

Einträge aus Straßenbaumaßnahmen im Plangebiet - wie durch Bürger umschrieben - wer-
den häufig zur besseren Befahrbarkeit von Flächen angelegt. Deshalb werden derartige Be-
reiche bei der Baufeldfreimachung grundsätzlich gesondert betrachtet und nach einer Dekla-
ration fachgerecht entsorgt oder vor Ort verwertet. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Zwischen den Darstellungen des Landschafts-
rahmenplans des Landkreises Wesermarsch und den Darstellungen des NIBIS Servers des 
LBEGs liegen unterschiedliche Daten vor. Entgegen den Grundlagen des NIBIS Servers des 
LBEG weist der Landschaftsrahmenplan des Landkreises Wesermarsch (2016) für das 
Plangebiet keine potentiell sulfatsauren Böden bis in 2 m Tiefe aus. Sowohl die Inhalte des 
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Landschaftsrahmenplans als auch die Inhalte des NIBIS Servers sind im Umweltbericht do-
kumentiert. 

Gemäß dem Altlastengutachten von Böker und Partner (12.3.2019) liegen die Grundwasser-
stände im Plangebiet zwischen 0,4 und 1,3 m unterhalb der Geländeoberkante (vor Ort er-
mittelt, 04.02.2019). Oberflächennah stehen demnach keine sulfatsauren Böden an. Durch 
die geplante Geländeaufhöhung auf mindestens 1,00 m ü. NHN wird ein weiterer Abstand zu 
den potentiell sulfatsauren Böden an diesem Standort gewonnen. Auf B-Plan Ebene ist nicht 
konkret absehbar, ob und in welchem Umfang Bodenaushub innerhalb des Grundwasser-
gesättigten Bereiches erforderlich wird. Eine Betroffenheit der Bausubstanz wird daher zu 
diesem Zeitpunkt nicht abgeleitet. Auf Umsetzungsebene ist das Thema „sulfatsaure Böden“ 
jedoch wieder aufzugreifen, um die nebenstehenden Probleme zu vermeiden. Im Umweltbe-
richt ist dieser Hinweis im Schutzgut Boden und in den Vermeidungsmaßnahmen aufgeführt. 
Folgender Hinweis ist bereits in der Planzeichnung aufgenommen:   

Aufgrund des Gefährdungspotenzials „sulfatsaurer Böden“ sind im Vorfeld von Tiefbaumaß-
nahmen Vorerkundungen zur Abschätzung des Versauerungspotenzials und der Bewertung 
des anfallenden Bodenaushubs gemäß den Informationen aus den Geofakten 24 und 25 des 
LBEG durchzuführen. Es ist für einen fachgerechten Umgang mit dem anfallenden Material 
zu sorgen. 

• Bürger kritisieren das Geruchsgutachten. Das Geruchsgutachten hätte 0 % Ge-
ruchsbelästigung zum Ergebnis. Dies sei unrealistisch. Das Immissionsgutachten 
fuße auf betreibereigenen Werten, diese seien nicht überprüft oder vor Ort genom-
men worden. Die bekannten Betriebsmängel und Funktionsmängel von stillgelegter 
Nachrottehalle, Nachrotte unter freiem Himmel und defektem Biofilter seien nicht 
enthalten. Ebenso fehlten alle Angaben der bereits bekannten Erweiterungen der 
Betriebsflächen, es fehle auch der offene Kläranlagenbetrieb. 

Die beauftragten Gutachter der Geruchsimmissionsprognose sind für Immissionsprognosen 
ein akkreditiertes Prüflabor. Die Stadt Brake sieht keinen Anlass, das Vorgehen, die Inhalte 
und Ergebnisse des Gutachtens anzuzweifeln. 

Kriterien zur Ermittlung von Geruchsimmissionen und Beurteilung, dass die von den ge-
ruchsrelevanten Anlagen ausgehenden Gerüche keine schädlichen Umwelteinwirkungen 
hervorrufen können, sind in der GIRL definiert. Um dem allgemeinen Grundsatz der Konflikt-
bewältigung Rechnung zu tragen, ist im Rahmen der Bauleitplanung der Nachweis erforder-
lich, dass im Plangebiet die Anforderungen der GIRL eingehalten werden. Dies ist erfolgt. 

In der Geruchsimmissionsprognose wurden die durch die relevanten geruchsemittierenden 
Anlagen im genehmigten Bestand sowie im genehmigten Bestand zzgl. Erweiterungsoption 
hervorgerufene Geruchsbelastung innerhalb des Plangebiets ermittelt. 

Gutachterlich betrachtet wurden die Vergärungsanlage und Kompostierung, der Recyclinghof 
und die Kläranlage. Die 1996 in Betrieb gegangene Kläranlage dient  der Reinigung des un-
ter dem abgelagerten Abfall aufgefangenen Wassers. Großteils resultiert dieses Wasser aus 
den Niederschlägen, die durch den Deponiekörper durchsickern und dabei Schadstoffe auf-
nehmen können. Die Behandlung des Sickerwassers erfolgt überwiegend in geschlossenen 
Behältern. Lediglich ein Schlammspeicher sowie die beiden Ablaufspeicher sind offen. Die 
Geruchsrelevanz der Behandlungsanlage für das Plangebiet wird als vernachlässigbar an-
gesehen. Auf eine Berücksichtigung der Anlage wurde daher im Geruchsgutachten verzich-
tet.   
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Auf der Deponie Brake werden seit 2005 nur noch vorbehandelte und inerte Abfälle ange-
nommen. Eine relevante Immissionsbelastung durch Geruchsemissionen  aus dem Depo-
niekörper sowie den Anliefervorgängen wurde durch die Gutachter für das Plangebiet daher 
ausgeschlossen. 

Die Nachrotte der Biogasanlagen wurde zwischenzeitlich eingestellt. 

Bei den vorliegenden Anlagen definieren sich die Emissionen über die diffus von frei liegen-
den Lagerflächen sowie von offenen Behältern abgeleiteten Abluftströme, über die diffusen 
Emissionen aus den geschlossenen Anlagenteilen sowie  ggf. über die bei den Shredder-, 
Sieb- oder Umsetzvorgängen entstehende geruchsbelastete Prozessabluft. Die Ermittlung 
der Geruchsstoffströme von emittierenden Oberflächen erfolgte über den flächenspezifi-
schen Geruchsstoffstrom, der aufgrund einer vereinheitlichten Messtechnik für passive Flä-
chenquellen direkt ermittelt werden kann. 

Grundlage für diese Immissionsprognose bildeten hauseigene Emissionsmessungen der 
Gutachter an verschiedenen Kompostierungsanlagen aus den Jahren 2014 bis 2017. Zudem 
wurde auf Daten aus der Immissionsprognose im Rahmen des Genehmigungsverfahrens für 
die Vergärungs-/Kompostierungsanlage zurückgegriffen.   

Aus den vorgenannten Messungen ließen sich für die zu berücksichtigenden  verschiedenen 
Anlagenbereiche Geruchsstoffströme ableiten. 

• Bürger fordern einen Lärmschutzwall. Passiver Schallschutz ließe keinen nächtli-
chen Aufenthalt oder das Lüften zu und könne ein Überschreiten der Höchstgrenze 
nicht rechtfertigen. Die Saatkrähenkolonien seien nicht berücksichtigt. Die Ver-
kehrsbelastung durch die Mautstrecken und den Wesertunnel hätten zudem in den 
letzten Jahren erheblich zugenommen. Dies sei auch nicht berücksichtigt. Es hätten 
Messungen vor Ort durchgeführt werden müssen. 

Zur Tagzeit werden die schalltechnischen Orientierungswerte für Allgemeine Wohngebiete 
eingehalten. Besondere Schutzmaßnahmen für die Außenwohnbereiche sind damit nicht 
erforderlich. Auch ein Wall ist schalltechnisch nicht erforderlich. Zur Nachtzeit ist der Schutz 
der Außenwohnbereiche nicht relevant. 

Zur Nachtzeit werden die schalltechnischen Orientierungswerte für Allgemeine Wohngebiete 
nicht eingehalten. Um dem Schutzzweck innerhalb von Wohnräumen Rechnung zu tragen, 
wurden im Rahmen des Gutachtens Lärmpegelbereiche ermittelt. Für das ganze Plangebiet 
wurde der Lärmpegelbereich II berechnet. Demgemäß ist bei der Erstellung von Gebäuden 
mit Wohn- und Schlafräumen sowie Büroräumen  ein erforderliches resultierendes Schall-
dämm-Maß von mindestens R’ w,res  = 30 dB für die Außenbauteile zu fordern. Die Anforde-
rungen des Lärmpegelbereiches II ergeben sich bereits aus der Wärmschutzverordnung. 

Die maßgeblichen Emissionsquellen wurden durch die Schallgutachter berücksichtigt.  

Die zugrunde liegenden Verkehrszahlen für die B 212 haben die Gutachter den Tabellen der 
Bundeanstalt für Straßenwesen entnommen (Straßenverkehrszählung 2015). Die entspre-
chenden maßgeblichen Verkehrsstärken für die Tages- und Nachtzeit sowie die LWK-Anteile 
errechneten sich aus der durchschnittlichen täglichen Verkehrsstärke. Die Gutachter haben 
eine jährliche Steigerung der Straßenverkehrszahlen von 1 % angesetzt. Die Stadt Brake hat 
das gutachterliche Vorgehen nachvollzogen und für plausibel befunden. 

Die vorhandene Datenbasis war ausreichend. Es wurde daher kein Erfordernis für Messun-
gen erkannt. 
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• Bürger befürchten Keim -und Sporenbelastung im Plangebiet  durch die defekten 

Biofilter und die Nachrotte. Auch die Belastungen durch den KKU-Rückbau seien 
nicht berücksichtigt. 

Die bestehenden Anlagen und Anlagenkomponenten des Entsorgungszentrums sind ge-
nehmigt. Die vorhandenen Wohnnutzungen wurden im Zuge der Genehmigungsverfahren in 
Ansatz gebracht und berücksichtigt. Die Stadt Brake geht daher davon aus, dass keine unzu-
lässige Keim- oder Sporenbelastung im Bereich der Wohnnachbarschaft besteht. Die vor-
handenen Wohnnutzungen liegen näher zum Entsorgungszentrum als das Plangebiet.  

Die Nachrotte ist zudem außer Betrieb genommen worden. 

Die Maßnahme zum Rückbau des Kernkraftwerkes Unterweser stehen in keinem inhaltlichen 
Zusammenhang zum Bebauungsplan Nr. 79. 

• Bürger bemängeln, dass Belange der Erholung nicht ausreichend berücksichtigt 
worden seien. Es handele sich bei dem Plangebiet um ein „Vorbehaltsgebiet für Er-
holung", nicht um eines der Bauerweiterung. 

Das Plangebiet liegt innerhalb eines Vorbehaltsgebietes für landschaftsbezogene Erholung 
(RROP 2019). Die Planung dient der Siedlungserweiterung der bestehenden Wohnbebau-
ung östlich des Plangebietes. Da Vorbehaltsgebiete lediglich einen Grundsatz der Raumord-
nung darstellen, ist es der Gemeinde möglich die Belange der Erholung und die der Sied-
lungsentwicklung abzuwägen und der Siedlungsentwicklung Vorrang zu gewähren. Lediglich 
die Lage innerhalb des sehr großflächig ausgewiesenen Vorbehaltsgebietes für Erholung 
schließt die Siedlungsentwicklung nicht aus. Zudem betrifft die Planung nur einen sehr ge-
ringen Anteil des Vorbehaltsgebietes.  

Hinsichtlich der Ausprägungen des Grünlandes liegen keine nennenswerten Erholungsei-
genschaften (z. B. vorhandene Wege) vor. Die Straße Timmermanns Hellmer steht weiterhin 
für Spaziergänger oder als Radweg zur Verfügung. Die Siedlungsgrenze wird lediglich ein-
seitig um rd. 75 m erweitert. 

• Bürger befürchten eine Wertminderung der angrenzenden Immobilien. 

Es wird eine Wohnbaufläche dargestellt. Auch die östlich angrenzenden Grundstücke sind 
wohngenutzt. Die Planung fügt sich in die Umgebung ein. Daher wird die Planung objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. Der Petitionsausschuss des Bundes-
tages vom 13.04.2011 hat verdeutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Be-
tracht käme, wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit des 
Grundstückes auszugehen sei. Dies kann hier ausgeschlossen werden. 

• Bürger befürchten Probleme bei der Oberflächenentwässerung des Plangebietes 
und Überschwemmungen auf den angrenzenden Grundstücken. 

Das Oberflächenwasser der geplanten Gebäude wird über Hausanschlussschächte und das 
Straßenwasser über Straßenabläufe den geplanten Freigefällekanälen in den Verkehrsflä-
chen zugeführt. Der Freigefällekanal der Erschließungsstraße entwässert auf ca. halber 
Strecke der Erschließungsstraße in den westlichen vorhandenen Graben. Der vorhandene 
westliche Graben wird in Richtung des neuen Baugebietes aufgeweitet und als Rückstau-
graben mit einer Staueinrichtung hergestellt. Das Entwässerungssystem ist dann teileinge-
staut. Das Wasser wird gedrosselt in die vorhandenen Gräben eingeleitet und fließt über das 
vorhandene Grabensystem in das Käseburger Sieltief ab. 
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Der an der Grenze zwischen der bestehenden Bebauung und der geplanten Bebauung ver-
laufende Bestandsgraben (Nord-Süd) wird nicht verändert und nicht durch zusätzliches 
Oberflächenwasser aus dem geplanten Baugebiet belastet. Der in Bebauungsplanmitte ver-
laufende Graben (West-Ost) wird verfüllt und durch einen neuen Graben am südlichen Rand 
des Bebauungsplanes ersetzt, so dass der Graben an der Grenze zwischen vorhandener 
und geplanter Bebauung weiterhin an das bestehende Entwässerungssystem angeschlos-
sen ist. 

Negative Auswirkungen auf die angrenzenden Grundstücke sind daher nicht zu befürchten. 

Das Konzept der Oberflächenentwässerung wurde der unteren Wasserbehörde des Land-
kreises Wesermarsch am 28.02.2019 vorgestellt. Das Konzept wurde befürwortet. 

• Bürger befürchten Lärm und Sichtbehinderungen durch die geplante verdichtete und 
hochgeschossige Bebauung sowie durch Grenzbewuchs. Nachbarschaftsregelun-
gen würden nachteilig für die jetzigen Anlieger verändert. 

Es wird eine Wohnbaufläche dargestellt. Die neue Bebauung wird sich damit in die beste-
henden Strukturen einfügen. Unzulässige Lärmimmissionen im Bereich der Wohnnachbar-
schaft sind daher nicht zu befürchten. Ein Recht auf eine uneingeschränkte Sicht oder ein 
Recht auf eine unveränderbare Situation für Altanlieger kennt das Baurecht nicht. Welcher 
Bewuchs zulässig ist, ergibt sich aus dem Nachbarschaftsrecht. Dies ist nicht Gegenstand 
der Bauleitplanung. Zwischen den neuen Baugrundstücken und den Altanliegern befinden 
sich ein Graben und ein Räumstreifen, zudem sind die Altanliegergrundstücke sehr tief. 
Dadurch werden deutliche Abstände zwischen den bestehenden Gebäuden und den zukünf-
tigen Gebäuden erreicht. 

• Bürger befürchten, dass die Teiche durch die Sportfischer nicht mehr erreicht wer-
den können. Auch Lärm wirke sich negativ auf die Sportfischerei aus. 

Durch Wohnbauflächen werden keine Lärmemissionen erzeugt, die die Sportfischerei behin-
dern würden. Durch die Planung bzw. Bebauung im Plangebiet wird keine Wegeverbindung 
abgeschnitten. 

• Bürger weisen auf die renaturierten Gewässer und Biotope in der Umgebung hin. 
Die einzigartige Flora und Fauna würde verdrängt. Hier befänden sich Habitate der 
geschützten Saatkrähenkolonien, Kiebitz, Abendsegler, Eisvögel, Austernfischer, 
Waldohreule, Kautz, Weißstorch, Rohrweihe, Reiher, Grünspecht, Stockente, Rei-
herente, Blässhuhn, Graugans, diverse heimische Singvögel, Nachtigall etc. Der Si-
cherung von Natura 2000- Gebieten sowie der naturnaher Unterweser und ge-
schützter Teichfledermausgebiete einschl. Jagdhabitate würde nicht Rechnung ge-
tragen. Ebenso werde nicht dem Bestand der jetzigen Artenvielfalt und Wiesenbrü-
tern am Plangebiet und der Sicherung des Lebensraums für Vogelarten ausgedehn-
ter Röhrichte / international bedeutender Rastbereiche für Watt/Wasservögel Rech-
nung getragen. Auch die privaten Gärten der bestehenden Bebauung an der Ste-
dinger Landstraße würden vielen Tieren als Brut- und Jagdrevier dienen. Befürchtet 
wird der Verlust des Brut- und Jagdgebietes für die seltenen Tiere. 

Im Zuge der Geländebegehungen zur Aufnahme von Brutvögeln im Plangebiet konnten kei-
ne Brutvögel im Plangebiet nachgewiesen werden. Auf den angrenzenden Flächen wurden 
folgende Vogelarten gesichtet: Nachtigall, Kuckuck, Graugänse, Stock- und Reiherenten und 
Blässhühner. Ebenso kann der Weißstorch als Nahrungsgast im Plangebiet vorkommen. 
Das Vorkommen der zuvor genannten Vogelarten wird, wie im Umweltbericht beschrieben, 
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durch die Planung nicht beeinträchtigt. Das Vorkommen einer Saatkrähenkolonie ist auszu-
schließen, da diese im Zuge der Kartierung augenscheinlich aufgenommen worden wäre. 
Hinweise für ein Vorkommen der Rohrdommel liegen für die angrenzenden Bereiche nicht 
vor. Gemäß den Vollzugshinweisen zum Schutz von Brutvogelarten in Niedersachsen 
(NLWKN) kommen mehr als 80 % des Rohrdommel-Bestandes in den Vogelschutzgebieten 
vor. Sofern die Rohrdommel in der Umgebung des Plangebietes vorkommt, wird angenom-
men, dass sie sich in den ruhigeren südlicheren Bereichen des Teiches aufhalten wird, oder 
die Teiche in der unmittelbaren Umgebung nutzt. Ein temporäres Aufsuchen des Plangebie-
tes durch die weiteren, nebenstehend genannten Vogel- und Fledermausarten ist zwar ten-
denziell möglich, eine Eignung als Brutplatz kann aufgrund der Siedlungsnähe, der intensi-
ven Nutzung der Fläche und nach den Ergebnissen der örtlichen Überprüfung mit hinrei-
chender Sicherheit ausgeschlossen werden. 

Natura 2000-Gebiete werden, wie im Umweltbericht beschrieben, durch die Planung nicht 
beeinträchtigt. 

International bedeutende Rastbereiche für Watt-, Wasser- und Röhrichtvögel sind weder 
innerhalb noch angrenzend ausgewiesen und eine besondere Bedeutung des Plangebietes 
für internationale Rastbereiche liegt nicht vor.  

Das Lebensraumpotential der bestehenden Gartenbereiche an der Stedinger Landstraße 
wird durch die Planung nicht beeinträchtigt. Die dort vorkommenden Vogelarten können auch 
bei Durchführung der Planung weiterhin die Gartenbereiche nutzen. Innerhalb des Plange-
bietes sind keine (dauerhaften) Brutstätten vorhanden. In der Umgebung besteht ein um-
fangreichen Habitatangebotes für jagende Vogelarten, so dass eine essentielle Bedeutung 
des Plangebietes als Jagdrevier für bestimmte Vogelarten nicht vorliegt. Insofern begründet 
die Bebauung keinen Brutverlust in den angrenzenden Flächen. 

• Bürger kritisieren die Erschließung. Der Kreuzungspunkt Timmermanns Hellmer/ 
Kreisstraße sei nicht ausreichend und ein Gefahrenpunkt. 

Die Straße „Timmermanns Hellmer“ ist derzeit geschottert und ist auszubauen. Der entspre-
chende Abschnitt der Straße „Timmermanns Hellmer“ wird in den Geltungsbereich des paral-
lel aufgestellten Bebaungsplanes einbezogen. Die Straße „Timmermanns Hellmer“ mündet in 
die Stedinger Landstraße (K 213). Für die äußere verkehrliche Erschließung des Wohnge-
bietes ist auch die vorhandene Einmündung an der Kreisstraße 213 im Anschlussbereich 
auszubauen und umzugestalten. Eine Ausbauplanung liegt vor. Für die Beurteilung der Leis-
tungsfähigkeit der Anbindung ist die Spitzenstunde maßgeblich. Die Erschließungsplaner 
haben bei 21 Grundstücken und 1,5 Fahrzeugen/Haushalt maximal 30 Linksabbieger in der 
Spitzenstunde ermittelt. Die umgebaute Einmündung wird hauptsächlich zur Erschließung 
der geplanten Wohnbebauung durch Pkw genutzt. Die Sichtfelder auf bevorrechtigte Radfah-
rer (5 m/30 m) sowie auf bevorrechtigte Kraftfahrer (5 m/70 m) werden gewährleistet. Ver-
kehrliche Belange stehen der Planung nicht entgegen. Der Anschluss der Straße Timmer-
manns Hellmer an die K213 wurde am 18.02.2019 in der NLStBV, GB Oldenburg, vorgestellt 
und weiterhin mit der Straßenmeisterei Brake am 22.02.2019 abgesprochen. Einwände gab 
es nicht. 

• Bürger führen aus, dass die Flächen im Plangebiet noch nicht durch den Vorhaben-
träger erworben seien.  

Es besteht eine feste vertragliche Vereinbarkeit, dass nach Rechtskraft des Bebauungspla-
nes die Flächen in den Besitz des Vorhabenträgers übergehen. 
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• Bürger bemängeln ein fehlendes städtebauliches Konzept. Die Stadtverwaltung ha-

be es über Jahrzehnte versäumt, bestehende Bauleitplanung und entwickelte städ-
tebauliche Konzepte umzusetzen. „Brake West" sei zunächst umzusetzen. 

Große Baugebiete wie „Brake West“ umzusetzen braucht Zeit. Daher ist es stadtplanerisch 
sinnvoll, parallel zu den Planungen „Brake West“ kleinere Baugebiete auszuweisen, um die 
bestehende Nachfrage nach Baugrundstücken auch relativ kurzfristig bedienen zu können. 
Das Vorhalten von Baugrundstücken ist ein wichtiger Baustein, um einem Bevölkerungsver-
lust entgegen zu wirken. 

• Bürger weisen auf den Buntsprecht und den Grünspecht im Plangebiet hin. Speziell 
der Grünspecht nutze die Grünlandfläche intensiv. 

Im Zuge der Geländebegehung zur Aufnahme von Brutvögeln im Plangebiet wurden die ne-
benstehenden Vogelarten nicht gesichtet. Fortpflanzungs- und Ruhestätten konnten eben-
falls nicht festgestellt werden. Ein Aufsuchen des Plangebietes, z. B. zur Nahrungssuche,  ist 
zwar nicht auszuschließen, allerdings ist dies mit Bezug auf den Grünspecht eher unwahr-
scheinlich, da der Grünspecht vor allem Ameisen frisst und die feuchten Bedingungen ein 
reichhaltiges Ameisenvorkommen nicht hergeben. Es wird daher davon ausgegangen, dass 
der Bunt- und der Grünspecht zwar als Gast im Plangebiet vorkommen, die Flächen jedoch 
keinen essentiellen Lebensraum darstellen. Zudem sind in unmittelbarer Umgebung gleich-
wertige Biotope vorhanden, die ein Ausweichen der Arten ermöglichen. 

• Bürger regen eine streulichtarme Beleuchtung zum Schutz von Fledermäusen, Eu-
len, etc. an. 

Die Installation einer „streulichtarmen Beleuchtung“ wird in der Flächennutzungsplanände-
rung nicht geregelt. Sie kann jedoch auf Umsetzungsebene berücksichtigt werden.   

• Bürgern fordern die Erstellung eines faunistischen Gutachtens. Die vorhandenen 
Teichfiedermäuse würden sich mit großer Sicherheit nicht umsiedeln lassen; sie 
würden bei Umsetzung der Planung an dieser Stelle ersatzlos ausgerottet. Ähnli-
ches dürfte für bekannt scheue Vogelarten wie Rohrdommel, Kiebitz und Kuckuck 
gelten. 

Im Vorfeld der Planung wurde seitens der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises 
Wesermarsch eine Überprüfung der Brutvogelvorkommen gefordert. Dieser Forderung wur-
de im Mai 2018 nachgekommen. Nach den Ergebnissen der örtlichen Erhebungen am 
29.04.2018 und am 06.05. 2018 brüteten auf der Fläche keine Vögel. 

Südlich angrenzend wurden Nachtigall und Kuckuck festgestellt. Außerdem wurden auf den 
südwestlich gelegenen Teichen Graugänse, Stock- und Reiherenten sowie Blässhühner ge-
sichtet. Nach den Ergebnissen der örtlichen Überprüfung wurde  von fachbiologischer Seite 
kein weiterer Termin für sinnvoll erachtet, da kein weiterer Erkenntnisgewinn zu erwarten 
war. Eine erneute Untersuchung ist daher nicht vorgesehen. 

Eine Umsiedlung von Teichfledermäusen ist nicht notwendig, da sich deren Quartiere im 
weiter entfernten Aschwarden und Loxstedt-Schwegen befinden. Die Bedeutung der süd-
westlich des Plangebietes vorhandenen Gewässer als Jagdhabitat für die Teichfledermaus 
wird nicht beeinträchtigt. Eine Ausrottung der Teichfledermaus durch die Planung ist ausge-
schlossen.  
Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände oder ein Eingriffstatbestand gegenüber Teichfle-
dermäusen werden nicht erfüllt. Insofern begründet die Planung keinen weiteren Handlungs-
bedarf für Teichfledermäuse.  
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Brutvorkommen des Kiebitzes im Plangebiet und den unmittelbar westlich anschließenden 
Flächen dürften nach den vorliegenden Kenntnissen und nach Überprüfung der Fläche mit 
hinreichender Sicherheit ausgeschlossen sein.  
Im Hinblick auf die vom Plangebiet möglicherweise durch Lärm und Licht ausgehenden Wirk-
faktoren gilt der Kuckuck eher als störungsunempfindlich, so dass das Habitatpotenzial für 
den südlich vorkommenden Kuckuck nicht erheblich beeinträchtigt wird.  
Vorkommen der Rohrdommel wurden in den südwestlich gelegenen Teichen nicht beobach-
tet. Potenziell verbleiben geeignete ruhige Habitatqualitäten in den südwestlichen Teichbe-
reichen, so dass in diesem Zusammenhang ebenfalls kein weiterer Handlungsbedarf be-
steht.  

Dauerhafte artenschutzrechtliche Verbotstatbestände stehen der Planung nicht entgegen, 
eine Unvereinbarkeit der Planung mit den naturschurzrechtlichen Maßgaben liegt nicht vor. 

3.2 Relevante Abwägungsbelange 

3.2.1 Belange von Natur und Landschaft, Natura-2000, Eingriffsregelung, Arten-
schutz 

 Natura-2000-Gebiete 

Die nächstgelegenen Natura-2000-Gebiete3 sind: 

• „Teichfledermaus-Gewässer im Raum Bremerhaven/Bremen“ (FFH-Gebiet, 2517-331), 0,3 
km südlich. Schutzziel: Sicherung der Jagdhabitate der Teichfledermaus; Sicherung von 
naturnahen Stillgewässern. 

• „Nebenarme der Weser mit Strohauser Plate und Juliusplate“ (FFH-Gebiet, 2516-331), 
1,3 km östlich. Schutzziel: Sicherung relativ naturnaher Teile der Unterweser; Trittstein für 
Fisch-Fauna; Potentielles Teichfledermaus-Jagdgebiet. 

• „Unterweser“ (EU-Vogelschutzgebiet, DE2617-401), 1 km östlich. Schutzziel: Sicherung 
von Lebensraum für Vogelarten ausgedehnter Röhrichte und (halb)offener Feuchtgrün-
landbereiche; national bis international bedeutendes Rastgebiet für Wat- und Wasservö-
gel. 

Aufgrund der Entfernung zum FFH-Gebiet der Teichfledermaus, der Abschirmung durch Ge-
hölze und Bebauung vor Lichtimmissionen und weil das Grünland des Plangebietes nach 
den Habitatansprüchen der Teichfledermaus keinen essentiellen Nahrungsraum darstellt, 
können Beeinträchtigungen auf das FFH-Gebiet der Teichfledermaus mit hinreichender Si-
cherheit ausgeschlossen werden. Die Erhaltungs- und Schutzziele der weiteren Natura-
2000-Gebiete (FFH-Gebiete und EU-Vogelschutzgebiete) werden durch die Planung auf-
grund der Entfernung ebenfalls nicht beeinträchtigt.  

 Eingriffsregelung 

Durch die Planung wird eine Neuversiegelung von bisher unversiegelten Flächen ermöglicht. 
Des Weiteren erfolgt aufgrund des nah anstehenden Grundwassers bzw. der geringen Ge-
ländehöhe eine Anhebung des Geländes um mindestens 1 m. Die Oberflächenentwässerung 
erfolgt über die Gräben im Plangebiet in das Käseburger Sieltief. Im Zuge der Oberflächen-
entwässerung wird eine Grabenaufweitung des westlichen Grabens mit eingebauter Stauein-
richtung erforderlich. Bei der Aufweitung sollten die Ruhe-, Laich- und Entwicklungszeiträu-
                                                
3  NUMIS Kartenserver: Natura 2000-Gebiete. – Nds. Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz, Hannover. (Zugriff: 

November 2018) 
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me von Amphibien berücksichtigt werden. Die Planung begründet erhebliche Beeinträchti-
gungen der Schutzgüter Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt und Boden, die es im Sinne 
der Eingriffsregelung zu kompensieren gilt. Insgesamt wurde gemäß dem Niedersächsischen 
Städtetag (2013) ein überschlägiges Kompensationsdefizit von 33.926 Werteinheiten ermit-
telt. Das genaue Kompensationsdefizit und die Maßnahmen zur Kompensation werden auf 
nachgeordneter Planungsebene (Bebauungsplan) ermittelt und konkretisiert. Im parallel auf-
gestellten Bebauungsplan (mit nahezu gleichem Geltungsbereich) ist die Kompensation auf 
dem Flurstück 558/55, Flur 8, Gemarkung Hammelwarden sowie auf den Flurstücken 228/2 
und 4/3, Flur7, Gemarkung Schweiburg vorgesehen. Die Flächen werden aktuell intensiv 
genutzt und sollen durch Extensivierungsmaßnahmen aufgewertet werden. Durch die Kom-
pensationsmaßnahmen wird das Kompensationsdefizit des B-Plans vollständig ausgegli-
chen. Die Sicherung der Flächen erfolgt über vertragliche Regelungen. 

 Artenschutz 

Zur Einhaltung der artenschutzrechtlichen Maßgaben sind auf Umsetzungsebene bei der 
Baufeldräumung nistende Vogelarten zu beachten. Gehölzfällungen und Erdbaumaßnahmen 
sind nur zulässig, wenn sichergestellt ist, dass keine in Nutzung befindlichen betroffen sind. 
Zum gegenwärtigen Kenntnisstand sind keine Konflikte mit den artenschutzrechtlichen Best-
immungen erkennbar, die die Umsetzung der Planung dauerhaft hindern würden. Durch 
bauzeitliche Maßnahmen, z.B. Gehölzfällungen und Baufeldfreimachung außerhalb der Vo-
gelbrutzeiten (z. B. in den Wintermonaten von Oktober bis Ende Februar), kann die Tötung 
von Tieren generell vermieden werden. Dauerhaft genutzte Vogelnester oder Fledermaus-
quartiere sind im Änderungsbereich nicht vorhanden. 

3.2.2 Erschließung 

Der Änderungsbereich kann über die Straße „Timmermanns Hellmer“ erschlossen werden. 
Die Straße „Timmermanns Hellmer“ ist derzeit geschottert und ist auszubauen. Die Straße 
„Timmermanns Hellmer“ mündet nordöstlich des Änderungsbereichs in die Stedinger Land-
straße (K 213). Für die äußere verkehrliche Erschließung des Wohnbaugebietes ist auch die 
vorhandene Einmündung an der Kreisstraße 213 im Anschlussbereich auszubauen und um-
zugestalten. Eine Ausbauplanung liegt derzeit im Entwurf vor.4 Für den Umbau der Einmün-
dung an der K 213 ist bei dem Landkreis Wesermarsch (vertreten durch die Niedersächsi-
sche Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Geschäftsbereich Oldenburg) eine Ver-
einbarung zu schließen.5  

Die Erschließungsplaner haben zur Kreuzungssituation folgendes ausgeführt: Bei dem vor-
liegenden Entwurfsabschnitt der K 213 handelt es sich im straßen- und verkehrsrechtlichen 
Sinne um eine angebaute Ortsdurchfahrt. Die umgebaute Einmündung wird hauptsächlich 
zur Erschließung der geplanten Wohnbebauung durch Pkw genutzt. Die Herstellung eines 
Aufstellbereiches oder eines Linksabbiegestreifens im Zuge der K 213 ist aufgrund der ge-
ringen Verkehrsbelastung der K 213 und der geringen Belastung durch das Wohnbaugebiet 
mit 21 Grundstücken gemäß RASt 06 nicht notwendig.  

Der Anschluss der Straße Timmermanns Hellmer an die K213 wurde am 18.02.2019 in der 
NLStBV, GB Oldenburg, vorgestellt und weiterhin mit der Straßenmeisterei Brake am 
                                                
4  Ingenieurbüro Horst Prante: B-Plan Nr. 79 „Timmermanns Hellmer“ Erschließungsplanung; Rastede; La-

geplan, Stand 14.03.2019, Erläuterungsbericht, Stand 04.11.2018 und Bemessung RRB 
5  Ingenieurbüro Horst Prante: Unterlagen zum Bebauungsplan Nr. 79 „Timmermanns Hellmer“ in der Stadt 

Brake (Unterweser) für den Umbau einer bestehenden Einmündung (Wirtschaftsweg) an der K 213 (Ste-
dinger Landstraße) in Brake (Unterweser) Abs. Nr. 60, Station 2.172; Rastede; 02.04.2019 
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22.02.2019 abgesprochen. Einwände gab es nicht, so dass derzeit das geforderte Sicher-
heitsaudit durchgeführt wird und danach die Vereinbarung mit der NLStBV/Landkreis We-
sermarsch vorbereitet werden kann. 

Öffentlicher Personennahverkehr 

Der Änderungsbereich liegt im Einzugsbereich der Haltestelle „Käseburg, Seehauser Weg", 
die von den Linien 422 und 451 bedient wird. Die Fahrten der beiden Linien, die diese Halte-
stelle anfahren, sind auf die Schülerbeförderung ausgerichtet. 

3.2.3 Immissionsschutz 

Verkehrslärm 

Für den Änderungsbereich liegt eine Schallimmissionsprognose vor.6 Im Zuge der Prognose 
wurden die Geräuschimmissionen durch den Schienen- und Straßenverkehr ermittelt und 
beurteilt. In schalltechnischer Hinsicht relevant waren die in ca. 400 m Entfernung gelegene 
Bundesstraße B 212 sowie die ca. 300 m entfernte Bahnlinie Hude – Nordenham. Ferner 
waren die von der Stedinger Landstraße herrührenden Schallimmissionen zu ermitteln.  

Die Gutachter sind zu folgenden Ergebnissen gekommen.  

Die Schallgutachter haben festgestellt, dass die Immissionsbelastung durch die von Westen 
kommenden Schallemissionen (B 212 und Bahn) bestimmt wird. Die maßgeblichen Beurtei-
lungspegel innerhalb des Plangebietes betragen maximal 55 dB(A) zur Tages- und Nacht-
zeit. Zur Nachtzeit sind die Beurteilungspegel im Mittel um ca. 4 dB(A) geringer als am Tag. 
Zur Nachtzeit werden die schalltechnischen Orientierungswerte für Allgemeine Wohngebiete 
nicht eingehalten. Zur Tagzeit werden die die schalltechnischen Orientierungswerte für All-
gemeine Wohngebiete eingehalten.  

Um dem Schutzzweck innerhalb von Wohnräumen Rechnung zu tragen, wurden im Rahmen 
des Gutachtens Lärmpegelbereiche ermittelt. Für den Änderungsbereich wurde der Lärmpe-
gelbereich II berechnet. Die Gutachter empfehlen die Festsetzung der Lärmpegelbereiche.  

Umsetzung der gutachterlichen Ergebnisse durch die Stadt Brake: 

Die Stadt Brake hat die gutachterlichen Ergebnisse nachvollzogen und für plausibel befun-
den. Die Festsetzung von Lärmpegelbereichen obliegt dem Bebauungsplan. Die Belange 
des Schallschutzes können ausreichend berücksichtigt werden.  

Aus dem Plangebiet bestehen keine Ansprüche aufgrund der von der B 212 und der K 213 
ausgehenden Emissionen. 

Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen 
(insbesondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, 
elektrische Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an benach-
barter Bebauung führen können. 

 

                                                
6  technologie entwicklungen & dienstleistungen GmbH (ted): Schallgutachten zur Erschließung des Baugebietes „Tim-

mermanns Hellmer“ in Brake, Bremerhaven August 2018 
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Geruchsimmissionen 

Westlich des Plangebietes liegt das Entsorgungszentrum Brake, bestehend aus einer Depo-
nie für vorbehandelte und inerte Abfälle, einer Vergärungsanlage für Bioabfälle mit anschlie-
ßender Kompostierung, einem Recyclinghof als Annahmestelle für Wertstoffe sowie einer 
Kläranlage zur Reinigung des Sickerwassers der Deponie. Durch das Entsorgungszentrum 
können innerhalb des Plangebietes Geruchsimmissionen hervorgerufen werden. Um dem 
allgemeinen Grundsatz der Konfliktbewältigung Rechnung zu tragen, ist im Rahmen der 
Bauleitplanung der Nachweis erforderlich, dass im Plangebiet die Anforderungen der GIRL 
eingehalten werden. Es liegt eine Geruchsimmissionsprognose vor.7 Die wesentlichen Inhal-
te und Ergebnisse werden nachstehend wiedergegeben: 

Die Gutachter haben eine Geruchsimmissionsprognose erstellt, in der die durch die relevan-
ten geruchsemittierenden Anlagen im genehmigten Bestand sowie im genehmigten Bestand 
zzgl. Erweiterungsoptionen hervorgerufene Geruchsbelastung innerhalb des Plangebietes 
ermittelt wurde.  

Auf der Deponie Brake werden seit 2005 nur noch vorbehandelte und inerte Abfälle ange-
nommen. Eine relevante Immissionsbelastung durch Geruchsemissionen aus dem Deponie-
körper sowie den Anliefervorgängen wird für den Änderungsbereich daher ausgeschlossen. 
Dies gilt auch für den bisher ungenutzten 2. Teilabschnitt der Deponie Nord (Tal zwischen 
den Deponiekörpern), welcher bereits für eine Nutzung planfestgestellt ist. 

Bei der Vergärungsanlage + Kompostierung handelt es sich um ein geschlossenes System 
bei dem die Abluft erfasst und mittels Biofilter gereinigt wird. Geruchsemissionen entstehen 
vor allem durch das Abgas der BHKW sowie durch Fahrverkehr oder Toröffnungen. Zudem 
ist im Außenbereich eine Lagerfläche für Fertigkompost genehmigt. Die Anlage wurde daher 
in die Geruchsbeurteilung mit aufgenommen. 

An den Recyclinghof können Privathaushalte sowie Gewerbetreibende Wertstoffe abgeben. 
Von Recyclinghöfen gehen Geruchsemissionen in Form von bspw. Lagerung von Altholz, 
Altglas, Grün- und Gartenabfall aus. Der Recyclinghof wurde daher in die Geruchsbeurtei-
lung mit aufgenommen.  

Die Kläranlage für Sickerwässer aus der Deponie dient der Reinigung des unter dem abge-
lagerten Abfall aufgefangenen Wassers. Die Behandlung des Sickerwassers erfolgt überwie-
gend in geschlossenen Behältern. Lediglich ein Schlammspeicher sowie die beiden Ablauf-
speicher sind offen. Die Geruchsrelevanz der Behandlungsanlage für den Änderungsbereich 
wurde als vernachlässigbar angesehen. Auf eine Berücksichtigung der Anlage wurde daher 
verzichtet.   

Die Gutachter haben Geruchsstundenhäufigkeiten als Gesamtbelastung von 0 % sowohl für 
den genehmigten Bestand der untersuchten Anlagen als auch unter Einbeziehung etwaiger 
Entwicklungsoptionen ermittelt: Die ermittelte Gesamtbelastung innerhalb des Plangebietes 
unterschreitet somit deutlich den Immissionswert (10 %) gemäß [GIRL] für die Gebietsnut-
zung Wohn-/Mischgebiete.   

Umsetzung der gutachterlichen Ergebnisse durch die Stadt Brake: 

Die Stadt Brake hat die gutachterlichen Ergebnisse nachvollzogen und für plausibel befun-
den. Die Stadt Brake geht davon aus, dass Geruchsimmissionen der Planung der Wohnbau-
fläche nicht entgegenstehen.  

                                                
7  Uppenkamp und partner: Immissionsschutz-Gutachten; Geruchsimmissionsprognose für die geplante Ausweisung von 

Wohnbauflächen im Bereich des Plangebietes „Timmermanns Hellmer“ in der Stadt Brake; 28.09.2018 
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3.2.4 Belange der Oberflächenentwässerung 

Es liegt ein Oberflächenentwässerungskonzept vor.8 Die wesentlichen Inhalte und Ergebnis-
se werden nachstehend wiedergegeben: 

Der Änderungsbereich liegt mit Geländehöhen von ca. 0,00 m NHN sehr tief und ist somit 
den Wasserständen des vorhandenen Entwässerungssystems (Gräben) ausgesetzt. Um 
eine Erschließung des Geländes zu ermöglichen ist die Anhebung des Geländes um ca. 0,80 
bis 1,00 m auf etwa das vorhandene Geländeniveau der bestehenden Bebauungen geplant.  

Das Oberflächenwasser der Gebäude wird über Hausanschlussschächte und das Straßen-
wasser über Straßenabläufe den geplanten Freigefällekanälen in den Verkehrsflächen zuge-
führt. Der Freigefällekanal der Erschließungsstraße entwässert auf ca. halber Strecke der 
Erschließungsstraße in den westlichen vorhandenen Graben. Der Freigefällekanal der Stra-
ße Timmermanns Hellmer entwässert in den nordwestlich verbleibenden Graben. Der vor-
handene westliche Graben wird in Richtung des neuen Baugebietes aufgeweitet und als 
Rückstaugraben (Forderung einer Rückhaltung durch die Wasser- und Bodenverbände, 
16.10.2018, unter Berücksichtigung eines Sommerwasserstandes von -0,50 mNHN) mit ei-
ner Staueinrichtung hergestellt. Das Entwässerungssystem ist dann teileingestaut. Das 
Wasser wird gedrosselt in die vorhandenen Gräben eingeleitet und fließt über das vorhande-
ne Grabensystem in das Käseburger Sieltief ab. Die Erreichbarkeit der Staueinrichtung ist 
ebenfalls mit einem Leitungs- und Wegerecht zu gewährleisten. Der nordöstliche Grabenab-
schnitt sowie der in Planungsgebietsmitte querende Graben werden aufgehoben. Der aufge-
hobene querende Graben wird durch einen Graben an der Südseite des Bebauungsplanes 
ersetzt. Betreiber des Regenwasserkanals und der Staueinrichtung  ist der OOWV.  

Das Konzept der Oberflächenentwässerung wurde der unteren Wasserbehörde des Land-
kreises Wesermarsch am 28.02.2019 vorgestellt. Das Konzept wurde befürwortet, so dass 
auf dieser Grundlage die Entwässerungsanträge vorbereitet werden können. 

Umsetzung der gutachterlichen Ergebnisse durch die Stadt Brake: 

Die Stadt Brake hat die gutachterlichen Ergebnisse nachvollzogen und für plausibel befun-
den. Es wurde gutachterlich der Nachweis erbracht, dass eine ordnungsgemäße Oberflä-
chenentwässerung des Änderungsbereiches möglich ist.  

Die Aufweitung und Beseitigung der Gewässer im Plangebiet stellt einen Gewässerausbau 
nach § 67 (2) WHG darstellt. Dieser ist gemäß § 68 WHG bei der unteren Wasserbehörde 
des Landkreises Wesermarsch genehmigen zu lassen. Ebenso ist die Einleitung in ein ober-
irdisches Gewässer und die Herstellung einer Anlage nach § 36 WHG (Stauwehr) durch die 
untere Wasserbehörde des Landkreises Wesermarsch zu genehmigen. Die im Rahmen der 
Bauausführung erforderlichen Erlaubnisse sind vor Maßnahmenbeginn bei der unteren Was-
serbehörde einzuholen. 

                                                
8  Ingenieurbüro Horst Prante: B-Plan Nr. 79 „Timmermanns Hellmer“ Erschließungsplanung; Rastede; La-

geplan, Stand 14.03.2019, Erläuterungsbericht, Stand 04.11.2018 und Bemessung RRB 
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3.2.5 Belange der Ver- und Entsorgung, Leitungen 

Gas- und Stromversorgung  
Die Gasversorgung und die Versorgung mit elektrischer Energie kann durch den Anschluss 
an die Versorgernetze erfolgen. 

Die Wohngebäude werden über einen Hausanschlussschacht an den in der Verkehrsfläche 
geplanten Freigefällekanal angeschlossen. Der Freigefällekanal entwässert in das vorhan-
dene Schmutzwasserpumpwerk an der Ecke K 213/Timmermanns Hellmer. Betreiber des 
Schmutzwasserkanals ist der OOWV. Eine Vorabstimmung wurde mit dem OOWV am 
01.11.2018 getroffen. Das ausgewiesene Planungsgebiet kann im Rahmen einer erforderli-
chen Kanalnetzerweiterung an die zentrale Schmutzwasserentsorgung angeschlossen wer-
den. 

Wasserversorgung  
Der Änderungsbereich kann im Rahmen einer erforderlichen Rohrnetzerweiterung an die 
zentrale Trinkwasserversorgung des OOWV angeschlossen werden. 

Abfallbeseitigung  
Die Abfallentsorgung wird durch entsprechende Entsorgungsunternehmen durchgeführt. 

Sonderabfälle 
Sonderabfälle sind vom Abfallerzeuger einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzuführen. 

Brandschutz/ Löschwasserversorgung 
Es ist eine für die Auslastung und Nutzung des Gebietes ausreichende Löschwasserversor-
gung sicherzustellen.  

Telekommunikation 

Neu errichtete Gebäude, die über Anschlüsse für Endnutzer von Telekommunikationsdienst-
leistungen verfügen sollen, sind gebäudeintern bis zu den Netzabschlusspunkten mit hoch-
geschwindigkeitsfähigen passiven Netzinfrastrukturen (Leerrohre, §3 Abs. 17b TKG) sowie 
einem Zugangspunkt zu diesen passiven gebäudeinternen Netzkomponenten auszustatten." 

Leitungen 

Der OOWV weist darauf hin, dass bei der Erstellung von Bauwerken gemäß DVGW Arbeits-
blatt W 400-1 Sicherheitsabstände zu den Versorgungsleitungen einzuhalten sind. 

Innerhalb der Verkehrsparzelle der Straße Timmermanns Hellmer und der Stedinger Straße 
befinden sich Strom– und Gasleitungen. 

3.2.6 Altlasten 

Es wurde eine orientierende Untersuchung zur Altlastensituation erstellt:9 Dabei wurden der 
Boden und das Grundwasser im Bereich des geplanten Baugebietes Timmermanns Hellmer 
untersucht und hinsichtlich der geltenden Normen bewertet. Die Bodenproben zeigten keine 
Anzeichen einer Verunreinigung mit relevanten Schadstoffen. Die Analysen von Grundwas-
serproben und dem Grabenwasser ergaben ebenfalls keine Hinweise auf Verunreinigungen. 
Aufgrund der erzielten Ergebnisse ist nicht von altlastenrelevanten Verunreinigungen der 
Schutzgüter „Boden“ und „Grundwasser“ auszugehen und eine Gefährdung hinsichtlich ge-
sundem Wohnen und Arbeiten auszuschließen. Nach den vorliegenden Ergebnissen sind 

                                                
9  Böker und Partner: Timmermanns Hellmer Brake (Unterweser): Orientierende Untersuchung, geotechnische 

Untersuchungsbericht; Oldenburg, 12.3.2019 
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durch die Aufweitung und Vertiefung des westlichen Grabens und dem Aufbringen von Füll-
boden auf Grundstücke und Verkehrsflächen keine Auswirkungen in Hinsicht auf die Altlas-
tensituation zu erwarten. 

Umsetzung der gutachterlichen Ergebnisse durch die Stadt Brake: 

Die Stadt Brake hat die gutachterlichen Aussagen nachvollzogen und für plausibel befunden. 
Es wurde gutachterlich der Nachweis erbracht, dass keine Auswirkungen durch Altlasten im 
Plangebiet zu erwarten sind.  

Einträge aus Straßenbaumaßnahmen im Plangebiet - wie durch Bürger umschrieben - wer-
den häufig zur besseren Befahrbarkeit von Flächen angelegt. Deshalb werden derartige Be-
reiche bei der Baufeldfreimachung grundsätzlich gesondert betrachtet und nach einer Dekla-
ration fachgerecht entsorgt oder vor Ort verwertet. 

3.2.7 Belange der Raumordnung 

Im Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP) des Landkreises Wesermarsch 2003 wird 
der Änderungsbereich als Vorsorgegebiet für die Erholung dargestellt. Derzeit wird das Re-
gionale Raumordnungsprogramm (RROP) des Landkreises Wesermarsch neu aufgestellt. Im 
RROP 2019 wird der Änderungsbereich als Vorbehaltsgebiet für die landschaftsbezogene 
Erholung dargestellt.  

Die Wohnbebauung erfolgt unmittelbar am Siedlungsraum und führt zu einer Ergänzung des 
bereits bestehenden Siedlungsansatzes. Der Änderungsbereich steht derzeit für die Erho-
lungsnutzung nicht zur Verfügung. Im Änderungsbereich sind keine Wanderwege oder Erho-
lungseinrichtungen vorhanden. Die Straße „Timmermanns Hellmer“ bleibt für Fußgänger und 
Radfahrer nutzbar. 

In Anbetracht der Großflächigkeit des Vorsorgegebietes, der geringen Eignung des Plange-
bietes für die Erholungsnutzung und der äußerst geringen Größe des Änderungsbereiches 
gewichtet die Stadt Brake die Entwicklung der Wohnbaufläche höher als die Belange des 
Vorsorgegebietes bzw. der Erholungsnutzung.  

3.2.8 Belange des archäologischen Denkmalschutzes 

Das Plangebiet wird im äußersten Norden von einem denkmalgeschützten ehemaligen histo-
rischen Deichzug gequert (Hammelwarden, FStNr. 37), der heute aber vollständig abgetra-
gen ist (s. nachstehende Ausschnitt). Weitere archäologische Fundstellen sind nach derzeiti-
gen Kenntnisstand dort nicht bekannt. 
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Abb.: Ehemaliger historischer Deichzug) 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- und frühgeschichtliche sowie mittelalterli-
che oder frühneuzeitliche Bodenfunde (das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkoh-
leansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, 
auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des 
Nieders. Denkmalschutzgesetzes meldepflichtig und müssen der zuständigen unteren 
Denkmalschutzbehörde oder dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege – Abtei-
lung Archäologie – Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15, Tel. 0441 / 799-2120 unverzüg-
lich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unter-
nehmer. 

Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des Nieders. Denkmalschutzgesetzes 
bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren 
Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung 
der Arbeiten gestattet. 

3.2.9 Belange des Baugrundes 

Im Untergrund des Planungsgebietes liegen wasserlösliche Gesteine in so großer Tiefe, 
dass bisher kein Schadensfall bekannt geworden ist, der auf Verkarstung in dieser Tiefe zu-
rückzuführen ist. Es besteht praktisch keine Erdfallgefahr (Gefährdungskategorie 1 gemäß 
Erlass des Niedersächsischen Sozialministers "Baumaßnahmen in erdfallgefährdeten Gebie-
ten" vom 23.02.1987, AZ. 305.4 - 24 110/2 -). Auf konstruktive Sicherungsmaßnahmen be-
züglich Erdfallgefährdung kann daher bei Bauvorhaben im Planungsbereich verzichtet wer-
den. 
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Nach den uns vorliegenden Unterlagen (Kartenserver des LBEG) steht im Planungsbereich 
setzungsempfindlicher Baugrund an. Es handelt sich hierbei um Lockergesteine mit sehr 
geringer Steifigkeit (fluviatile, brackische, marine Sedimente wie z. B. Klei).# 

Bei Bauvorhaben sind die gründungstechnischen Erfordernisse im Rahmen der Baugrunder-
kundung zu prüfen und festzulegen. 

Gründung von Verkehrsflächen  

Es liegt ein geotechnisches Gutachten vor.10 Darin wird folgendes ausgeführt: 

Nach den Aufschlussergebnissen liegt im Erkundungsgebiet bis zur Endteufe der Bohrungen 
stark vereinfacht eine zweigeteilte Schichtfolge aus  

• Auffüllungen (umgelagerter Klei)  

• Weichschichten (Klei und Torf)  

vor. Oberflächennah wurden unterhalb einer Grasnarbe zunächst Auffüllungen angetroffen, 
die bis in Tiefen von etwa t = 0,2 bis 0,4 m unter GOK reichen und bei denen es sich um 
künstlich umgelagerte Kleischichten handelt. Diese Kleischichten setzen sich aus einem 
Schluff mit unterschiedlichen Beimengungen aus Feinsand, Humus und Ton zusammen. Die 
Zustandsformen der bindigen Auffüllungen aus Klei sind als weich bis steif, steif oder steif bis 
halbfest einzustufen. Den Abschluss bis zur Endteufe der Bohrungen bilden Weichschichten 
aus Klei und Torf. 

Die angetroffenen Bodenverhältnisse sind insgesamt als relativ ungünstig zu bezeichnen. 
Zusammenfassend sind Maßnahmen zur Tragfähigkeitserhöhung unumgänglich. Dies betrifft 
insbesondere den Bereich der neuen Erschließungsstraße unter Berücksichtigung der ge-
planten Geländeanhebung. Für die neu zu errichtende Erschließungsstraße empfehlen die 
Gutachter die Ausführung des Überschüttverfahrens (Konsolidierungsverfahren). Hierbei 
wird im Bereich der späteren Erschließungsstraße ein Sandkörper aufgeschüttet, der höher 
als die vorgesehene Geländeaufhöhung ist. Durch die aufgebrachte Überschüttung werden 
die Setzungen aus der Geländeaufhöhung und den Verkehrslasten weitgehend vorwegge-
nommen. Im Bereich der Bestandsstraße Timmermanns Hellmer empfiehlt sich, um mögli-
che Setzungen auf ein Minimum zu begrenzen, zumindest die oberflächennahen Auffüllun-
gen und Kleischichten unterhalb des bestehenden Straßenkörpers auszuheben und gegen 
frostsicheres Material  auszutauschen. 

Sulfatsaurer Boden 

Entgegen den Grundlagen des NIBIS Servers des LBEG weist der Landschaftsrahmenplan 
des Landkreises Wesermarsch (2016) für das Plangebiet keine potentiell sulfatsauren Böden 
bis in 2 m Tiefe aus.  

Gemäß dem Altlastengutachten von Böker und Partner (12.3.2019) liegen die Grundwasser-
stände im Plangebiet zwischen 0,4 und 1,3 m unterhalb der Geländeoberkante (vor Ort er-

                                                
10  Schmitz + Beilke Ingenierue GmbH: Erschließung B-Plan Nr. 79 „Timmeranns Hellmer“ in Käse-

burg bei Brake; Geotechnisches Gutachten, Oldenburg, 20.02.2019 
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mittelt, 04.02.2019). Oberflächennah stehen demnach keine sulfatsauren Böden an. Durch 
die geplante Geländeaufhöhung (bekannt aus dem parallel aufgestellten B-Plan Nr. 79) auf 
mindestens 1,00 m ü. NHN wird ein weiterer Abstand zu den potentiell sulfatsauren Böden 
an diesem Standort gewonnen. Auch auf B-Plan Ebene ist nicht konkret absehbar, ob und in 
welchem Umfang Bodenaushub innerhalb des Grundwasser-gesättigten Bereiches erforder-
lich wird. Eine Betroffenheit der Bausubstanz wird daher zu diesem Zeitpunkt nicht abgelei-
tet. Auf Umsetzungsebene ist das Thema „sulfatsaure Böden“ jedoch wieder aufzugreifen, 
um die nebenstehenden Probleme zu vermeiden. Entsprechend wird folgender Hinweis in 
die Planzeichnung aufgenommen:   

Aufgrund des Gefährdungspotenzials „sulfatsaurer Böden“ sind im Vorfeld von Tiefbaumaß-
nahmen Vorerkundungen zur Abschätzung des Versauerungspotenzials und der Bewertung 
des anfallenden Bodenaushubs gemäß den Informationen aus den Geofakten 24 und 25 des 
LBEG durchzuführen. Es ist für einen fachgerechten Umgang mit dem anfallenden Material 
zu sorgen. 

4. Planungsinhalte 

Der Änderungsbereich wird entsprechend der grundsätzlichen städtebaulichen Zielsetzung 
gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. BauNVO als Wohnbaufläche dargestellt.  

5. Ergänzende Angaben 

5.1  Größe des Änderungsbereiches 

Die Größe des Änderungsbereiches beträgt ca. 2,1 ha. 

5.2 Daten zum Verfahrensablauf 

Aufstellungsbeschluss (VA) 19.06.2018 
Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses 18./22.12.2018 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (1) BauGB  07.01. – 21.01.2019 

dabei Öffentlichkeitsversammlung 10.01.2019 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher  
Belange gemäß § 4 (1) BauGB mit Schreiben vom  20.12.2018 
und Frist bis zum  04.02.2019 
Entwurfsbeschluss (VA) 03.06.2019 

Ortsübliche Bekanntmachung des Entwurfs/Auslegungsbeschlusses 24.08.2019 
Öffentliche Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB 02.09. – 02.10.2019 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher  
Belange gemäß § 4 (2) BauGB mit Schreiben vom  (11.07.2019, 24.07.2019) 28.08.2019 
und Frist bis zum  20.10.2019 
Feststellungsbeschluss (Rat) 05.12.2019 

Brake, den 12.12.2019 

Der Bürgermeister 
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Teil II: Umweltbericht 

1. Einleitung 

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Belange des Um-
weltschutzes, insbesondere die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen, im 
Rahmen einer Umweltprüfung zu ermitteln und in einem Umweltbericht zu beschreiben und 
zu bewerten. Hierbei sind vor allem die in § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB aufgeführten Belange zu 
berücksichtigen und die in § 1 a BauGB genannten Vorschriften anzuwenden. Die Ergebnis-
se der Umweltprüfung sind im Aufstellungsverfahren des Bauleitplanes in die Abwägung 
einzustellen. 

Der Umweltbericht bildet gemäß § 2 a BauGB einen gesonderten Teil der Begründung. Die 
nachfolgende Gliederung des Umweltberichtes orientiert sich an der Anlage 1 des BauGB (in 
der Fassung vom 03. November 2017). 

Im Anhang ist eine tabellarische Übersicht über die in der Umweltprüfung untersuchten und 
ermittelten Umweltauswirkungen dargelegt. Vertiefende Angaben sind den folgenden Kapi-
teln zu entnehmen. 

1.1 Inhalte und Ziele des Bauleitplanes 

Die Stadt Brake nimmt die 31. FNP-Änderung vor, um der konstant hohen Nachfrage nach 
Wohngrundstücken in der Stadt Brake Rechnung zu tragen. Der Änderungsbereich ist im 
wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Brake als Fläche für die Landwirtschaft darge-
stellt. Durch die 31. FNP-Änderung wird die Flächendarstellung in Wohnbaufläche geändert. 

Der Änderungsbereich befindet sich im südlichen Bereich der Stadt Brake, westlich der Ste-
dinger Landstraße und südlich der Straße Timmermanns Hellmer. Die Größe des Ände-
rungsbereichs beträgt 2,1 ha. Der Änderungsbereich wird derzeit als Weide und Grünland 
genutzt. Am südlichen Rand des Änderungsbereichs befinden sich Gehölze. Die Straße 
„Timmermanns Hellmer“ dient als Erschließungsstraße. Südwestlich und nördlich liegen Ge-
wässer/Teiche. Die westlich und nördlich angrenzenden Flächen werden als Grünflächen 
genutzt. Südlich und nördlich des Änderungsbereichs befinden sich zudem einzelne Wohn-
nutzungen im planungsrechtlichen Außenbereich. Östlich schließt sich Wohnbebauung mit 
eingeschossigen, freistehenden Einfamilienhäusern und Doppelhäusern auf großzügigen 
Grundstücken an den Änderungsbereich. In den Gartenbereichen sind zum Teil dichte und 
hohe Gehölze in Abgrenzung zum Änderungsbereich hin vorhanden. Die Entfernung des 
Geltungsbereiches zur östlich gelegenen Weser beträgt ca. 350 m. Die Bundesstraße B 212 
liegt ca. 400 m, die Bahnlinie ca. 300 m westlich des Änderungsbereichs. Weiter westlich 
befindet sich das Entsorgungszentrum Wesermarsch. 

Im Parallelverfahren wird der Bebauungsplan Nr. 79 aufgestellt. 
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1.2 Ziele des Umweltschutzes 

Nachfolgend werden gemäß Anlage 1 des BauGB die für den vorliegenden Bauleitplan be-
deutenden Ziele des Umweltschutzes dargestellt, die sich aus einschlägigen Fachgesetzen 
und Fachplänen ergeben. Weiterhin wird aufgeführt, inwieweit diese Ziele im Rahmen der 
vorliegenden Planung berücksichtigt werden. 

Ziele des Umweltschutzes Berücksichtigung bei der Aufstellung 

Baugesetzbuch (BauGB) 

§ 1 (6) Nr. 7 b) BauGB: Bei der Aufstellung der 
Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichti-
gen … die Erhaltungsziele und der Schutzzweck 
der Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bun-
desnaturschutzgesetzes. 

Die nächstgelegenen Natura-2000-Gebiete11 sind: 

• „Teichfledermaus-Gewässer im Raum Bremer-
haven/Bremen“ (FFH-Gebiet, 2517-331), 0,3 km 
südlich. Schutzziel: Sicherung der Jagdhabitate 
der Teichfledermaus; Sicherung von naturnahen 
Stillgewässern. 

• „Nebenarme der Weser mit Strohauser Plate und 
Juliusplate“ (FFH-Gebiet, 2516-331), 1,3 km öst-
lich. Schutzziel: Sicherung relativ naturnaher Teile 
der Unterweser; Trittstein für Fisch-Fauna; Poten-
tielles Teichfledermaus-Jagdgebiet. 

• „Unterweser“ (EU-Vogelschutzgebiet, DE2617-
401), 1 km östlich. Schutzziel: Sicherung von Le-
bensraum für Vogelarten ausgedehnter Röhrichte 
und (halb)offener Feuchtgrünlandbereiche; natio-
nal bis international bedeutendes Rastgebiet für 
Wat- und Wasservögel. 

Aufgrund der Entfernung zum FFH-Gebiet der Teich-
fledermaus, der Abschirmung durch Gehölze und 
Bebauung vor Lichtimmissionen und weil das Grün-
land des Plangebietes nach den Habitatansprüchen 
der Teichfledermaus keinen essentiellen Nahrungs-
raum darstellt, können Beeinträchtigungen auf das 
FFH-Gebiet der Teichfledermaus mit hinreichender 
Sicherheit ausgeschlossen werden. Die Erhaltungs- 
und Schutzziele der weiteren Natura-2000-Gebiete 
(FFH-Gebiete und EU-Vogelschutzgebiete) werden 
durch die Planung aufgrund der Entfernung eben-
falls nicht beeinträchtigt. 

§ 1a (2) BauGB: Mit Grund und Boden soll spar-
sam und schonend umgegangen werden; dabei 
sind zur Verringerung der zusätzlichen Inan-
spruchnahme von Flächen für bauliche Nutzun-
gen die Möglichkeiten der Entwicklung der Ge-
meinde insbesondere durch Wiedernutzbarma-
chung von Flächen, Nachverdichtung und andere 
Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen 
sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige 
Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich, als Wald 
oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen 
nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden.  

Mit der Planung werden Bodenversiegelungen vor-
bereitet. Es werden landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen überplant. Die Flächeninanspruchnahme ist für 
die Verwirklichung der Ziele der Planung erforderlich 
und deshalb unvermeidbar.    

 
 

                                                
11  NUMIS Kartenserver: Natura 2000-Gebiete. – Nds. Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz, Hannover. (Zugriff: 

November 2018) 
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§ 1a (5) BauGB: Den Erfordernissen des Klima-
schutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem 
Klimawandel entgegen wirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel 
dienen, Rechnung getragen werden. 

Den Belangen des Klimaschutzes und der Klimaan-
passung kann auf nachgeordneter Planungsebene 
durch entsprechende Festsetzungen Rechnung 
getragen werden.   

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)  

§ 1 (1) BNatSchG: Natur und Landschaft sind auf 
Grund ihres eigenen Wertes und als Grundlage 
für Leben und Gesundheit des Menschen auch in 
Verantwortung für die künftigen Generationen im 
besiedelten und unbesiedelten Bereich nach 
Maßgabe der nachfolgenden Absätze so zu 
schützen, dass  

� die biologische Vielfalt,  

� die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts einschließlich der Regenera-
tionsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfä-
higkeit der Naturgüter sowie  

� die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der 
Erholungswert von Natur und Landschaft  

auf Dauer gesichert sind; der Schutz umfasst 
auch die Pflege, die Entwicklung und, soweit 
erforderlich, die Wiederherstellung von Natur und 
Landschaft (allgemeiner Grundsatz). 

Entsprechend dem Vermeidungsgrundsatz der Ein-
griffsregelung sind vermeidbare Beeinträchtigungen 
von Natur und Landschaft zu unterlassen. Diesem 
Vermeidungsaspekt wird auf nachgeordneter Pla-
nungsebene durch Maßnahmen zu Vermeidung, 
Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Aus-
wirkungen Rechnung getragen. 

§ 20 (2) BNatSchG: Teile von Natur und Land-
schaft können geschützt werden 

1. nach Maßgabe des § 23 als Naturschutzgebiet 
(NSG), 

2. nach Maßgabe des § 24 als Nationalpark 
(NLP) oder als Nationales Naturmonument, 

3. als Biosphärenreservat (BSR), 

4. nach Maßgabe des § 26 als Landschafts-
schutzgebiet (LSG), 

5. als Naturpark (NP), 

6. als Naturdenkmal (ND) oder 

7. als geschützter Landschaftsbestandteil (GLB) 

Nachfolgend werden die nächstgelegenen Schutz-
gebiete gemäß § 20 (2) BNatSchG aufgeführt.12 

• NSG: „Rechter Nebenarm der Weser“ (LÜ 00110): 
rd. 1,3 km östlich 

Weitere Schutzgebiete befinden sich erst in größerer 
Entfernung. 

Durch die Planung sind keine erheblichen Beein-
trächtigungen zu erwarten, die den Schutzzielen des 
Schutzgebietes entgegenstehen. 

§ 44 (1) BNatSchG: Vorschriften für besonders 
geschützte und bestimmte andere Tier- und 
Pflanzenarten. 

� Fang-/Verletzungs-/Tötungsverbot 

� Störungsverbot 

� Zerstörungsverbot von Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten 

Aufgrund der Komplexität der artenschutzrechtlichen 
Vorgaben wird die Vereinbarkeit der Planung mit 
den Zielen des speziellen Artenschutzes in einem 
gesonderten Kapitel dargestellt. Die Ziele des Arten-
schutzes werden in Kapitel 1.3 Ziele des speziellen 
Artenschutzes behandelt.  

 
 
 
 
 

                                                
12  NUMIS Kartenserver: Natur- und Landschaftsschutzgebiete, Naturdenkmäler, Naturparks. - Nds. Ministerium für Umwelt, 

Energie und Klima-schutz, Hannover. (Zugriff: November 2018) 
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Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) 

§ 1 BBodSchG: Zweck dieses Gesetzes ist es, 
nachhaltig die Funktionen des Bodens zu sichern 
oder wiederherzustellen. Hierzu sind schädliche 
Bodenveränderungen abzuwehren, der Boden 
und Altlasten sowie hierdurch verursachte Ge-
wässerverunreinigungen zu sanieren und Vor-
sorge gegen nachteilige Einwirkungen auf den 
Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf den Bo-
den sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen 
Funktionen sowie seiner Funktion als Archiv der 
Natur- und Kulturgeschichte so weit wie möglich 
vermieden werden. 

Durch die Planung entsteht eine Neuversiegelung 
von Boden und somit ein Verlust der Bodenfunktio-
nen. Die Ziele der Planung können jedoch ohne 
Inanspruchnahme von Böden nicht umgesetzt wer-
den. Zum Schutz unversiegelter Bereiche werden 
diese vor Verdichtung nach Möglichkeit geschützt. 
Der Verlust der Bodenfunktionen wird bei der Pla-
nung der Kompensationsmaßnahmen der Biotopty-
pen berücksichtigt.  

Wasserhaushaltsgesetz (WHG)  

§ 1 WHG: Die Gewässer (oberirdische Gewäs-
ser, Küstengewässer und Grundwasser) sollen 
durch eine nachhaltige Gewässerbewirtschaftung 
als Bestandteile des Naturhaushalts, als Lebens-
grundlage des Menschen, als Lebensraum für 
Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares Gut ge-
schützt werden. 

Für die Oberflächenentwässerung wurde ein Ent-
wässerungskonzept erstellt (s. Pkt. 2.2.3). Die Ent-
wässerung erfolgt über die Gräben im Änderungsbe-
reich in das Käseburger Sieltief. Der westliche Gra-
ben wird für Rückstauzwecke aufgeweitet und mit 
einer Staueinrichtung für eine gedrosselte Einleitung 
versehen.  

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 

§ 1 BImSchG: Zweck dieses Gesetzes ist es, 
Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das 
Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sons-
tige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwir-
kungen zu schützen und dem Entstehen schädli-
cher Umwelteinwirkungen vorzubeugen. 

Für der Änderungsbereich wurde eine Schall- und 
Geruchsimmissionsprognose erstellt (s. Pkt. 2.2.6). 
Bei der Errichtung von Gebäuden werden schall-
dämmende Maßnahmen für die Außenbauteile er-
forderlich.  

Relevante Geruchsbelastungen bestehen nicht. 

Ziele gemäß Landschaftsrahmenplan13 

Der Änderungsbereich liegt innerhalb der Zielka-
tegorie II: Sicherung und Verbesserung von Ge-
bieten mit überwiegend hoher Bedeutung für 
Arten und Biotope und hoher bis sehr hoher Be-
deutung für Boden Wasser, Klima/Luft, Land-
schaftsbild.  

Gemäß den städtebaulichen Entwicklungszielen der 
Stadt Brake wird die Entwicklung von Wohnbauflä-
chen höher gewichtet. Die Ziele des Landschafts-
rahmenplans können daher in der Planung nicht 
berücksichtigt werden.  

Ziele gemäß Landschaftsplan14 

Der Landschaftsplan trifft weder für das Plange-
biet, noch für die angrenzenden Bereiche, raum-
konkrete Entwicklungs- oder Erhaltungsziele. Es 
liegen keine wichtigen Bereiche für Arten und 
Lebensgemeinschaften vor. 

  

 

                                                
13  Landkreis Wesermarsch: Landschaftsrahmenplan. Stand 2016. 
14  Stadt Brake: Landschaftsplan. Stand 1997. 
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1.3 Ziele des speziellen Artenschutzes 

Gemäß § 44 BNatSchG bestehen bestimmte Schutzvorschriften für besonders und streng 
geschützte Tier- und Pflanzenarten. Diese Verbote richten sich nicht an die Planungsebene, 
sondern untersagen konkrete Handlungen. Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens ist aller-
dings zu prüfen, ob die artenschutzrechtlichen Vorgaben die Umsetzung der Planung dauer-
haft hindern. 

Nach § 44 Abs. 5 BNatSchG sind die Verbote des speziellen Artenschutzes für zulässige 
Vorhaben innerhalb von Bebauungsplan-Gebieten nur anzuwenden, sofern und soweit Arten 
des Anhangs IV der FFH-Richtlinie oder europäische Vogelarten betroffen sind15. Die nach-
folgenden Ausführungen beschränken sich deshalb auf diese Artenvorkommen. 

Die Anforderungen zum speziellen Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG beziehen sich auf die 
konkrete Handlung und auf konkret betroffene Individuen. Sie gelten unabhängig von den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes. Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung wird 
jedoch bereits geprüft, ob artenschutzrechtliche Belange der Realisierung der Planung ent-
gegenstehen können und ob Vermeidungs- oder (vorgezogene) Ausgleichsmaßnahmen vor-
zusehen sind.  

Gemäß § 44 Absatz 1 BNatSchG ist es verboten, 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu 
verletzen, zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu be-
schädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten wäh-
rend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten 
erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der 
Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten 
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen 
aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören 
(Zugriffsverbote). 

Da es sich bei dem geplanten Vorhaben um die Umsetzung eines nach den Vorschriften des 
Baugesetzbuches zulässigen Vorhabens im Sinne von § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG han-
delt, gilt gemäß § 44 Abs.5 Satz 2 BNatSchG (neue Fassung)16: Sind in Anhang IV Buchsta-
be a der Richtlinie 92/43EWG aufgeführte Tierarten, europäische Vogelarten und solche 
Arten betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 aufgeführt 
sind17, liegt ein Verstoß gegen  

1. das Tötungs- und Verletzungsverbot des Absatzes 1 Nummer 1 nicht vor, wenn die Be-
einträchtigung durch den Eingriff oder das Vorhaben das Tötungs- und Verletzungsrisiko 
für Exemplare der betroffenen Arten nicht signifikant erhöht und diese Beeinträchtigung 

                                                
15  Darüber hinaus sind solche Arten zu berücksichtigen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 (1) Nr. 2 BNatSchG aufge-

führt sind. Eine Rechtsverordnung auf dieser Ermächtigungsgrundlage wurde bislang nicht erlassen. 
16  in der am 29.09.2017 geltenden Fassung durch Artikel 1 G. v. 15.09.2017 BGBl. I S. 3434 
17  Eine Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG, in der ebenfalls berücksichtigungspflichtige „nationale verant-

wortungsarten“ definiert wären, liegt bisher nicht vor. 
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bei Anwendung der gebotenen, fachlich anerkannten Schutzmaßnahmen nicht vermieden 
werden kann,  

2. das Verbot des Nachstellens und Fanges wild lebender Tiere und der Entnahme, Be-
schädigung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen nach Abs. 1 Nr. 1 liegt nicht vor, 
wenn die Tiere oder ihre Entwicklungsformen im Rahmen einer erforderlichen Maßnahme, 
die auf den Schutz der Tiere vor Tötung oder Verletzung oder ihrer Entwicklungsformen 
vor Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung und die Erhaltung der ökologischen Funk-
tion der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang gerichtet ist, 
beeinträchtigt werden und diese Beeinträchtigungen unvermeidbar sind 

3. das Verbot nach Abs. 1 Nr. 3 nicht vor, wenn die ökologische Funktion der von dem Ein-
griff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusam-
menhang weiterhin erfüllt wird. 

Soweit erforderlich, können auch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen festgelegt werden. 
Für Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IV b der Richtlinie 92/43/EWG aufge-
führte Arten gelten diese Maßgaben entsprechend. Sind andere besonders geschützte Arten 
betroffen, liegt bei Handlungen zur Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens ein Verstoß 
gegen die Zugriffs-, Besitz- oder Vermarktungsverbote nicht vor. 

1.3.1 Artenschutzrechtlich relevante Arten im Änderungsbereich  

Europäische Vogelarten und Fledermäuse 

Zunächst gilt es zu prüfen, ob im Änderungsbereich bzw. im funktionalen Zusammenhang 
mit dem Änderungsbereich artenschutzrechtlich relevante Tier- und/oder Pflanzenarten vor-
kommen (können).  

Im April und Mai 2018 haben zwei Begehungen zum Faunapotential im Plangebiet stattge-
funden. Brutnachweise konnten im Plangebiet nicht festgestellt werden. Im südlich angren-
zenden Gehölz wurden Nachtigall und Kuckuck festgestellt. Beide Vogelarten sind als kultur-
folgende Arten bekannt und kommen häufiger in Siedlungsgebieten vor. Sie sind daher eher 
als störungsunempfindlich gegenüber dem Menschen einzustufen. Außerdem konnten auf 
den südwestlich gelegenen Teichen Wasservögel (Graugänse, Stock- und Reiherenten, 
Blässhuhn) beobachtet werden. Diese Wasservogelarten nutzen zunehmend Gewässer in 
Parklandschaften und Grünanlagen. Die Störungstoleranz gegenüber dem Menschen ist 
daher ebenfalls als relativ gering zu bewerten.  

Innerhalb des Änderungsbereichs befinden sich keine Bäume mit Potential für höhlenbe-
wohnende Vogel- und Fledermausarten18. Entlang der Straße „Timmermanns Hellmer“ (au-
ßerhalb des Plangebietes) sind ggf. Bäume mit Quartierspotential vorhanden. Diese sind 
jedoch nicht durch die FNP-Änderung betroffen. In den wenigen jungen Baumbeständen 
konnten konkrete Brut- oder Quartierstandorte (z. B. Nester, Spechthöhlen, abstehende Rin-
de) im Zuge der Geländebegehung im Mai und im August 2018 nicht festgestellt werden. Da 
keine Gebäude im Änderungsbereich vorhanden sind, werden keine gebäudebewohnenden 
Vogel- und Fledermausarten im Änderungsbereich erwartet (die kleine Hütte weist keine 
Qualitäten auf). Bodenbrütende Vogelarten können insbesondere in den Röhrichtbeständen 
entlang der Gräben vorkommen. Allgemein ist aufgrund der Siedlungsnähe die Präsenz von 
Hauskatzen nicht auszuschließen, die für bodenbrütende Vogelarten eine Gefährdung be-
deuten. Des Weiteren ist aufgrund der Störreize durch den Menschen (z. B. angrenzende 
Wohnbauflächen, Bahnlinie, Straßenverkehr) von einem Vorkommen störungsunempfindli-
                                                
18  Alle Fledermausarten sind aufgrund ihrer Nennung in Anhang IV der FFH-Richtlinie streng geschützt. 
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cher Vogelarten auszugehen. Daher ist primär von einer Nutzung durch ubiquitäre Vogelar-
ten (z. B. Amsel, Buchfink, Meisen) im Änderungsbereich auszugehen. 

Rund 300 m südlich befindet sich ein Jagdhabitat der Teichfledermaus (FFH-Gebiet, 2517-
331). Die Gewässer südwestlich des Plangebietes können von der Teichfledermaus eben-
falls als Jagdhabitat genutzt werden. Grünlandbereiche werden von der Teichfledermaus 
lediglich vereinzelt als Jagdhabitat genutzt. Die Jagdgebiete der Teichfledermaus auf den 
südwestlich gelegenen Gewässern werden durch die Planung nicht beeinträchtigt. Das über-
plante Grünland im Plangebiet ist weder als essentielles Jagdgebiet der Teichfledermaus 
noch für eine andere potentielle Fledermausart zu bewerten. Zudem finden sich in der unmit-
telbaren Umgebung zum Plangebiet ausreichend gleichwertige Grünlandflächen, die ein 
Ausweichen ermöglichen. 

Sonstige Artgruppen 

Vorkommen von Artengruppen gemäß Anhang IV der FFH-Richtlinie, z.B. Säugetiere (aus-
genommen Fledermäuse), Amphibien, Libellen oder Heuschrecken, sind aufgrund der 
Standortausprägungen und der Habitatausstattung einerseits und der Lebensraumansprüche 
seltener Arten andererseits nicht zu erwarten. Artenschutzrechtlich relevante Pflanzenarten 
aus Anhang IV der FFH-Richtlinie wurden im Rahmen der Kartierung nicht festgestellt und 
sind anhand der Standortbedingungen nicht zu erwarten.  

1.3.2 Prüfung der Verbotsbestände gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG 

Geprüft werden die Verbotstatbestände der Verletzung und Tötung, der Zerstörung von Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten sowie der erheblichen Störungen. 

1. Verletzungs- und Tötungsverbot (gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) 

Zur Realisierung der Planung werden Baumbestände (ohne Potential für Baumhöhlen) und 
die Vegetationsbestände des Grünlandes entfernt. Im Zuge dieser Maßnahmen können Vö-
gel (insbesondere nicht flügge Jungvögel oder Vogeleier) geschädigt werden.  

Die Auswirkungen der Planung bezüglich des direkten Verletzungs- und Tötungsverbotes 
können jedoch bei Hinweisen auf konkrete Brutvogelvorkommen durch zeitliche Anpassun-
gen der Baumaßnahmen vermieden werden. Gehölze sollten zeitnah vor Beginn der Bau-
maßnahmen (z. B. Gehölzfällungen und/oder Baufeldfreimachung) durch eine fachkundige 
Person untersucht werden. Die Vermeidung einer Betroffenheit von Vogelarten kann durch 
Baumaßnahmen außerhalb der Vogelbrutzeit (z. B. in den Wintermonaten von Oktober bis 
Ende Februar) erreicht werden. Tötungen von Fledermäusen werden durch die FNP-
Änderung nicht begründet. 

Bei Umsetzung der zeitlichen Vermeidungsmaßnahmen ist ein Verstoß gegen das Tötungs-
verbot somit grundsätzlich vermeidbar, so dass die Umsetzung der Planung hierdurch nicht 
dauerhaft gehindert wird. 

2. Störungsverbot (gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 

Nach den gesetzlichen Vorgaben liegt eine erhebliche Störung vor, wenn sich durch die Stö-
rung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert. Da der Ände-
rungsbereich durch eine intensive landwirtschaftliche Nutzung, der Nähe zu den angrenzen-
den Wohngebieten und einer verkehrstechnischen Belastung bereits in der Vergangenheit 
einer Störwirkung unterlag, sind nur solche Tierarten zu erwarten, die keine besondere Emp-
findlichkeit gegenüber der Anwesenheit von Menschen, Verkehr u. ä. aufweisen. 
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Das von der Planung ausgehende Störpotential, z. B. durch Baumaßnahmen oder der ge-
planten Wohnnutzung, wird als gering angenommen. Zwar können bauzeitlich stärkere Stör-
wirkungen entstehen, diese werden jedoch räumlich und zeitlich eng begrenzt sein. Nachti-
gall und Kuckuck sind als kulturfolgende Arten bekannt und weisen eine geringe Störungs-
empfindlichkeit gegenüber dem Menschen auf. Gleiches gilt für die Wasservogelarten, aller-
dings ist diesen Arten eine geringfügig höhere Störungsempfindlichkeit als den zwei zuvor 
genannten Arten zuzuweisen. Daher können ggf. Verdrängungswirkungen durch die heran-
rückende Bebauung entstehen. Es wird angenommen, dass die Arten im Falle einer Stö-
rungswirkung die ruhigeren Bereiche im Südwesten des Teiches oder auf den (gleichwerti-
gen) Teichen in der unmittelbaren Umgebung aufsuchen könnten. Um dennoch eine Störung 
der Wasservögel möglichst zu vermeiden, sollten die Baumaßnahmen außerhalb der Brut-
zeiten stattfinden. Aufgrund der geringen Störwirkung kann mit hinreichender Sicherheit da-
von ausgegangen werden, dass die Planung zu keiner Verschlechterung des Erhaltungszu-
standes der lokalen Population führt.   

3. Zerstörung / Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten  (gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 
3 BNatSchG) 

Aufgrund der Habitatstrukturen kann davon ausgegangen werden, dass bei Realisierung der 
planerischen Festsetzungen einzelne Lebensstätten gehölzbewohnender Vogelarten und 
ggf. Niststätten von Bodenbrütern betroffen sein könnten. Während der Phase der aktuellen 
Nutzung dürfen keine Vogelnester in bzw. an Gebäuden und Gehölzen zerstört oder be-
schädigt werden. Hier bestehen jedoch zeitliche Vermeidungsmöglichkeiten (vgl. 1. Verbot: 
Verletzungs- und Tötungsverbot). Bodenbrütenden Arten bauen ihre Nester in der Regel 
jedes Jahr erneut (temporär genutzte Lebensstätten), so dass diese Nester nach der Brut-
phase keinem Schutz mehr unterliegen. Auch Nester von gehölzbrütenden Vogelarten, die 
nur über eine Brutperiode genutzt werden, verlieren nach Abschluss der Nutzung ihren 
Schutz. Dauerhaft genutzte Vogelnester oder Fledermausquartiere sind im Änderungsbe-
reich nicht vorhanden 

1.3.3 Artenschutzrechtliches Fazit 

Zur Einhaltung der artenschutzrechtlichen Maßgaben sind auf Umsetzungsebene bei der 
Baufeldräumung nistende Vogelarten zu beachten. Gehölzfällungen und Erdbaumaßnahmen 
sind nur zulässig, wenn sichergestellt ist, dass keine in Nutzung befindlichen betroffen sind. 
Zum gegenwärtigen Kenntnisstand sind keine Konflikte mit den artenschutzrechtlichen Best-
immungen erkennbar, die die Umsetzung der Planung dauerhaft hindern würden. Durch 
bauzeitliche Maßnahmen, z.B. Gehölzfällungen und Baufeldfreimachung außerhalb der Vo-
gelbrutzeiten (z. B. in den Wintermonaten von Oktober bis Ende Februar), kann die Tötung 
von Tieren generell vermieden werden. Dauerhaft genutzte Vogelnester oder Fledermaus-
quartiere sind im Änderungsbereich nicht vorhanden.  
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2. Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen 

Im Folgenden werden für die einzelnen Umweltschutzgüter die voraussichtlichen Auswirkun-
gen der Planung prognostiziert, wobei der Fokus insbesondere auf solche Auswirkungen 
gerichtet wird, die ein erhebliches (positives oder negatives) Ausmaß erreichen oder erhebli-
che Beeinträchtigungen im Sinne der Eingriffsregelung darstellen. 

Die Prognose der Auswirkungen setzt dabei zunächst eine Beschreibung und Bewertung des 
derzeitigen Umweltzustandes (Basisszenario) voraus. Weiterhin ist die voraussichtliche Ent-
wicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung in der Übersicht aufzu-
zeigen, soweit diese zumutbar abgeschätzt werden kann. Auch bei der Darstellung des Ba-
sisszenarios und der voraussichtlichen Entwicklung ohne Planung wird bereits auf die vo-
raussichtlich erheblich beeinflussten Umweltmerkmale fokussiert. 

2.1 Beschreibung des derzeitigen Umweltzustands und der voraussichtlichen Ent-
wicklung bei Nichtdurchführung der Planung (Basisszenario) 

2.1.1 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Stellvertretend für die vorkommenden Tiere, Pflanzen und für die biologische Vielfalt wurden 
die Biotoptypen nach Drachenfels19 erfasst.  

 Derzeitiger Zustand 

Pflanzen 

Eine Lebensgemeinschaft aus Pflanzen und Tieren, die eine gewisse Mindestgröße und eine 
einheitliche, gegenüber der Umgebung abgrenzbare Beschaffenheit aufweist, ist als Biotop 
(Lebensraum) definiert. Es handelt sich demnach um einen vegetationskundlich oder land-
schaftsökologisch definierten und im Gelände wieder erkennbaren Landschaftsausschnitt. 
Diese Einheiten werden abstrakt zu Biotoptypen zusammengefasst und für die Beschreibung 
des derzeitigen Umweltzustandes verwendet. 

Im August 2018 erfolgte eine Erfassung der Biotoptypen20 des Änderungsbereichs. Die Aus-
prägungen im Änderungsbereich werden im Folgenden beschrieben:  

Der Änderungsbereich ist überwiegend von einer intensiven Grünlandnutzung auf einem 
feuchten Standtort geprägt (GIF: Sonstiges feuchtes Intensivgrünland). Von der Artenzu-
sammensetzung ist das Grünland nicht klar einem klassischen Intensivgrünland zuzuordnen 
(Equisetum pratense, Dactylis glomerata, Elymus repens, Phleum pratense, Persicaria mi-
nor, Trifolium pratense, Ranunculus repens, Plantago major, Holcus lanatus, Heracleum 
sphondylium). Aufgrund der intensiven Nutzung wurde dennoch ein Intensivgrünland als Be-
stand angenommen. Der nördliche Teilbereich wird durch eine Beweidung von Pferden ge-
nutzt und im Süden durch einen nährstoffreichen Graben (FGR) von der südlichen Grünland-
fläche getrennt. Als Unterstand für die Pferde dient eine Hütte (OYH) nahe der nördlich ver-
laufenden Erschließungsstraße „Timmermanns Hellmer“ (OVW: Weg). Die Erschließungs-
straße ist im Bestand geschottert. Parallel dazu verlaufen Baumreihen des Siedlungsbe-
reichs (HEA) und eine halbruderale Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte (UHM). Die 

                                                
19  Drachenfels, O.(2016): Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen, Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasser-

wirtschaft, Küsten- und Naturschutz, Stand Juli 2016  
20  Siehe Anlage: Biotoptypenkarte 
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dominierenden Gehölzarten der Baumreihe sind: Weiden (Salix spec.; BHD21: 30-90 cm), 
Hänge-Birken (Betula pendula; BHD: 30-50 cm), Gewöhnliche Hasel (Corylus avellana) und 
Ebereschen (Sorbus aucuparia). Entlang der westlichen und östlichen Grenze des Ände-
rungsbereiches sowie zwischen Erschließungsstraße und Grünland verlaufen nährstoffreiche 
Gräben. Die Ufervegetation wird von Schilf dominiert (UHF: Halbruderaler Gras- und Stau-
denflur feuchter Standorte) begleitet.  Zur Erschließung der südlichen Grünlandfläche ver-
läuft parallel zum Graben an der nordöstlichen Grenze ein unversiegelter Weg mit Trittrasen-
vegetation (GRT). Rechtsseitig der Einfahrt zur südlichen Fläche steht eine Baumgruppe 
(HBE) aus jungen Eschen (Fraxinus excelsior). Entlang der südlichen Grenze des Ände-
rungsbereiches ragt der Kronentraufbereich angrenzender Sträucher in den Änderungsbe-
reich. Die Sträucher stehen jedoch außerhalb des Änderungsbereichs. 

Tiere 

Im Vorfeld der Planung wurde seitens der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises 
Wesermarsch eine Brutvogelkartierung gefordert. Dieser Forderung wurde nachgekommen. 
Nach den Ergebnissen der Begehungen am 29.04.2018 und 06.05. 2018 brüteten auf der 
Fläche keine Vögel.  

Im südlich angrenzenden Gehölz wurden Nachtigall und Kuckuck festgestellt. Beide Arten 
kommen sowohl in der freien Landschaft als auch in Siedlungen oder in Siedlungsnähe vor. 
Sie weisen eine geringe Störungsempfindlichkeit gegenüber Wohngebieten auf.  

Auf den südwestlich gelegenen Teichen konnten Wasservögel (Graugänse, Stock- und Rei-
herenten, Blässhühner) beobachtet werden. Stock- und Reiherenten sowie Blässhühner zäh-
len zu den kulturfolgenden Arten und kommen häufig an Gewässern innerhalb von Parkland-
schaften und Grünanlagen mit ausreichender Größe vor. Eine ausgeprägte Störungsemp-
findlichkeit liegt für diese Brutvogelarten nicht vor. Der Hauptlebensraum der Graugänse liegt 
in der freien Landschaft mit reich strukturierter Vegetation. Dennoch kommt auch diese Art 
mittlerweile vielfach in Städten als Parkvogel vor.22  

Da demnach weitere Untersuchungen keinen für die Planung relevanten Kenntnisgewinn zu 
den vorkommenden Brutvögeln erwarten ließen, wurde seitens der Biologen kein weiterer 
Termin für sinnvoll erachtet. Dieser fachlichen Einschätzung wurde seitens des Landkreises 
gefolgt, so dass auf weitere Kartierdurchgänge verzichtet wurde.   

Der Änderungsbereich liegt außerhalb wertvoller Bereiche für Brut- und Gastvögel. Die 
nächstgelegenen wertvollen Bereiche liegen in rd. 250 m bis 900 m Entfernung zum Ände-
rungsbereich. In diesen Bereichen sind Vorkommen des Weißstorchs, der Rohrweihe, des 
Kiebitz, des Austernfischers und der Saatkrähe bekannt.23 Vorkommen dieser Arten sind im 
Änderungsbereich nicht bekannt, wobei zwischenzeitliche Besuche als Nahrungsgast nicht 
gänzlich ausgeschlossen werden können. Während der Biotoptypenkartierung im August 
2018 wurden keine Vogelnester oder Baumhöhlen in den Gehölzbeständen im Änderungs-
bereich gesichtet. Die Gehölze im Norden bieten jedoch aufgrund des Stammdurchmessers 
(BHD: 30-90 cm) Potential für höhlenbauende Vogelarten. Bodenbrütende Vogelarten kön-
nen insbesondere in den Röhrichtbeständen entlang der Gräben vorkommen. Allgemein ist 
aufgrund der Siedlungsnähe die Präsenz von Hauskatzen nicht auszuschließen, die für bo-
denbrütende Vogelarten eine Gefährdung bedeuten. Des Weiteren ist aufgrund der Störreize 

                                                
21      BHD: Stammdurchmesser in Brusthöhe 
22  Andretzke, H., T. Schikore & K. Schröder (2005): Artensteckbriefe. In: Südbeck, P. et al. (Hrsg.): Methodenstandards zur 

Erfassung der Brutvögel Deutschlands. S. 135 – 695. Radolfzell. 
23  NUMIS Kartenserver: Wertvolle Bereiche. - Nds. Ministerium für Umwelt, Energie und Klima-schutz, Hannover. (Zugriff: 

November 2018) 
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durch den Menschen (z. B. angrenzende Wohnbauflächen, Bahnlinie, Straßenverkehr) von 
einem Vorkommen störungsunempfindlicher Vogelarten auszugehen. Daher ist primär von 
einer Nutzung durch ubiquitäre Vogelarten (z. B. Amsel, Buchfink, Meisen) im Änderungsbe-
reich auszugehen. 

Gemäß den Darstellungen im Landschaftsrahmenplan des Landkreises Wesermarsch liegt in 
rd. 1 km südwestlicher Entfernung ein Weißstorchhorst. Der südliche Teil des Plangebietes 
liegt innerhalb des 1 km-Radius des Weißstorchhorstes und weist auf ein potentielles Haupt-
nahrungsgebiet mit hoher Bedeutung hin.   

Die Gehölze im Änderungsbereich bieten kein Potential für gehölzbewohnende Fledermaus-
arten (z. B. Abendsegler, Rauhautfledermaus). Baumhöhlen, Risse oder abstehende Rinde 
wurden nicht gesichtet. Die kleine Hütte im Plangebiet bietet für gebäudebewohnende Fle-
dermausarten keine Qualitäten. Zudem sind keine weiteren Gebäude im Plangebiet vorhan-
den; entsprechend sind keine Quartiere gebäudebewohnenden Fledermausarten im Plange-
biet zu erwarten. Rund 300 m südlich befindet sich ein Jagdhabitat der Teichfledermaus 
(FFH-Gebiet, 2517-331). Die Gewässer südwestlich des Plangebietes können von der Teich-
fledermaus ebenfalls als Jagdhabitat genutzt werden. Grünlandbereiche werden von der 
Teichfledermaus lediglich vereinzelt als Jagdhabitat genutzt. 

Der Graben an der westlichen Grenze des Änderungsbereichs bietet Habitatqualitäten für 
Amphibien (z. B. Grasfrosch). Die weiteren Gräben bieten maximal ein eingeschränktes Ha-
bitatpotential.24  

Biologische Vielfalt 

Die biologische Vielfalt gilt als eine der Grundvoraussetzungen für die Stabilität von Ökosys-
temen. Deutschland hat sich als Mitunterzeichner der Biodiversitäts-Konvention verpflichtet, 
die Artenvielfalt im eigenen Land zu schützen und ist diesem Auftrag u. a. durch die Berück-
sichtigung der biologischen Vielfalt im BauGB § 1 nachgekommen.  

Im Zuge der Biotoptypenkartierung wurden nur wenige Biotoptypen erfasst, die zudem von 
einer anthropogenen Nutzung geprägt sind. Die floristische Artenvielfalt innerhalb des Ände-
rungsbereichs ist daher relativ gering. Daher ist dem Änderungsbereich eine geringe floristi-
sche Vielfalt zuzuweisen. Da kein faunistisches Gutachten für der Änderungsbereich erstellt 
worden ist, können keine konkreten Aussagen zur faunistischen Vielfalt im Änderungsbe-
reich gemacht werden. Allerdings ist auch hier aufgrund des anthropogenen Einfluss nicht 
mit einer hohen biologischen Vielfalt zu rechnen.  

 Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Die aktuelle Flora und Fauna im Änderungsbereich wird bei Nichtdurchführung der Planung 
voraussichtlich weiterhin bestehen bleiben.  

2.1.2 Fläche und Boden 

 Derzeitiger Zustand 

Der Änderungsbereich befindet sich durch die unmittelbar angrenzende Lage an die Wohn-
gebiete im Osten und im Süden im Übergangsbereich zwischen den städtisch geprägten 
Flächen der Stadt Brake und der freien Landschaft mit landwirtschaftlichen Flächen. In Nord-
Süd-Richtung als auch in Ost-West-Richtung weist die Fläche einen maximalen Höhenunter-

                                                
24  Auf eine vertiefende Untersuchung von Amphibienvorkommen wird nach Absprache mit der Unteren Naturschutzbehörde 

im Weiteren verzichtet, da der westliche Graben im Zuge der Planung erhalten bleibt, ein Potential in den anderen Gräben 
nur eingeschränkt gegeben ist und somit für die weitere Planung kein relevanter Kenntnisgewinn zu erwarten ist. 
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schied von 0,5 m auf. Die Geländehöhen betragen -0,3 mNHN bis 0,5 mNHN (LGLN AK5) im 
Änderungsbereich. 

Gemäß der Bodenkarte des NIBIS® Kartenservers ist der Änderungsbereich der Bodenein-
heit der Flussmarschen zuzuordnen und von perimarinen Tonen und Schluffen geprägt.25 Als 
Bodentyp liegt im Änderungsbereich eine tiefe Kalkmarsch mit einer äußerst hohen Boden-
fruchtbarkeit vor.26 Aufgrund der hohen Bodenfruchtbarkeit zählt dieser Bereich zum Such-
raum für schutzwürdige Böden.27 Des Weiteren weist der Boden kalkhaltiges toniges Materi-
al mit z. T. erhöhten Schwefelgehalten in den Tiefenbereichen 0 bis 2 m auf Boden weist 
schwefelarmes, verbreitet kalkreicheres Material auf. Unterhalb von 2 m Tiefe liegt ein kalk-
haltiges Material über potentiell sulfatsaurem Material vor.28 Gemäß der Stellungnahme des 
LBEG befinden sich in großer Tiefe wasserlösliche Gesteine, die zu einer Verkarstung führen 
könnten. Bisher liegt für die Region kein Schadensfall vor. Das Plangebiet wird daher als 
Gefährdungskategorie 1 – praktisch keine Erdfallgefahr – eingestuft. Des Weiteren wird auf 
den setzungsempfindlichen Baugrund (Lockergesteine mit sehr geringer Steifigkeit) hinge-
wiesen.  

Es wurde eine orientierende Untersuchung zur Altlastensituation erstellt.29 Dabei wurden der 
Boden und das Grundwasser im Bereich des geplanten Baugebietes Timmermanns Hellmer 
untersucht und hinsichtlich der geltenden Normen bewertet. Es wurden 6 Kleinrammbohrun-
gen durchgeführt. Je nach Bohransatzpunkt finden sich unterhalb der Oberbodenschicht 
(max. 0,4 m) Kleischichten bis 2,7 bzw. 3,8 m, die von einer Torfschicht unterlagert werden. 
Die Bodenproben zeigten keine Anzeichen einer Verunreinigung mit relevanten Schadstof-
fen. Die Analysen von Grundwasserproben und dem Grabenwasser ergaben ebenfalls keine 
Hinweise auf Verunreinigungen. Aufgrund der erzielten Ergebnisse ist nicht von altlastenre-
levanten Verunreinigungen der Schutzgüter „Boden“ und „Grundwasser“ auszugehen und 
eine Gefährdung hinsichtlich gesundem Wohnen und Arbeiten auszuschließen. 

Gemäß den Angaben des Landschaftsrahmenplans (Landkreis Wesermarsch, 2016) liegen 
im Änderungsbereich weder besondere Werte von Böden noch aktuell oder potentiell sul-
fatsaure Böden (bis 2 m Tiefe) vor. Die hohe Bodenfruchtbarkeit ist hier in der Flussmarsch 
regionstypisch. Insofern liegen hier keine besondere Seltenheit des Bodens und auch keine 
besonderen Standorteigenschaften, z. B. als Extremstrandort für Tiere und Pflanzen, vor. 
Insofern liegt hier kein besonderer Schutzbedarf des Bodens vor. Bodendenkmale sind 
ebenfalls nicht bekannt. 

 Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Eine wesentliche Änderung der bestehenden Bodennutzungen und zukünftigen Entwicklun-
gen bei Nichtdurchführung der Planung ist zunächst nicht ersichtlich.  

                                                
25  NIBIS® Kartenserver (2014): Bodenkarte BÜK500. - Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG), Hannover. 

(Zugriff: November 2018) 
26  NIBIS® Kartenserver (2014): Bodenkarte BK50, Bodenfruchtbarkeit. - Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 

(LBEG), Hannover. (Zugriff: November 2018) 
27  NIBIS® Kartenserver (2014): Suchräume schutzwürdiger Böden (BK50). - Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 

(LBEG), Hannover. (Zugriff: November 2018) 
28  NIBIS® Kartenserver (2014): Sulfatsaure Böden in niedersächsischen Küstengebieten. - Landesamt für Bergbau, Energie 

und Geologie (LBEG), Hannover. (Zugriff: November 2018) 
29  Böker und Partner: Timmermanns Hellmer Brake (Unterweser): Orientierende Untersuchung, geotechnische Untersu-

chungsbericht; Oldenburg, 12.3.2019 
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2.1.3 Wasser 

 Derzeitiger Zustand 

Grundwasser 

Der mittlere Grundwasserhochstand im Änderungsbereich liegt bei 3 dm unterhalb der Ge-
ländeoberfläche (GOF); der mittlere Grundwassertiefstand beläuft sich auf 8 dm unterhalb 
der GOF.30 In den geotechnischen Untersuchungen31 wurden am 04.02.2019 Grundflurwas-
serstände zwischen 0,4 m und 1,3 m unterhalb der GOF ermittelt. Der Grundwasserkörper 
„Untere Weser Lockergestein links“ ist in einem mengenmäßig guten Zustand; der chemi-
sche Gesamtzustand wird ebenfalls als gut bewertet.32 Das Schutzpotenzial der Grundwas-
ser überdeckenden Schichten wird als hoch angegeben. Die Grundwasserneubildung im 
Änderungsbereich beträgt 51 bis 100 mm/a.33 Altlastenrelevante Verunreinigungen des 
Grundwassers wurden im Zuge der Altlastenuntersuchung nicht nachgewiesen.34 

Oberflächengewässer 

Innerhalb des Änderungsbereichs verlaufen entlang des westlichen und östlichen Geltungs-
bereichs nährstoffreiche Gräben. Des Weiteren befindet sich zentral im Änderungsbereich 
und im Norden parallel zur Erschließungsstraße „Timmermanns Hellmer“ ein Graben. Die 
Wasserstände dieser Gräben liegen nach Angaben der Braker Sielacht zwischen -0,5 mNHN 
bis -1,3 mNHN; in Ausnahmefällen bis zu -0,06 mNHN. Weitere Oberflächengewässer sind 
im Änderungsbereich nicht vorhanden. Südwestlich (rd. 20 m) und nördlich (rd. 120 m) des 
Änderungsbereichs befinden sich größere Gewässer/Teiche. Des Weiteren verläuft rd. 370 
m östlich die Weser und in rd. 200 m Entfernung verläuft südlich ein Altarm des Käseburger 
Sieltiefs. 

Wasserschutz- und Überschwemmungsgebiete  

Der Änderungsbereich liegt außerhalb von Trinkwassergewinnungs-, Trinkwasserschutz- 
und Überschwemmungsgebieten.35 

 Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Eine wesentliche Änderung der bestehenden Grundwasserbedingungen bei Nichtdurchfüh-
rung der Planung ist nicht abzuleiten.  

2.1.4 Klima und Luft 

 Derzeitiger Zustand 

Brake liegt in der klimaökologischen Region „Küstennaher Raum“, innerhalb der naturräumli-
chen Einheit „Watten und Marschen“, und ist somit durch ein ozeanisches Klima geprägt. Die 
klimatologischen Eigenschaften zeichnen sich u. a. durch mäßig warme Sommer, verhält-

                                                
30  NIBIS® Kartenserver (2014): Bodenkarte BK50. - Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG), Hannover. (Zu-

griff: November 2018) 
31  Schmitz + Beilke Ingenierue GmbH: Erschließung B-Plan Nr. 79 „Timmeranns Hellmer“ in Käseburg bei Brake; Geotechni-

sches Gutachten, Oldenburg, 20.02.2019 
32  NUMIS Kartenserver: WRRL. - Nds. Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz, Hannover. (Zugriff: November 2018) 
33  NIBIS® Kartenserver (2014): Grundwasserneubildung, Schutzpotential der Grundwasserüberdeckung. - Landesamt für 

Bergbau, Energie und Geologie (LBEG), Hannover. (Zugriff: November 2018) 
34  Böker und Partner: Timmermanns Hellmer Brake (Unterweser): Orientierende Untersuchung, geotechnische Untersu-

chungsbericht; Oldenburg, 12.3.2019 
35  NUMIS Kartenserver: Trinkwasserschutzgebiete, Überschwemmungsgebiete. - Nds. Ministerium für Umwelt, Energie und 

Klimaschutz, Hannover. (Zugriff: November 2018) 
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nismäßig milde Winter, einen hohen Luftaustausch, geringe Temperaturschwankungen und 
eine hohe Luftfeuchtigkeit aus. Die Region ist überwiegend von südwestlichen Winden ge-
prägt. Die Jahresdurchschnittstemperatur liegt bei 9 °C mit einem durchschnittlichen Jahres-
niederschlag von rd. 700 mm.36  

Bezogen auf die geländeklimatischen Gegebenheiten ist prinzipiell zwischen den Siedlungs-
flächen sowie offenen landwirtschaftlichen Flächen und Gewässern zu unterscheiden. Im 
Gegensatz zu den Siedlungsflächen können zweitgenannte Strukturen durch ihre Kaltluft-
produktion und Filterwirkung mögliche klimatische und lufthygienische Ausgleichsräume dar-
stellen. Demzufolge können die Grünlandflächen als potentielle Kaltluftentstehungsräume 
bezeichnet werden. Deutliche Kaltluftströmungen sind aufgrund des ebenen Geländes und 
der abschirmenden Wirkung der umliegenden Bebauung und Gehölze nicht vorhanden 

Konkrete Informationen zur Luftqualität liegen jedoch nicht vor. Allerdings wirkt sich die Nähe 
zur Nordsee durch die salzhaltige Gischt auf die Luftqualität im Änderungsbereich aus.   

 Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist nicht mit einer relevanten Änderung der lufthygieni-
schen Situation im Vergleich zur aktuellen Situation im Änderungsbereich zu rechnen.  

Im Rahmen des Klimawandels werden u.a. eine Erhöhung der Durchschnittstemperaturen, 
eine Erhöhung des Meeresspiegels und eine Zunahme von klimatischen Extremereignissen 
(z.B. Starkregen, Starkwinde) prognostiziert. Wie sich die Bedingungen im Änderungsbereich 
selbst verändern werden, ist nicht zumutbar bzw. belastbar zu prognostizieren. Es ist aller-
dings darauf hinzuweisen, dass hier vielfältige Wechselbeziehungen zwischen den Schutz-
gütern bestehen, so dass sich die klimatischen Änderungen auch auf z.B. Wasserhaushalt, 
Luftqualität und biologische Vielfalt auswirken können. 

2.1.5 Landschaft 

 Derzeitiger Zustand 

In dem Schutzgut Landschaft werden die Elemente des Landschaftsbildes, d. h. das optische 
Erscheinungsbild im Sinne der Vielfalt, Eigenart und Schönheit, bewertet.37  

Das Landschaftsbild des Änderungsbereichs ist aufgrund der Grünlandnutzung der freien 
Landschaft der südwestlich, westlich und nördlich angrenzenden Flächen zuzuordnen. Das 
Landschaftsbild ist stark durch die Grünlandnutzung geprägt, dessen Flächen durch Grüp-
pen und Gräben entwässert werden. In der o. g. Umgebung befinden sich sehr viele z. T. 
größere Seen und Teiche. Vereinzelt werden die Sichtbeziehungen durch Gehölze unterbro-
chen. Von den östlich und südlich angrenzenden Flächen wird das Landschaftsbild durch die 
Wohngrundstücke der Stadt Brake geprägt. 250 m östlich des Änderungsbereichs liegt der 
Weserdeich. Westlich des Änderungsbereichs verläuft in rd. 300 m Entfernung eine Eisen-
bahnstrecke; in 400 m Entfernung verläuft die B 212.  

 Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist mit einem Fortbestand der aktuellen Nutzung und 
somit des aktuellen Landschaftsbildes zu rechnen. 

                                                
36  NIBIS® Kartenserver (2014): Klima. - Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG), Hannover. (Zugriff: November 

2018) 
37  Schrödter, W., Habermann-Nieße, K., Lehmberg, F.: Umweltbericht in der Bauleitplanung, Arbeitshilfe zu den Auswirkungen 

des EAG Bau 2004 auf die Aufstellung von Bauleitplänen, Niedersächsischer Städtetag (Hrsg.), Bonn 2004 
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2.1.6 Mensch 

 Derzeitiger Zustand 

Für die Betrachtung des Schutzgutes Mensch sind zum einen gesundheitliche Aspekte, in 
der Bauleitplanung vorwiegend Lärm und andere Immissionen, zum anderen regenerative 
Aspekte, z. B. Erholungs-, Freizeitfunktionen und Wohnqualität, von Bedeutung.38 

Der Änderungsbereich wird als Intensivgrünland (Weide und Mähwiese) genutzt und unter-
liegt daher keiner Erholungs- oder Freizeitnutzung.  

Auf den Änderungsbereich wirken verkehrsbedingte Lärmbelastungen (Straße, Bahn) ein. 
Rund 50 m östlich verläuft die „Stedinger Landstraße“ (K 213). Die höhere Belastung geht 
jedoch von der westlich gelegenen Bahnlinie (rd. 300 m) und der Bundesstraße B 212 (rd. 
400 m) aus. 

Westlich des Änderungsbereichs liegt das Entsorgungszentrum Brake, bestehend aus einer 
Deponie für vorbehandelte und inerte Abfälle, einer Vergärungsanlage für Bioabfälle mit an-
schließender Kompostierung, einem Recyclinghof als Annahmestelle für Wertstoffe sowie 
einer Kläranlage zur Reinigung des Sickerwassers der Deponie. Innerhalb des Änderungs-
bereichs werden jedoch keine Geruchsimmissionen des Entsorgungszentrums erwartet. 

Des Weiteren ist von landwirtschaftlichen Lärm- und Geruchsimmissionen auszugehen, die 
auf der Änderungsbereich einwirken. Lärmintensive maschinelle Arbeiten konzentrieren sich 
eher während der Erntezeit. In der Regel erfolgen sie nicht während der Nachtzeiten, aller-
dings kann dies zum einen aufgrund der Wetterlage erforderlich werden, zum anderen haben 
die vergangenen Jahre gezeigt, dass aus ökonomischen Gründen häufiger eine Bewirtschaf-
tung bis in die Nacht erfolgt ist. Geruchsbelastungen entstehen hauptsächlich durch die Aus-
bringung von Gülle im Frühjahr; bei einer Grünlandnutzung erfolgt ebenfalls nach der Mah-
dabfuhr eine Ausbringung von Gülle. Im Rahmen einer ordnungsgemäßen Landbewirtschaf-
tung sind diese Vorbelastungen für den ländlichen Raum üblich und als solche im Ände-
rungsbereich hinzunehmen.  

 Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist mit einer Weiterführung der bisherigen Nutzung zu 
rechnen. 

2.1.7 Kultur- und sonstige Sachgüter 

 Derzeitiger Zustand 

Der äußerste Norden des Plangebietes wird von einem denkmalgeschützten, ehemaligen 
Deichzug gequert (Hammelwarden, FStNr. 37). Der Deichzug wurde vollständig abgetragen. 
Weitere archäologische Fundstellen oder Kulturdenkmäler sind im Plangebiet nicht bekannt. 

Als Sachgüter sind die landwirtschaftlichen Flächen zu nennen. 

 Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist von einer Weiterführung der bisherigen Nutzung aus-
zugehen.  

                                                
38  Schrödter, W., Habermann-Nieße, K., Lehmberg, F.: Umweltbericht in der Bauleitplanung, Arbeitshilfe zu den Auswirkungen 

des EAG Bau 2004 auf die Aufstellung von Bauleitplänen, Niedersächsischer Städtetag (Hrsg.), Bonn 2004 
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2.1.8 Wechselwirkungen zwischen den Umweltschutzgütern 

 Derzeitiger Zustand 

Zwischen den einzelnen Umweltschutzgütern bestehen umfangreiche funktionale Wechsel-
wirkungen. So bedingen z.B. die Boden- und Klimaverhältnisse sowie die menschliche Nut-
zung die Ausprägung der Vegetation, diese wiederum prägt stark die Eignung als Tier-
Lebensraum sowie die landschaftliche Eigenart und Erholungseignung. Eine hiervon unbe-
einflusste Bestandsbeschreibung ist insofern nicht möglich, so dass die bestehenden Wech-
selwirkungen bereits in den vorstehenden Kapiteln Berücksichtigung finden. 

Im Änderungsbereich sind keine besonderen Wechselwirkungen zu erwarten, denen über 
das bisher beschriebene Maß eine besondere Bedeutung beizumessen wäre. 

 Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Allgemeine Wechselwirkungen sowie die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurch-
führung der Planung sind bereits in den vorstehenden Kapiteln integriert. 

2.2 Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Im Anhang ist eine tabellarische Übersicht über die in der Umweltprüfung untersuchten und 
ermittelten Umweltauswirkungen, die bei Durchführung der Planung zu erwarten sind, darge-
legt. Dabei werden die direkten und die etwaigen indirekten, sekundären, kumulativen, 
grenzüberschreitenden, kurzfristigen, mittelfristigen und langfristigen, ständigen und vo-
rübergehenden sowie positiven und negativen Auswirkungen in die Umweltprüfung einbezo-
gen. Allerdings wird insbesondere auf die Auswirkungen abgestellt, welche möglicherweise 
ein erhebliches Ausmaß erreichen. Die nachfolgenden Kapitel enthalten vertiefende Erläute-
rungen zu den Aspekten, die im vorliegenden Planfall eine besondere Relevanz erreichen. 

Als Grundlage für die Prognose der Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der 
Planung werden zunächst Angaben zu den geplanten Vorhaben bzw. zu den bauleitplane-
risch vorbereiteten baulichen und sonstigen Nutzungen zusammengestellt (vgl. auch tabella-
rische Übersicht im Anhang). Dabei ist zu berücksichtigen, dass auf Ebene der Bauleitpla-
nung regelmäßig keine Kenntnisse zu Gestaltungsdetails, Realisierungszeitpunkt o. ä. der 
künftigen Bebauung feststehen. 

Die zu erwartenden Umweltauswirkungen werden insbesondere durch folgende Charakteris-
tika der geplanten Nutzung bestimmt: 

Durch die 31. FNP-Änderung wird der Geltungsbereich im FNP von einer Darstellung als 
landwirtschaftliche Fläche in Wohnbaufläche geändert. Durch die Planung werden die unver-
siegelten Flächen (überwiegen Grünland) überplant und wird es zu einer Neuversiegelung im 
Änderungsbereich kommen. Aufgrund der hydrologischen Gegebenheiten im Änderungsbe-
reich wird die Geländehöhe durch Bodenauftrag um mindestens 1 m angehoben. Die derzei-
tigen Lebensräume für Pflanzen und Tiere sowie die Bodenfunktionen der unversiegelten 
Bereiche werden überplant und stehen nach Durchführung der Planung nicht mehr zur Ver-
fügung. 

In die nachfolgenden Darstellungen zu den Auswirkungen der Planung werden Angaben zur 
Eingriffsregelung integriert, d. h. die Identifizierung erheblicher Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes. 

Bezüglich der Auswirkungen auf die Umweltschutzziele, welche auf Ebene der Europäischen 
Union oder auf Bundes-, Landes- oder kommunaler Ebene festgelegt sind, sei auf Kapitel 1.2 
des Umweltberichtes verwiesen. 
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2.2.1 Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Bei Umsetzung der Planung werden Neuversiegelungen von Biotoptypen geringer bis mitt-
lerer Wertigkeit in einem Umfang von rd. 60 % im Änderungsbereich vorbereitet. Diese Flä-
chen stehen als Lebensraum für Pflanzen nicht mehr zur Verfügung. Auf den unversiegelten 
Flächen (Gartenbereiche) werden sich eher gering wertige Biotoptypen entwickeln. Die Gra-
benbestände können auf nachgeordneter Planungsebene ggf. erhalten bleiben. Diese Berei-
che können daher als Lebensraum für Pflanzen erhalten werden. Durch eine naturnahe Ge-
staltung kann eine Erhöhung der Lebensraumqualität erreicht werden. Die erheblichen Be-
einträchtigungen der Biotoptypen werden im Rahmen der Eingriffsregelung bewertet und 
durch Kompensationsmaßnahmen ausgeglichen. 

Mit dem Verlust einzelner Gehölze und des Grünlandes geht ein potentieller Lebensraum für 
Tierarten verloren:  

Durch die Begehungen zur faunistischen Erhebung wurden keine plangebietsinternen Brut-
vogelstandorte nachgewiesen. Die südlich des Plangebietes aufgenommenen Vogelarten 
(Nachtigall, Kuckuck) weisen aufgrund ihrer Siedlungstoleranz keine erhebliche Beeinträchti-
gung durch das geplante Bauvorhaben auf. Auf die südwestlich beobachteten Wasservögel 
kann durch die Planung insofern eine Verdrängungswirkung entstehen, dass sie ruhigere 
Bereiche, z. B. weiter südwestlich des Plangebietes, aufsuchen.  Da die dokumentierten Vo-
gelarten jedoch zunehmend auch auf Gewässern in Siedlungsbereichen vorkommen und 
somit eine Siedlungstoleranz aufweisen, wird keine erhebliche Beeinträchtigung dieser Arten 
erwartet. Sollten dennoch Störwirkungen bestehen, sind im unmittelbar räumlichen Zusam-
menhang gleichwertige Habitatstrukturen vorhanden, die den Vogelarten ein Ausweichen 
ermöglichen.  

Das Hauptnahrungsgebiet des Weißstorches wird durch die kleinflächige Lage des Plange-
bietes innerhalb des 1 km-Radius nicht beeinträchtigt. Trotz unmittelbarer Nähe zum östli-
chen Wohngebiet kann der Weißstorch zwar gelegentlich als Nahrungsgast im Plangebiet 
vorkommen, der Hauptnahrungsraum wird sich jedoch auf die wertvollen Bereiche für Brut- 
und Gastvögel außerhalb des Plangebietes konzentrieren.  

Das Plangebiet kann Fledermäusen als Jagdhabitat dienen. Die südlich vorkommende 
Teichfledermaus nutzt ggf. die südwestlich gelegenen Teiche sowie die Gräben oder die 
Grünlandflächen im Plangebiet. Da Grünland nur vereinzelt von Teichfledermäusen zur Nah-
rungssuche genutzt werden, die Gräben im Plangebiet erhalten bleiben und die Beeinträchti-
gung auf die südwestlich gelegenen Teiche durch die heranrückende Bebauung als gering 
bewertet werden, sind keine erheblichen Auswirkungen durch die Planung auf Teichfleder-
mäuse zu erwarten. Zudem befinden sich in unmittelbarer räumlicher Umgebung ausrei-
chend gleichwertige Nahrungshabitate, die ein Ausweichen für die Teichfledermaus ermögli-
chen (vgl. Pkt. 1.3 Ziele des speziellen Artenschutzes). 

Durch die Überplanung der unversiegelten Flächen entsteht eine erhebliche Beeinträchti-
gung des Schutzgutes Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt. 

2.2.2 Auswirkungen auf Fläche und Boden 

Für die Entwässerung des Änderungsbereichs ist aufgrund der hohen Grundwasserstände 
und der geringen Geländehöhe ein Bodenauftrag zur Anhebung des Geländes um mindes-
tens 1 m erforderlich. Mit der Neuversiegelungen ist ein gleichzeitiger Verlust sämtlicher Bo-
denfunktionen, insbesondere der Verlust der äußerst hohen Bodenfruchtbarkeit, verbunden. 
Die Neuversiegelung ist daher als erhebliche Beeinträchtigung zu bewerten. 
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In der Stellungnahme des LBEG wird aufgrund des setzungsempfindlichen Bodens im Plan-
gebiet auf eine Baugrunderkundung für die gründungstechnischen Erfordernisse verwiesen. 
Für das Plangebiet liegt nunmehr ein geotechnisches Gutachten vor.39 Zur Tragfähigkeitser-
höhung sind Maßnahmen, insbesondere im Bereich der neuen Erschließungsstraße, erfor-
derlich. Die Gutachter empfehlen die Ausführung des Konsolidierungsverfahrens sowie einen  
Bodenaushub der oberflächennahen Aufschüttungen und Kleischichten. Der Bodenaushub 
soll gegen frostsichere Material ausgetauscht werden (vgl. Teil I der Begründung, Pkt. 
3.2.10). 

Mit der Neuversiegelungen sowie dem Bodenauftrag und -aushub ist ein gleichzeitiger Ver-
lust sämtlicher Bodenfunktionen verbunden. Die Neuversiegelung ist daher als erhebliche 
Beeinträchtigung zu bewerten. 

Soweit im Zuge der Bauphase tiefergehende Erdbaumaßnahmen erforderlich werden, muss 
in den betroffenen Bereichen eine Überprüfung auf potenzielle sulfatsaure Böden erfolgen. 
Sofern solche Substrate tatsächlich nachgewiesen werden, wäre im Zuge der Bauphase 
durch ggf. weitere Minimierung des Bodenaushubs und durch eine ordnungsgemäße Be-
handlung des anfallenden Bodenaushubs dafür Sorge zu tragen, dass keine schädlichen 
Auswirkungen durch Versauerungsprozesse entstehen. Nähere Hinweise zum Umgang mit 
sulfatsauren Böden und potenziell sulfatsauren Böden enthalten die Publikationen des Lan-
desamtes für Bergbau, Energie und Geowissenschaften (LBEG) GEOFAKTEN 24 „Sul-
fatsaure Böden in niedersächsischen Küstengebieten" und GEOFAKTEN 25 „Handlungs-
empfehlungen zur Bewertung und zum Umgang mit Bodenaushub aus (potenziell) sulfatsau-
ren Sedimenten". 

2.2.3 Auswirkungen auf Wasser 

Durch die Neuversiegelung im Änderungsbereich entstehen Bereiche, auf denen keine 
Grundwasserneubildung mehr stattfindet. 

Für die Oberflächenentwässerung wurde ein Entwässerungskonzept40 erstellt. Wie unter Pkt. 
2.2.2 beschrieben, ist eine Geländeanhebung erforderlich. Das Oberflächenwasser der Ge-
bäude wird über Hausanschlussschächte und das Straßenwasser über Straßenabläufe den 
geplanten Freigefällekanälen in den Verkehrsflächen zugeführt, die dann in den westlichen 
Graben entwässern. Der westliche Graben wird für Rückstauzwecke in Richtung des neuen 
Baugebietes aufgeweitet und mit einer Staueinrichtung hergestellt. Das Wasser wird gedros-
selt in die vorhandenen Gräben eingeleitet und fließt über das vorhandene Grabensystem in 
das Käseburger Sieltief ab. Der nordöstliche Grabenabschnitt sowie der in mittig im Ände-
rungsbereich querende Graben werden aufgehoben. Der aufgehobene querende Graben 
wird durch einen Graben an der Südseite des Bebauungsplanes ersetzt.41 

Erhebliche Beeinträchtigungen im Sinne der Eingriffsregelung auf das Schutzgut Wasser 
werden nicht prognostiziert. 

2.2.4 Auswirkungen auf Klima und Luft 

Im Zuge der Versiegelung und Überbauung der Flächen ist von einer Veränderung der lokal-
klimatischen Bedingungen auszugehen. Durch den Verlust der Grünlandfläche und einzelner 

                                                
39  Schmitz + Beilke Ingenierue GmbH: Erschließung B-Plan Nr. 79 „Timmeranns Hellmer“ in Käseburg bei Brake; Geotechni-

sches Gutachten, Oldenburg, 20.02.2019 
40  Ingenieurbüro Horst Prante: B-Plan Nr. 79 „Timmermanns Hellmer“ Erschließungsplanung; Rastede; Lageplan, Stand 

14.03.2019, Erläuterungsbericht, Stand 04.11.2018 und Bemessung RRB 
41  Eine Vorabstimmung wurde mit dem OOWV am 01.11.2018 getroffen. 
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Gehölze mit ihrer klimaausgleichenden Funktion, bei gleichzeitiger Versiegelung und der 
damit verbundenen Erhöhung versieglungsbedingter Oberflächenerwärmung entstehen ne-
gative Auswirkungen auf das Klima. Aufgrund der Kleinflächigkeit des Vorhabens ist jedoch 
nicht von einer erheblichen Beeinträchtigung des Kleinklimas und der Luftqualität auszuge-
hen.  

2.2.5 Auswirkungen auf die Landschaft 

Das Landschaftsbild des Änderungsbereichs wird mit Umsetzung der Planung vollständig 
überprägt. Die Planung des Wohngebietes bildet zusammen mit der angrenzenden Bebau-
ung im Osten und Süden eine Arrondierung des aktuellen Siedlungsrandes der Stadt Brake. 
Im Zuge der Bauvorbereitung wird die Topografie mittels Bodenauftrag verändert. Einzelne 
Gehölze im Änderungsbereich gehen verloren. Die Gräben können auf nachgeordneter Pla-
nungsebene jedoch ggf. erhalten bleiben. Aufgrund der Arrondierung wird der Siedlungsrand 
nach Westen verlagert. Eine erhebliche Beeinträchtigung des Landschaftsbildes wird durch 
die Planung jedoch nicht begründet.  

2.2.6 Auswirkungen auf den Menschen 

Lärmimmissionen/Schallschutz 

Insbesondere durch Lärmimmissionen kann die Planung nachteilige Auswirkungen für das 
Schutzgut Mensch vorbereiten (vgl. Teil I der Begründung, Pkt. 3.2.3). Zur Abschätzung der 
Auswirkungen wurde eine Schallimmissionsprognose42 hinsichtlich der Geräuschimmissio-
nen durch Schienen- und Straßenverkehr erstellt. Die schalltechnischen Orientierungswerte 
für Allgemeine Wohngebiete nach der DIN 18005 betragen bei Verkehrslärm bei Allgemei-
nen Wohngebieten 55 dB(A) tags und 50 dB(A) nachts. In schalltechnischer Hinsicht waren 
die in ca. 400 m Entfernung gelegene Bundesstraße B 212 sowie die ca. 300 m entfernte 
Bahnlinie Hude – Nordenham relevant. Ferner waren die von der Stedinger Landstraße her-
rührenden Schallimmissionen zu ermitteln. 

Die Schallgutachter haben festgestellt, dass die Immissionsbelastung durch die von Westen 
kommenden Schallemissionen (B 212 und Bahn) bestimmt wird. Die maßgeblichen Beurtei-
lungspegel innerhalb des Änderungsbereichs betragen maximal 55 dB(A) zur Tages- und 
Nachtzeit. Zur Nachtzeit sind die Beurteilungspegel im Mittel um ca. 4 dB(A) geringer als am 
Tag. Zur Nachtzeit werden die schalltechnischen Orientierungswerte für Allgemeine Wohn-
gebiete nicht eingehalten. Zur Tagzeit werden die schalltechnischen Orientierungswerte für 
Allgemeine Wohngebiete eingehalten.  

Um dem Schutzzweck innerhalb von Wohnräumen Rechnung zu tragen, wurden im Rahmen 
des Gutachtens Lärmpegelbereiche ermittelt. Für den ganzen Änderungsbereich wurde der 
Lärmpegelbereich II berechnet. Demgemäß ist bei der Erstellung von Gebäuden mit Wohn- 
und Schlafräumen sowie Büroräumen ein erforderliches resultierendes Schalldämm-Maß 
von mindestens R’ w,res  = 30 dB für die Außenbauteile zu fordern. Die Gutachter empfehlen 
die Festsetzung der Lärmpegelbereiche.  

Unter Berücksichtigung der schalldämmenden Maßnahmen werden keine nachteiligen Aus-
wirkungen auf die Gesundheit des Menschen erwartet. 

Geruchsimmissionen 

                                                
42  Technologie Entwicklung & Dienstleistungen GmbH (ted): Schallgutachten zur Erschließung des Baugebietes „Timmer-

manns Hellmer“ in Brake, Bremerhaven August 2018 
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Im Rahmen der Bauleitplanung ist der Nachweis erforderlich, dass im Änderungsbereich die 
Anforderungen der GIRL eingehalten werden (vgl. Teil I der Begründung, Pkt. 3.2.4). Dem-
entsprechend wurde eine Geruchsimmissionsprognose erstellt.43 Die Gutachter haben eine 
Geruchsimmissionsprognose erstellt, in der die durch die relevanten geruchsemittierenden 
Anlagen im genehmigten Bestand sowie im genehmigten Bestand zzgl. Erweiterungsoptio-
nen hervorgerufene Geruchsbelastung innerhalb des Änderungsbereichs ermittelt wurde. In 
die Geruchsbeurteilung wurde der Recyclinghof sowie die Vergärungsanlage + Kompostie-
rung mit aufgenommen. 

Auf der Deponie Brake werden seit 2005 nur noch vorbehandelte und inerte Abfälle ange-
nommen. Eine relevante Immissionsbelastung durch Geruchsemissionen aus dem Deponie-
körper sowie den Anliefervorgängen wird für den Änderungsbereich daher ausgeschlossen. 

Die Gutachter haben Geruchsstundenhäufigkeiten als Gesamtbelastung von 0 % sowohl für 
den genehmigten Bestand der untersuchten Anlagen als auch unter Einbeziehung etwaiger 
Entwicklungsoptionen ermittelt. Die ermittelte Gesamtbelastung innerhalb des Änderungsbe-
reichs unterschreitet somit deutlich den Immissionswert (10 %) gemäß [GIRL] für die Ge-
bietsnutzung Wohn-/Mischgebiete.  

Eine Beeinträchtigung durch Geruchsimmissionen besteht im Änderungsbereich somit nicht. 

2.2.7 Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachgüter 

Durch die Planung wird ein denkmalgeschützter, ehemaliger, heute vollständig abgetragener 
Deichzug überplant. Weitere archäologische Fundstellen oder Kulturgüter sind im Plangebiet 
nicht bekannt44.  

Die landwirtschaftlichen Flächen gehen als Sachgut verloren. Erhebliche Auswirkungen auf 
Kultur- und Sachgüter sind mit der Planung nicht verbunden. 

2.2.8 Auswirkungen auf Wechselwirkungen zwischen den Umweltschutzgütern 

Zwischen den einzelnen Umweltschutzgütern bestehen umfangreiche funktionale Wechsel-
wirkungen. So führen beispielsweise die Versiegelungen von Böden zugleich zu Beeinträch-
tigungen der Grundwasserneubildung und der Eignung als Pflanzen-Standort. Eine separate 
Wirkungsprognose ist insofern nicht möglich, so dass die bestehenden Wechselwirkungen 
bereits in den vorstehenden Kapiteln Berücksichtigung finden. 

Da im Änderungsbereich keine besonderen Wechselwirkungen gegeben sind, werden auch 
keine erheblichen Auswirkungen auf Wechselwirkungen zwischen den Umweltschutzgütern 
erwartet.  

                                                
43  Uppenkamp und Partner: Immissionsschutz-Gutachten; Geruchsimmissionsprognose für die geplante Ausweisung von 

Wohnbauflächen im Bereich des Plangebietes „Timmermanns Hellmer“ in der Stadt Brake; 28.09.2018 
44  Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- und frühgeschichtliche sowie mittelalterliche oder frühneuzeitliche Bo-

denfunde (das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfär-
bungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des 
Nieders. Denkmalschutzgesetzes meldepflichtig und müssen der zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde oder dem 
Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege – Abteilung Archäologie – Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15, Tel. 
0441 / 799-2120 unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. 

 Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des Nieders. Denkmalschutzgesetzes bis zum Ablauf von 4 Werktagen 
nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde 
vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 
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2.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verhinderung, Verringerung und zum Ausgleich 

nachteiliger Umweltwirkungen sowie Überwachungsmaßnahmen 

2.3.1 Maßnahmen zur Vermeidung, Verhinderung und Verringerung nachteiliger Um-
weltwirkungen 

Folgende Maßnahmen zur Vermeidung, Verhinderung und Verringerung nachteiliger Um-
weltwirkungen möglich und anzustreben, die jedoch auf Ebene der vorliegenden Planung 
nicht geregelt werden. Hierzu zählen nach gegenwärtigem Stand insbesondere folgende 
Maßnahmen: 

Artenschutz: 

• Soweit die Baumaßnahmen, insbesondere die Baufeldfreimachung und/oder vergleichba-
re Eingriffe in Vegetation und Bodenoberfläche während der Vogelbrutzeit stattfinden, 
sollte zeitnah vorher durch eine fachkundige Person überprüft werden, ob aktuell genutzte 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten artenschutzrechtlich relevanter Tiere in den Baufeldern 
vorhanden sind. Eine Betroffenheit von Brutvogelarten kann generell durch Baumaßnah-
men außerhalb der Brutzeiten (Oktober bis Ende Februar) erreicht werden.  

• Zur Vermeidung einer Störung der Wasservögel im Bereich der angrenzenden Gewässer-
landschaft, sollten die Baumaßnahmen außerhalb der Brutzeiten (Oktober bis Ende Feb-
ruar) stattfinden. 

• Soweit die Baumaßnahmen, insbesondere die Baufeldfreimachung, Gehölzfällungen 
und/oder vergleichbare Eingriffe in Vegetation und Bodenoberfläche während der Vogel-
brutzeit stattfinden, sollte zeitnah vorher durch eine fachkundige Person überprüft werden, 
ob aktuell genutzte Fortpflanzungs- und Ruhestätten artenschutzrechtlich relevanter 
Tiere in den Baufeldern vorhanden sind. Sofern solche Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
festgestellt werden, sollten die erforderlichen Schutzmaßnahmen vor Aufnahme der Bau-
maßnahmen mit der zuständigen Naturschutzbehörde abgestimmt und entsprechend der 
Abstimmung umgesetzt werden. Analog sollte auch bei Wiederaufnahme des Baubetrie-
bes nach längerer Unterbrechung vorgegangen werden. 

Amphibienschutz: 

• Zum Schutz vor möglichen Amphibienvorkommen sollten bei den Baumaßnahmen (z. B. 
Grabenaufweitung) die Ruhe-, Laich- und Entwicklungszeiten von Amphibien eingehalten 
werden. Um eine Tötung zu vermeiden sollten die Maßnahmen im Zeitraum von Septem-
ber bis November durchgeführt werden. 

Bodenschutz 

• Im Rahmen erforderlicher Tiefbauarbeiten (Straßen- und Rohrleitungsbau, Fundamente, 
etc.) ist der anfallende boden kurzfristig wieder lagenweise einzubauen. 

• Es ist die DIN 19639 Bodenschutz bei der Planung und Durchführung von Bauvorhaben 
zu beachten 

Sonstige Maßnahmen auf Umsetzungsebene: 

• Um den Amphibienschutz im Zuge der Baumaßnahmen an den Gewässern (insbesonde-
re der Aufhebung der Grabenabschnitte) zu gewährleisten, ist eine ökologische Baube-
gleitung durchzuführen. 
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• Die im Gebiet unversiegelt verbleibenden Grundflächen sollten während der Bauphase 

vor Bodenverdichtungen infolge von Befahren, Materialablagerung u. ä. (z. B. durch Über-
fahrungsverbotszonen, Baggermatten) geschützt werden. 

• Vorhandener Oberboden ist vor Baubeginn abzuschieben und einer ordnungsgemäßen 
Verwertung zuzuführen. Boden sollte im Allgemeinen schichtgetreu ab- und aufgetragen 
werden. Die Lagerung von Boden sollte ortsnah, schichtgetreu, in möglichst kurzer Dauer 
vorgenommen und entsprechend vor Witterung und Wassereinstau geschützt werden. 
Das Versmischen von Böden verschiedener Herkunft oder mit unterschiedlichen Eigen-
schaften sollte vermieden werden. Im Rahmen der Bautätigkeit sollten einige DIN-Normen 
Anwendung finden (u. a. DIN 18915, DIN 19731, E-DIN 19639).   

• Durch ordnungsgemäßen und sorgsamen Umgang mit Maschinen, Baustoffen etc. sollten 
Verunreinigungen von Boden und Wasser vermieden werden. 

• Überprüfung der Baugrundverhältnisse im Hinblick auf potenziell sulfatsaure Böden, ggf. 
Minimierung des Erdaushubs und ordnungsgemäße Behandlung entsprechenden Aus-
hubmaterials; Berücksichtigung der Handlungsempfehlungen zum Umgang mit sulfatsau-
ren Böden gemäß den Veröffentlichungen des Landesamtes für Bergbau, Energie und 
Geologie GEOFAKTEN 24 und 25 

• Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- und frühgeschichtliche sowie mittelal-
terliche oder frühneuzeitliche Bodenfunde (das können u. a. sein: Tongefäßscherben, 
Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen u. Steinkon-
zentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gemäß 
§ 14 Abs. 1 des Nieders. Denkmalschutzgesetzes meldepflichtig und müssen der zustän-
digen unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Niedersächsischen Landesamt für 
Denkmalpflege – Abteilung Archäologie – Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15, Tel. 
0441 / 799-2120 unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter 
der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 
des Nieders. Denkmalschutzgesetzes bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige 
unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denk-
malschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

• Sollten sich bei den erforderlichen Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf schädliche Boden-
veränderungen oder Altlasten ergeben, wird unverzüglich die zuständige Untere Boden-
schutzbehörde benachrichtigt. 

2.3.2  Maßnahmen zum Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen 

Wie in Kap. 2.2.1 – 2.2.5 ausgeführt, entstehen bei der Umsetzung der Planung erhebliche 
Beeinträchtigungen des Naturhaushalts im Sinne der Eingriffsregelung. Die unvermeidbaren 
erheblichen Beeinträchtigungen betreffen die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische 
Vielfalt und Boden. 

 Ermittlung des externen Ausgleichsbedarfs 

Nachfolgend wird eine Quantifizierung des externen Ausgleichsbedarfs (Eingriffsbilanzie-
rung) nach dem Modell des Niedersächsischen Städtetags45 vorgenommen.  

Um zu ermitteln, inwieweit mit der Planung erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft verbunden sind, wird der Zustand der Fläche vor dem Eingriff dem Zustand nach 

                                                
45  Niedersächsischer Städtetag (2013): Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der Bauleitpla-

nung 
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dem Eingriff gegenübergestellt. Für die Bilanzierung werden den betroffenen und den ent-
stehenden Biotoptypen Wertfaktoren zugeordnet. Durch Multiplikation mit der jeweiligen Flä-
chengröße ergeben sich Werteinheiten (WE), die zur Gesamtwertigkeit des Änderungsbe-
reichs im Ist- bzw. im Planzustand addiert werden. Aus der Differenz dieser beiden Wertig-
keiten ergibt sich der verbleibende Kompensationsbedarf.  

Auf Ebene der FNP-Änderung erfolgt lediglich eine überschlägige Bilanzierung, bei der ein 
anzunehmendes Maß an Versiegelung im Zuge der Planung angenommen wird. 
 

Tabelle 1: Bewertung der eingriffsrelevanten Flächen im Änderungsbereich (Ist-Zustand). 
Bestand / Biotoptyp Kürzel Fläche 

[m²] 
Wertfaktor 

[WF] 
Werteinheiten 

[WE] 

Einzelbaum/Baumgruppe HBE 39 3 117 

Nährstoffreicher Graben  FGR 1.233 3 3.699 

Sonstiges feuchtes Intensivgrünland  GIF 18.331 2 36.662 

Halbruderale Gras- und Staudenflur feuchter 
Standorte 

UHF 354 3 1.062 

Trittrasen / Weg GRT / OVW 648 1 648 

Hütte OYH 51 0 0 

 SUMME 20.656  42.188 

 

Tabelle 2: Bewertung des Änderungsbereichs im Planzustand. 
Planung Fläche      

[m²] 
Wertfaktor 

[Wf] 
Werteinheiten 

[WE] 

Wohnbaufläche (GRZ 0,4) 20.656    
davon max. 60 % versiegelbar 12.394 0 0 
davon max. 40 % unversiegelt (z. B. GRT) 8.262 1 8.262 

SUMME  20.656    8.262 

 

 Fazit zur Eingriffsbilanzierung 

Die überschlägige Bilanzierung hat ein Kompensationsdefizit von 33.926 Werteinheiten er-
geben. Das genaue Kompensationsdefizit und die Maßnahmen zur Kompensation werden 
auf nachgeordneter Planungsebene (Bebauungsplan) ermittelt und konkretisiert. Im parallel 
aufgestellten Bebauungsplan (mit nahezu gleichem Geltungsbereich) ist die Kompensation 
auf dem Flurstück 558/55, Flur 8, Gemarkung Hammelwarden sowie auf den Flurstücken 
228/2 und 4/3, Flur7, Gemarkung Schweiburg vorgesehen. Die Flächen werden aktuell in-
tensiv genutzt und sollen durch Extensivierungsmaßnahmen aufgewertet werden. Durch die 
Kompensationsmaßnahmen wird das Kompensationsdefizit des B-Plans vollständig ausge-
glichen. Die Sicherung der Flächen erfolgt über vertragliche Regelungen. 

2.4 Geplante Maßnahmen zur Überwachung 

Gemäß § 4c BauGB haben die Kommunen erhebliche Umweltauswirkungen, die auf Grund 
der Durchführung der Bauleitpläne eintreten (Monitoring) können, zu überwachen. 

Zur Überwachung der Auswirkungen der vorliegenden Planung sind folgende Maßnahmen 
vorgesehen: 
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• Die Gemeinde wird 3 – 5 Jahre nach Beginn der Baumaßnahmen eine Ortsbegehung des 

Änderungsbereichs durchführen oder veranlassen und dies dokumentieren. So können 
eventuelle unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen ermittelt und geeignete Maß-
nahmen zur Abhilfe ergriffen werden. 

• Die Gemeinde wird 3 – 5 Jahre nach Beginn der Baumaßnahmen eine Ortsbegehung der 
Ausgleichsflächen durch einen Fachgutachter veranlassen und dies dokumentieren. So 
kann überprüft werden, ob die prognostizierte Entwicklung eingetreten ist bzw. eingesetzt 
hat und ob ggf. weitere Maßnahmen zum Erreichen des Zielzustandes erforderlich sind. 

• Die Gemeinde wird Hinweisen von den Fachbehörden und aus der Bevölkerung über un-
vorhergesehene nachteilige Umweltauswirkungen der Planung nachgehen und dies do-
kumentieren. 

Weitere Überwachungsmaßnahmen können auf Umsetzungsebene erforderlich werden. 

2.5 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Die Stadt Brake hat analysiert, inwieweit alternative Flächen in § 30 und § 34 BauGB-
Gebieten für die geplante Neudarstellung auf den derzeit landwirtschaftlich genutzten Flä-
chen des Änderungsbereiches genutzt werden können. Alternative Flächen haben sich nicht 
ergeben. Des Weiteren bietet sich der Änderungsbereich bietet für die Realisierung eines 
Wohngebietes aus den nachstehenden Gründen besonders an: 

• Der Änderungsbereich liegt in unmittelbaren Anschluss an die bestehenden Siedlungs-
nutzungen. Die bestehende Struktur kann in westliche Richtung fortgesetzt werden. 

• Nördlich des Änderungsbereiches grenzt die Straße „Timmermanns Hellmer“ an. Die 
Straße „Timmermanns Hellmer“ mündet nordöstlich des Änderungsbereiches in die 
Stedinger Straße (K 213). Der Änderungsbereich verfügt damit über eine sehr gute 
Anbindung an das überörtliche Verkehrswegenetz.  

• Ein Immissionsschutzgutachten und ein Geruchsgutachten wurden erstellt. Es wurde 
gutachterlich der Nachweis erbracht, dass eine Immissionsschutzverträglichkeit herge-
stellt werden kann.  

Aus Sicht der Stadt Brake ist es daher gerechtfertigt, den Belang der Schaffung von Bau-
grundstücken auf ehemals landwirtschaftlich genutzten Flächen höher zu gewichten als den 
Belang zur Reduzierung des Freiflächenverbrauchs, der im Ergebnis einen Verzicht auf eine 
weitere bauliche Entwicklung der Stadt Brake bedeuten würde, da alternative Flächen derzeit 
im Stadtgebiet nicht zur Verfügung stehen. 

2.6 Schwere Unfälle und Katastrophen 

Nachfolgend werden die erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen dargelegt, die auf-
grund der Anfälligkeit der nach dem Bauleitplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle 
oder Katastrophen zu erwarten sind. 

Im Änderungsbereich und in der Umgebung liegen keine Besonderheiten vor, die eine be-
sondere Anfälligkeit gegenüber schweren Unfällen oder Katastrophen erwarten lassen. 
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3 Zusätzliche Angaben 

3.1 Verfahren und Schwierigkeiten 

Bei der Durchführung der Umweltprüfung kamen folgende Verfahren zur Anwendung: 

• Biotoptypen-Erfassung nach Drachenfels (2016)46 

• Die Ausführungen zum Artenschutz sind als Potentialanalyse konzipiert. 

• Hinsichtlich der Schutzgüter Boden, Wasser, Klima, Luft, Mensch sowie Kultur- und sons-

tige Sachgüter wurde das Datenmaterial des NIBIS Kartenservers47, des Niedersächsi-

schen Ministeriums für Umwelt, Energie und Klimaschutz48 und des Landschaftsrahmen-

plans des Landkreises Wesermarsch49 ausgewertet.  

Relevante Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben ergaben sich nicht. 

Hinweis zum Umweltschadensrecht: Auf Grundlage der aktuell vorliegenden Kenntnisse sind 
nicht alle zukünftigen Auswirkungen der Planung auf Arten und natürliche Lebensräume im 
Sinne des § 19 Abs. 2 und 3 BNatSchG abschließend prognostizierbar. Es können nachteili-
ge Auswirkungen auf die Erreichung oder Beibehaltung des günstigen Erhaltungszustandes 
der genannten Arten oder Lebensräume verursacht werden, deren Vorkommen im Einwir-
kungsbereich der Planung bisher nicht bekannt ist oder die sich künftig im Einwirkungsbe-
reich der Planung ansiedeln bzw. entwickeln. Eine vollständige Freistellung nachteiliger 
Auswirkungen gemäß § 19 Abs. 1 BNatSchG kann deshalb planerisch und gutachterlich 
nicht gewährleistet werden. 

3.2 Allgemein verständliche Zusammenfassung  

Die Stadt Brake nimmt die 31. FNP-Änderung vor, um der konstant hohen Nachfrage nach 
Wohngrundstücken in der Stadt Brake Rechnung zu tragen. Der Änderungsbereich ist im 
wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Brake als Fläche für die Landwirtschaft darge-
stellt. Durch die 31. FNP-Änderung wird die Flächendarstellung in Wohnbaufläche geändert. 
Im Parallelverfahren wird der Bebauungsplan Nr. 79 aufgestellt. 

Der Änderungsbereich befindet sich im südlichen Bereich der Stadt Brake, westlich der Ste-
dinger Landstraße und südlich der Straße Timmermanns Hellmer. Die Änderungsbereichs-
größe beträgt 2,1 ha. Der Änderungsbereich wird derzeit als Weide und Grünland genutzt. 
Am südlichen Rand des Änderungsbereichs befinden sich Gehölze. Die Straße „Timmer-
manns Hellmer“ ist geschottert und dient als Erschließungsstraße. Südwestlich und nördlich 
des Änderungsbereichs liegen Gewässer/Teiche. Die westlich und nördlich angrenzenden 
Flächen werden als Grünflächen genutzt. Südlich und nördlich des Änderungsbereichs be-
finden sich zudem einzelne Wohnnutzungen im planungsrechtlichen Außenbereich. Östlich 
schließt sich Wohnbebauung mit eingeschossigen, freistehenden Einfamilienhäusern und 
Doppelhäusern auf großzügigen Grundstücken an den Änderungsbereich. In den Gartenbe-
reichen sind zum Teil dichte und hohe Gehölze in Abgrenzung zum Änderungsbereich hin 
vorhanden. Die Entfernung des Geltungsbereiches zur östlich gelegenen Weser beträgt ca. 

                                                
46  Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz: Olaf von Drachenfels - Kartierschlüssel 

für Biotoptypen in Niedersachsen (Stand Juli 2016) 
47  NIBIS® Kartenserver (2014) des Niedersächsischen Landesamt für Bergbau, Energie, und Geologie (LBEG)  
48  Umweltkarten-Server des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie und Klimaschutz  
49  Landkreis Wesermarsch: Landschaftsrahmenplan. Stand 2016. 
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350 m. Die Bundesstraße B 212 liegt ca. 400 m, die Bahnlinie ca. 300 m westlich des Ände-
rungsbereichs. Weiter westlich befindet sich das Entsorgungszentrum Wesermarsch. 

Durch die Planung wird eine Neuversiegelung von bisher unversiegelten Flächen ermöglicht. 
Des Weiteren erfolgt aufgrund des nah anstehenden Grundwassers bzw. der geringen Ge-
ländehöhe eine Anhebung des Geländes durch eine Aufschüttung um mindestens 1 m. Die 
Oberflächenentwässerung erfolgt über die Gräben im Änderungsbereich in das Käseburger 
Sieltief. Im Zuge der Oberflächenentwässerung wird eine Grabenaufweitung des westlichen 
Grabens mit eingebauter Staueinrichtung erforderlich. Bei der Aufweitung sollten die Ruhe-, 
Laich- und Entwicklungszeiträume von Amphibien berücksichtigt werden. Die Planung be-
gründet erhebliche Beeinträchtigungen der Schutzgüter Pflanzen, Tiere und biologische Viel-
falt und Boden, die es im Sinne der Eingriffsregelung zu kompensieren gilt. Insgesamt wurde 
gemäß dem Niedersächsischen Städtetag (2013) ein überschlägiges Kompensationsdefizit 
von 33.926 Werteinheiten ermittelt. Das genaue Kompensationsdefizit und die Maßnahmen 
zur Kompensation werden auf nachgeordneter Planungsebene (Bebauungsplan) ermittelt 
und konkretisiert. Im parallel aufgestellten Bebauungsplan (mit nahezu gleichem Geltungsbe-
reich) ist die Kompensation auf dem Flurstück 558/55, Flur 8, Gemarkung Hammelwarden 
sowie auf den Flurstücken 228/2 und 4/3, Flur7, Gemarkung Schweiburg vorgesehen. Die 
Flächen werden aktuell intensiv genutzt und sollen durch Extensivierungsmaßnahmen auf-
gewertet werden. Durch die Kompensationsmaßnahmen wird das Kompensationsdefizit des 
B-Plans vollständig ausgeglichen. Die Sicherung der Flächen erfolgt über vertragliche Rege-
lungen. 

Zur Einhaltung der immissionsschutzrechtlichen Maßgaben wird bei der Errichtung von Ge-
bäuden mit Schlaf- und Büroräumen ein erforderliches Schalldämm-Maß von mindestens 
R’ w,res  = 30 dB für die Außenbauteile erforderlich.  

Zur Einhaltung der artenschutzrechtlichen Maßgaben sind auf Umsetzungsebene bei der 
Baufeldräumung nistende Vogelarten zu beachten. Gehölzfällungen und Erdbaumaßnahmen 
sind nur zulässig, wenn sichergestellt ist, dass keine in Nutzung befindlichen betroffen sind. 
Zum gegenwärtigen Kenntnisstand sind keine Konflikte mit den artenschutzrechtlichen Best-
immungen erkennbar, die die Umsetzung der Planung dauerhaft hindern würden. Durch 
bauzeitliche Maßnahmen, z.B. Gehölzfällungen und Baufeldfreimachung außerhalb der Vo-
gelbrutzeiten (z. B. in den Wintermonaten von Oktober bis Ende Februar), kann die Tötung 
von Tieren generell vermieden werden. Dauerhaft genutzte Vogelnester oder Fledermaus-
quartiere sind im Änderungsbereich nicht vorhanden.  

Erhebliche Beeinträchtigungen auf die umliegenden Natura-2000-Gebieten oder sonstigen 
Schutzgebietskategorien werden durch die Planung nicht begründet.  
 

3.3  Referenzliste der herangezogenen Quellen 

• Drachenfels, O. (2016): Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen unter besonde-

rer Berücksichtigung der gesetzlich geschützten Biotope sowie der Lebensraumtypen von 

Anhang I der FFH-Richtlinie, Naturschutz und Landschaftspflege in Niedersachsen A/4; 

NLWKN Stand Juli 2016 

• Grundlagenerfassung zu Boden, Wasser und Klima/Luft des Geodatenzentrums Hanno-

ver; aus: NIBIS® Kartenserver (2014): Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 

(LBEG), Hannover  
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• NUMIS Kartenserver: Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie und Klima-

schutz, Hannover. 

• Landkreis Wesermarsch: Landschaftsrahmenplan. Stand 2016. 
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Anhang zum Umweltbericht 

 

Mögliche erhebliche Auswirkungen während der Bau- und Betriebsphase gemäß 
BauGB, Anlage 1, Nr. 2.b) Ziffer aa) bis hh) infolge 

aa) Bau und Vorhandensein der geplanten Vorhaben, 
soweit relevant einschließlich Abrissarbeiten: 

Neubau von Wohnhäusern. Abrissarbeiten sind nicht 
geplant.  

bb) Nutzung natürlicher Ressourcen, insbesondere 
Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und bio-
logische Vielfalt, wobei soweit möglich die nach-
haltige Verfügbarkeit dieser Ressourcen zu be-
rücksichtigen ist:  

Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen. 
Neuversiegelung von Boden. Verlust von Lebens-
raum für Pflanzen und Tiere.  

cc) Art und Menge an Emissionen von Schadstoffen, 
Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme und Strah-
lung sowie der Verursachung von Belästigungen:  

Baubedingt sind Lärm, Staub und Erschütterungen 
in der Bauphase zu erwarten. Über die Bauphase 
hinaus sind aber keine Emissionen anzunehmen, 
die die Emissionsrichtwerte überschreiten. 

dd) Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihre 
Beseitigung und Verwertung: 

Angaben über Art und Menge von Abfällen liegen 
nicht vor, sind aber aufgrund der geplanten Nutzung 
nicht in besonderem Maße zu erwarten. Die anfal-
lenden Abfälle und Abwässer werden ordnungsge-
mäß entsorgt und abgeführt.  

ee) Risiken für die menschliche Gesundheit, das kul-
turelle Erbe oder die Umwelt (zum Beispiel durch 
Unfälle und Katastrophen): 

Mit der Umsetzung des Allgemeinen Wohngebietes 
sind keine besonderen Risiken zu erwarten, da mit 
der zulässigen Wohnnutzung keine Anfälligkeit für 
schwere Unfälle oder Katastrophen verbunden sind. 

ff) Kumulierung mit den Auswirkungen benachbarter 
Plangebiete unter Berücksichtigung etwaiger 
bestehender Umweltprobleme in Bezug auf mög-
licherweise betroffene Gebiete mit spezieller Um-
weltrelevanz oder auf die Nutzung von natürlichen 
Ressourcen: 

Auf angrenzenden Flächen sind bereits Wohnnut-
zungen ausgeprägt.   

Kumulierungseffekte benachbarter Änderungsberei-
che sind standortbedingt nicht abzuleiten und auch 
Gebiete besonderer Umweltrelevanz sind nicht aus-
geprägt. 

gg) Auswirkungen der geplanten Vorhaben auf das 
Klima (zum Beispiel Art und Ausmaß der Treib-
hausgasemissionen) und der Anfälligkeit der ge-
planten Vorhaben gegenüber den Folgen des 
Klimawandels: 

Mit dem Vorhaben werden keine klimarelevanten 
Auswirkungen begründet. Des Weiteren ist keine 
besondere Anfälligkeit des Vorhabens gegenüber 
den Folgen des Klimawandels ersichtlich.    

hh) Eingesetzte Techniken und Stoffe: Während der Bau- und Betriebsphase eingesetzte 
Techniken und Stoffe, die besondere Belastungen 
erwarten lassen, sind nicht bekannt. 
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Nachfolgend ist eine tabellarische Übersicht über die in der Umweltprüfung untersuchten und 
ermittelten Umweltauswirkungen dargelegt. Vertiefende Angaben insbesondere zu erhebli-
chen Umweltauswirkungen sind den jeweiligen Kapiteln des Umweltberichtes näher erläutert. 

Die Angaben zu den geplanten Vorhaben bzw. zu den bauleitplanerisch vorbereiteten bauli-
chen und sonstigen Nutzungen, welche für die Prognose der Entwicklung des Umweltzu-
stands bei Durchführung der Planung in die Umweltprüfung eingestellt wurden, sind in Kap. 
2.2 des Umweltberichtes dargestellt. 

Vorab werden einige Erläuterungen zu der nachfolgenden tabellarischen Übersicht der Um-
weltauswirkungen aufgeführt. 

 

Erläuterungen zur tabellarischen Übersicht der Umweltauswirkungen 

die Beurteilung der Umweltauswirkungen wird wie folgt vorgenommen 

o keine bedeutsamen Umweltauswirkungen ersichtlich/ zu erwarten 

x Umweltauswirkungen zu erwarten, aber unerheblich 

X Umweltauswirkungen von einiger Relevanz zu erwarten, nähere Erläuterun-
gen in Kap. 2.2 ff. des Umweltberichtes 

kurzfristig vorliegend definiert als < 3 Jahre andauernd/ innerhalb von 3 Jahren nach 
Umsetzung der geplanten Vorhaben einsetzend 

mittelfristig vorliegend definiert als 3 – 15 Jahre, generell überschaubare Perspektive der 
Bauleitplanung  

langfristig vorliegend definiert als 15 Jahre, danach ggf. bauleitplanerische Überprüfung, 
Anpassung  
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